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Einleitiing. 



§1. 

Die Aufgabe und ihre bisherige Behandlimg. Übersicht 
über die in der folgenden Darstellung getroffene An- 
ordnung. 

L Die Lehren vom Seebeuterecbt, mit denen sich die 
folgende Abhandlung befassen soll, gehören zn den am meisten 
erörterten Fragen der Rechtswissenschaft Fachmänner und 
Dilettanten haben sie geprüft; politische, wirtschaftliche, 
ethische, rechtliche Betrachtungen sind über sie in weitem 
Umfange angestellt. Wenn trotzdem jetzt versucht werden 
soll sie nochmals zu prüfen, so sind dafür zwei Beobachtungen 
maßgebend, zu denen die Beschäftigung mit der reichen 
Literatur führt. 

Einmal lehrt das Studium dieser Literatur immer wieder 
und immer mehr die große Bedeutung der Lehren vom See-* 
beuterechte für das Staats- und Völkerleben. Der Seehandel 
der Eulturstaaten, besonders des Deutschen Reiches, der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika und Großbritanniens, hat in 
den letzten Jahrzehnten, indem seiner Förderung und seinem 
Gedeihen vielfach mehr Beachtung geschenkt und mehr Wert 
beigelegt wurde als der Pflege der höchsten menschlichen 
Güter, in ungeahnter Weise an Ausdehnung zugenommen. 

Dementsprechend mußten auch die Fragen nach der recht- 
lichen Stellung, die er im Frieden und namentlich im Kriege 
einnimmt besonders die Frage, ob der Seehandel der krieg« 
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fiihreDden und neutralen Staaten geschützt ist, welche Art 
von Schatz er genießt und ob dieser Schutz als ausreichend 
erachtet werden darf, in ihrer Bedeutung immerfort steigen. 

Sie werden in noch höherem Maße wichtig werden, wenn, 
wie sicher zu erwarten ist, der Seehandel in Zukunft noch 
mehr anwächst. 

Sodann muß die Kenntnis der Literatur fiber das See- 
beuterecht die Überzeugung wachrufen, daß hinsichtlich der 
Schilderung und Prüfung der Rechtsgrundsätze, welche sich 
auf den sogenannten feindlichen Handel im Kriege beziehen, 
trotz zahlreicher Erörterungen noch viel zu tun übrig ge- 
blieben ist, fast mehr als der Rahmen einer kürzeren Ab- 
handlung zu fassen vermag. Ein überwucherndes Dilettanten- 
tum hat auch in Schriften von Fachgenossen bisweilen eine 
mangelhafte Präzision im Ausdrucke hervorgerufen, deren Be- 
seitigung angestrebt werden muß. ^) Manche archaistische 
Anschauung, die sich von Buch zu Buch fortgeschleppt hat 
und selbst in den neuesten Werken wieder auftaucht, muß 
ausgemerzt werden. ^ Der bedeutsamste Fehler der bisherigen 
Literatur besteht jedoch darin, daß nicht wenige Schrift- 
steller die Rechtsgedanken unter der Menge des herbeige- 
schafften tatsächlichen Materials fast verschwinden lassen.') 



') Ein Beispiel bilden die Aosfllhrangen Riviers in seinem Lehrbnche 
des Völkerrechts (vgl. u. a. die Seiten 431 — 433), mit denen Rivier über 
den Augenblick des Eigentnmsüberganges bei der Wegnahme auf Grund 
des Seebeuterechts sich durchaus widersprechende Behauptungen aufstellen 
würde, wenn man nicht annehmen müßte, daß es sich lediglich um eine 
ungenaue Ausdrncksweise handelt; femer läßt sich z. B. aus den Aus- 
führungen auf den Seiten 377 ff. nicht klar ersehen, was Rivier unter 
„Krieg'* versteht : bald scheint es, als ob nach ihm ein Krieg nur bestehen 
könne, wenn Verletzungen von Rechten und Ansprüchen eines kriegführenden 
Staates durch die Gegenpartei vorangegangen wären, bald wird als Krieg 
jeder mit Waffengewalt geführte Kampf unter Staaten bezeichnet, ohne 
Rücksicht darauf, aus welchen Ursachen er entsprungen ist. 

') Eine vortreffliche Bestätigung gibt die Erscheinung, daß die irrigen 
Anschauungen des Albericus Gentilis über die rechtliche Bedeutung von 
Aufbringungen auf neutralen Gewässern von den meisten neueren oder 
neuesten Schriftstellern ohne Prüfung wieder aufgenommen werden (vgl. 
die Ausführungen unten in § 9 B. I Ziff. 3). 

') Diesem Fehler sind namentlich die englischen Schriftsteller ver- 
fallen. Sie geben kaum mehr als eine Schilderung der englischen Praxis, 
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Daza kommt, daß in den Lehren vom Seebeaterecht zahl- 
reiche Gegensätze noch einer Klärung, manche sogar noch 
einer klareren Darlegung bedürfen. 

Denn ohne diese Vorarbeiten läßt sich die Hauptaufgabe, 
eine Beseitigung der Gegensätze anzubahnen, nicht erfüllen. 

Das Ergebnis wird vielfach ein unbefriedigendes sein, 
zum Verzagen gibt es keinen Anlaß. Ja, manche Gegensätze 
werden nach gründlicher Prüfung nicht so schroff und so 
schwer überbrückbar erscheinen, als sie gemeinhin geschildert 
werden. 

In der folgenden Abhandlung können und sollen nicht 
alle Fragen, die mit dem Seebeuterechte im Znsammenhange 
stehen, erörtert oder gar gelöst werden, sie soll nicht er- 
schöpfend sein. Möge sie jedoch wenigstens einen kleinen 
Beitrag zu der großen Arbeit liefern! 

n. Die Abhandlung soll in zwei Hauptteile zerfallen. In 
dem ersten soll das Seebeuterecht im allgemeinen geschildert 
und untersucht werden, sein Wesen, seine geschichtliche Ent- 



ohne die Rechtsgedanken, auf denen letztere beruht, hervorzuheben und 
zu prüfen. Mit der Darstellung Bonfils-Fauchilles in seinem Manuel de 
droit intern, public steht es nicht viel besser, er reiht in der Hauptsache 
nur die Bestimmuufifen der Staatenvereinbarungen und -Terträge und der 
einzelstaatlichen Gesetzgebungen sowie das Verhalten der Staatenpraxis 
aneinander. 

Auch in de Boecks außerordentlich reichhaltigem und gründlichem 
Werke „De la propri6t6 priv^e sous pavillon ennemi'' treten die Rechts- 
gedanken allzusehr zurück. Immerhin sind die Ausführungen dieser Art 
noch wertvoller als die Bluntschlis (Das Beuterecht im Krieg und das 
Seebeuterecht insbesondere) und namentlich die Rlobukowskis (Die Seebeute 
und das feindliche Privateigentum zur See) die bezüglich des Seebeute- 
rechts nicht viel mehr geben als eine Behandlung der Frage, ob die Ab- 
schaffung des Seebeuterechts möglich, wünschenswert oder notwendig ist. 
Von den neueren Schriftstellern, die sich speziell mit Seekriegsrecht be- 
schäftigen, bieten Duboc (Le droit de visite et la guerre de course) und 
Leroy (La guerre maritime) nur wenig Neues. Hervorzuheben sind Dupuis' 
„Le droit de la guerre maritime d'apr^s les doctrines anglaises'' und 
Pereis, Das internationale öffentliche Seerecht der Gegenwart, ü. Teil: 
Seekriegsrecht. 

Die mehr oder minder bedeutsamen Ausführungen über das Seekriegs- 
recht und das Seebeuterecht insbesondere, die sich in sämtlichen Lehr- und 
Handbüchern des Völkerrechts befinden, können hier nicht einmal in aller 
Kürze besprochen werden. 

1* 
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wicklang und sein Bestehen nach geltendem Secht, seine Ab- 
schaffongsmOglichkeit oder -notwendigkeit^ Vorschläge, die für 
seine Reform gemacht sind. Der zweite Teil soll der Dar- 
stellung der einzelnen Lehren vom Seebeaterechte gewidmet 
werden. Es soll hierbei erörtert werden, wem es zusteht^ auf 
welche Gegenstände es sich bezieht, von welchen Vorans- 
setzungen es abhängt und welcher Inhalt ihm zageschrieben 
werden muß. 



r ^ 



1. Teil. 

Das Seebeuterecht Im allgemeinen. 

§2. 

Begriff und Wesen des Seebeuterechts. 

I. Nach den Gesetzen der sogenannten civilisierten 
Staaten ist die Aneignung frerader Sachen Ausländern wie 
Inländern verboten , sofern ihnen die Rechtsordnung nicht 
ein besonderes Recht einräumt. Dabei wird kein Unterschied 
gemacht, ob der Täter eine ansländische Einzelperson oder 
ein fremder Staat ist.'J Allerdings ist letzterer aus völker- 
rechtlichen Gründen von der Herrschaft der Strafgesetze des 
Staates, in dessen Gebiet er das Delikt begangen hat, befreit. 
Seine Befreiung bildet aber nur einen pei-sönlicben Straf- 
ansschliefinngsgrund, an der Rechtswidrigkeit seiner Hand- 

') Nach einzeben Rechten, wie nacb geltendem deutschen Beichsrecht, 
kann, abgesehen von besonderen Bestimm ungea, onr der einzelne Mensch, 
nicht die Kürperschaft eine strafbare Handlung begehen und die für eine 
wiche angedrohte Strafe erleiden. Die richtige AuUftssung, die in dem 
Tölkerrechtlichen Delikt, dessen Subjekt nur der Staat sein kann, un- 
bestreitbare Anerkennung gefunden bat, gewinnt seit Gierkea Genosaen- 
achafterecht immer mehr Boden. Die Lehre von der Verbrech eusfäliigkeit 
der Körperschaften auch auf strafrechtlich ein Gebiete vertreten von deutschen 
Kriminalisten besonders v. Uait, DenUches Strafrecht S. 114 und Merkel, 
Lehrbuch des Strafrechta S. 50. Anbänger der entgegengesetzten Anseht 
sind Tl. a. T. Lilienthal, OrnndriQ 8. 40 und Olshansen, Kam. Abschn. 4 
Zitr. 6. 
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lang wird nichts geändert Er bleibt denn auch dem Staate, 
dessen Angehörigen er geschädigt hat, nach Völkerrecht zur 
Leistung von Entschädigung und Genugtuung verpflichtet, 
während die verletzten Untertanen ihrerseits meist nach 
Landesrecht einen Anspruch auf Schutz gegen den Staat 
haben, dem sie angehören.^) 

Wie sich das prinzipielle Verbot der Aneignung fremder 
Sachen nach den Gesetzen aller sogenannten civilisierten 
Staaten an Ausländer ebenso wie an Inländer richtet, so sind 
anderseits nach ihnen Ausländer in gleicher Weise wie In- 
länder in ihrem Eigentum geschützt. Der einzelne Staat 
kommt durch die Gewährung dieses Schutzes seiner völker- 
rechtlichen Pflicht nach, den Untertanen fremder Staaten, die 
sich mit seinem Willen bei ihm aufhalten, allgemein den- 
selben Schutz gegenüber Verletzungen und Gefahrdungen 
ihi*er Rechte angedeihen zu lassen, wie den eigenen Staats- 
genossen. 

Kein Staat würde es sich gefallen lassen, daß andere 
sich unberechtigt Sachen seiner Angehörigen in fremden 
Staaten oder von dem Gebiete fremder Staaten aus ungesühnt 
aneigneten — um unbedeutende und vereinzelte Vorfälle wird 
er sich allerdings regelmäßig nicht kümmern. 

Auch der Staat selbst darf das Eigentum der sich in 



*) So nach der deutschen Beichsyerf. Art. 3. Der Ansprach auf Schatz 
gegenüber anderen Staaten hat den Charakter eines subjektiven Bechts. 
Übereinstimmend: Laband, Staatsrecht Bd. I § 16 S. 135; Stoerk in H.H. II 
S. 633, 635. Anderer Ansicht: y. Seydel, Bayer. Staatorecht I S. 300 ff., 
y. Ullmann, Völkerrecht S. 246. Jellinek, System der subjektiven öffent- 
lichen Bechte 1892 S. 114 behauptet, dafi zwar ein materieller Anspruch 
vorliege, der sich aber wegen des Fehlens eines Bechtsmittels nur als 
Beflex eines objektiven Bechts darsteUe. Einen Schutz gegen fremde 
Staaten gewährt ein Staat nur seinen Angehörigen. Besondere Vorschriften 
gelten für den staatlichen Schutz von Schifbeigentümem in ihrem Eigen- 
tum an den Schiffen. Die Sicherheit des Meeres und die Ermöglichung 
eines ordnungsmäßigen Betriebes der Seefahrt erfordern, daß jedes Schiff, 
namentlich auch jedes Kauffahrteischiff, eine staatlich anerkannte Flagge 
führt. Um die Eigentümer hierzu zu zwingen, hat sich jeder Staat völker- 
rechtlich verpflichtet, seine Angehörigen nur dann in ihrem Eigentum an 
Schiffen zu schützen, wenn sie diese unter seiner oder der Flagge eines 
anderen Staates fahren lassen. Führt ein Schiff überhaupt keine oder keine 
staatliche Flagge, so ist es schutzlos. 
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seinem Gebiete aufhaltenden Angehörigen eines fremden 
Staates ebensowenig wie das der Staatsgenossen verletzeD.*) 
Wärde er sie verschieden behandeln, so würde er gegen eine 
völkerrechtliche Pflicht verstoßen und zu ihrer Erfüllung, zum 
Ersatz etwa schon entstandenen Schadens und zur Gewährung 
von GeDQgtnang mit allen zu Gebote stehenden vClkerrecht- 
lichen Mitteln von dem fremden Staate angehalten werden 
dürfen. 

Die vorbeschriebenen Grundsätze gelten im Kriegs- wie 
im Friedenszustande. Doch ist ein kriegführender Staat ge- 
nötigt für den Fall eines Seekrieges zu den im Frieden schon 
geltenden Ausnahmen noch eine wichtige hinzuzufügen. Sie 
betrifft bestimmte Gegenstände, die ihm selbst oder seinen 
Staatsgenossen gehören und zugleich zu seinem Seeliandels- 
betriebe oder zu einem Seehandelsbetriebe seiner Untertanen 
zu rechnen sind. Er muß nämlich ki-aft Völkerrechtes unter 
bestimmten völkerrechtlich festgesetzten Voraussetzungen 
dulden, daß sich der feindliche Staat solche Gegenstände an- 
eignet, ohne daß er das Vorgehen des letzteren als rechts- 
widrig behandeln darf.*) 



') Wenn die neueren Verfassniigen , insbesondere die Verfftssnngeu 
mehrerer deuisolier Einzel Staaten, t. B, Preuß.Verf, r. 31. Jan. 1860 Art. f; 
Bayr, Verf. v, 26, Mai 1S18 Tit. IV S 8; Braniischw. NX.O, v. 12. Olit. 1832 
§§ 32. 33; Oldenb. St-G.G, v. 22, Kot, 1852 Art. 60; Brem.Vert v, 8. März 
1849, nene Redalttian t. 1. Jan. 1894 § 79 den Omndaatz der Uuverleiz- 
Liclikeit des Gi^entnniB auBdrltcklich ansspreclien, so bezielit er sicli ebeuso- 
wohl nnt AnsIKnder wie auf Inländer. Bedarf der Staat zur ErfüUiiDg 
seiner Anfgaben gewisser Gegenstände , welche sich im Eigentum von 
PriYatpersonen befinden, bo macht es gleicbfalla hinsichtlich seiner Be- 
fugnis, diese durch einen Verwaltungsabt an sich zp ziehen, keinen Unter- 
schied, ob ihre Kigeotümer InlKnder oder Aualiluder lind. 

') Dns ist durchaus keine vereinzelle Notwendigkeit. Der gleiche 
Zwang zum Ausschluß der Bechts widrigheit besteht bezüglich zahlreicher, 
von staatlichen Normen an sich verbotener Handlungen, falls dieselben von 
Aem feindlichen Staat, Eieinen Organen und Augebürigen seiner Kriegemaclit 
innerhalb ihrer Berufsrecbte, die jedoch nicht weiter sein dftrfen, als das 
Ttilkerrecbt sie anszudebnen erlaubt, begangen werden. Eürpetrerletzung, 
Töluiig, Sütigung, Freiheitsberaubung, Brandstiftung, zahllose gemein- 
gefährliche Handinngen müssen beispielsweise während der Kriegszeit für 
viele Falle in Ansehung des feindlichen Heeres ihres DelikUcharaktera ent- 
kleidet werden. 



Dieser Pflicht des einen kriegführenden Staates stet 
Recht seines Feindes auf eine solche Behandlung gegei 

Der Inbegriff derjenigen Eechtssätze, welche siel 
dieses Eecht beziehen, bildet das Seebeuterecht.') *) 

Das Seebeuterecht bindet die Staaten in ihren i 
nationalen Beziehungen und gehört deshalb dem Völkerr 
an ; insbesondere ist es, da es Rechtsverhältnisse von Ste 



') In der franzOai sehen, italieniBchcu, engliBchen nnd Amerikan 
Literatnr fehlt ea an einer BeseichiiuDg, die unaerein Seebeaterech 
spricht. Die AuRdrÜcke droit de captnre, right of caplare entapi 
noBerem AafbringQDgsreclite, dem auwtihl zur Durchführung dea Bloi 
nnd Kontrebande- wie des Seehenterecbta gegebenen Hilfareuhte. 
Erscheinung Bndet ihre Erktärnng darin, daß in jenen Litera,tur( 
Hauptbedeutung der Anfbringung der feindlichen Güter beigelegt 
nicht der Aneignung. Mit Unrecht! Gibt doch die Aufbringung nu 
tatsächliche Herrschaft über die feindlichen Gilter, die Aneignung auf i 
einer rechtskräftigen kondemnierenden PrieengerichtBentscheidung et 
Eecht an ihnen. Auch Oeffcken, H.H. S. 671 ff., Perels S. 188, 223 
und V. Liszt S. 233 halten aich von jenem Fehler nicht freii dagegen 
er Bich nicht hei HelTter S. 299ff., Eivier 8. 126, ■12Ü-430, *. Di: 
S. 342, Lueder, H.H. S. iBSf!. 

De Boeck betitelt aein umfangreiches Werk über das Seebente 
„De la propri^t^ priree ennemie eoua pavillon ennemi", die franzOa: 
LehrbQcher des Völkerrechts geben den Abschrntten, welche van Seel 
recht handeln, Cberschrifieo gleichen oder ähnlichen WortUnts (vgl 
Despagnet, Droit intern, public. S. 658, Nya in seiner ÜbersetEQQf 
Lorimers Priuoipea S. 220, Boafils-Fauchille, Manuel S. 705 ff.). Die 
liachen Schriftgteller sprechen hSufig in den EapitelUberschritteti 
EnemjB propett? oa the high aeas oder ähnlich (so Mauning S. 268, H 
II 0. SSII). Geffcken, H.H. IV S. 671 ff, (gg 125—127) betitelt sein K 
über das Seebeuterecht „Das feindliche Eigentum zur See". Heilbom 
Bd. II S. 1065 ff. vermeidet das Wort „Seebeuterechf gleichfalla. Er i 
scheidet vielmehr daa „Beutereeht" , welchem „das feindliche Staatsi 
tum" unterworfen sein, nnd das „Prisenrecht", das Bich auf das F 
eigentum bezieben soll (S. 1066). 

') Sehr helieht ist es in der Literatur, das Seebeutereeht wed 
definieren, noch sein Wesen zu erklären, sondern nur die Behauptunf 
feindliches Out unter feindlicher Flagge der Aneignung durch den ge. 
sehen Staat unterliege, in dieaer oder Uhnllchtr Form BUsznxprechei 
hieran die weiteren Aosführungen zu knüpfen (so Rivier S. 426 ff., '. 
S. 202 ff., Wheaton, Elem. ot Intern. Law T. IV c. 11, Halleck S. 
Pbillimore III, g 75 ff., femer Klohukowskl, Die Seebeate usw. und 1 
Bchli, Das Benterecht asw., obgleich die beiden letzteren ihre Honogn 
fast allein dem Seebeuterecht widmen, und viele andere). 
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die sich im Zustande offenen Kampfes befinden,^) zueinander 
betrifft, ein Teil des Kriegsrechts.*) 

Wenn das Seebeuterecht auch dem Völkerrechte angehört,') 
beeinflußt es doch die Hechte der einzelnen Staaten bedeute 
sam. £in kriegführender Staat kann seine völkerrechtliche 
Pflicht, die Aneignung von Sachen, welche ihm oder seinen 
Untertanen angehören, durch den feindlichen Staat im See- 
krieg als nicht rechtswidrig zu behandeln, nicht anders er- 
füllen, als wenn er sein Recht derart einrichtet, daß sie nach 
diesem nicht rechtswidrig ist Wenn dann der feindliche 
Staat solche Gegenstände sich aneignet, beruht seine Ermäch- 
tigung hierzu im konkreten Falle auf dem Hechte des fremden 
Staates, nicht etwa auf dem eigenen Hechte *) oder auf dem 
Völkerrechte,'^) «) 

^) Zwei Staaten befinden sich genau wie andere juristische oder physi- 
sche Personen in einem Zustande offenen Kampfes zueinander, wenn sie 
wechselseitig gegen sich Gewaltmaßregeln ausführen. Es kommt dabei nur 
physische Gewalt in Betracht. 

*) Kriegsrecht im subjektiven Sinne ist das einem Staate zustehende 
Recht von seinem Gegner zu verlangen, daß dieser auf einen zwischen 
ihnen herrschenden Kampf die völkerrechtlichen Sätze zur Anwendung 
bringe, die bei der Mehrheit der Knltnrstaaten für einen Kampf zwischen 
Staaten gelten. Verbunden mit diesem Rechte ist sein Recht gegen dritte 
Staaten, mit denen er in völkerrechtlichen Beziehungen steht, gegen die 
sog. neutralen Staaten, auf Beobachtung der Völkerrechtssätze, welche fttr 
neutrale Staaten bestimmt sind. 

*) Bynkershoek, Quaest. jur. publ. (2. Ausg. y. 1761) I, 3 hält das 
Seebeuterecht ftlr ein natürliches Recht des Siegers. Heffter S. 299 ver- 
neint überhaupt das Bestehen des Seebeuterechtes; denn nach ihm „legt*' 
„man sich eine unbedingte Appropriationsbefugnis gegen feindliche Privat- 
schiffe und Güter nur zu"; seine Ausführungen widersprechen übrigens 
dieser Behauptung. 

*) So nach der Auffassung Dupuis', Le droit de la guerre etc. S. 33, 
nach der ein kriegführender Staat kraft Yölkenrechts berechtigt ist, den 
Angehörigen des Gegners das Befahren des Meeres während eines Krieges 
zu untersagen und als Strafe für die t^bertretnng dieses Verbots die Ein- 
ziehung Yon Schiff und Ladung zu bestimmen. Ähnlich Jellinek, System usw. 
S. 313, 314 : kraft Völkerrechts sei der Kriegführende kompetent, sein Im- 
perium über die fremden Untertanen auszudehnen und Anordnungen Über 
die Behandlung von Feindesgut zu erlassen. Die Übertretung dieser 
Vorschriften durch Einzelpersönlichkeiten habe keinen völkerrechtlichen, 
sondern einen staatsrechtlichen, näher bestimmt, einen kriegspolizeilichea 
Charakter. Wie Jellinek Brusa R,D.LP. IV S. 157. 
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Will der feindliche Staat seinerseits von der ilim c 
das Recht seines Gegners notwendig eingeräumten ErJai 
Gebrauch machen,') so ist er gezwungen sein Reclit derai 
gestalten, daß für seine Organe und die Augehörigen s 
Kriegsmacht die von seinen staatlichen Normen an sich 
botene Aneignung fremden Eigentums ihres Deliktscharal 
entkleidet wird; er muß jenen die Aneiguug erlauben, jj 
bieten. Würde er sein Landesrecht nicht derartig gest 
und sein Feind sich diesen Maßnahmen nicht anschließe) 
würde er — wenigstens in den Fällen, in denen die 
Scheidung des Krieges zur See fallen müßte — iu hi 
Maße gegen sein eigenes Interesse handeln.') 



') (S. 9.1 Bfizn fflUsBen alle die SclirifCsteller kouinen, die anne 
daC eine Sache, die im Eigentum einer Privatperaon steht, in Hinblit 
eineo fremden Staat als im Eigentnm des Staates stehend zu betri 
ist, dem die Privatpereon angehört (so Vattel a. a. 0. II c. VII gg t 
ähnlich Hngu Qrotius, De jure helli ac pacia etc., Itl c. II § 52; Ma 
a. B. 0. S. 1S9, dagegen sehon Slieldon Anios in eeiuer nenen Ausgat 
Hannings Intern. Law 8. 169). 

•) (S. y.) Vattel a. a. 0. IU § 164 sl£llt das Seebenterecht wie Ubei 
das Bentereeht mit dem Erobemngsrechte anf eine Stufe nnd beha 
daO sich jenes anf bewegliche Güter, dieses anf das feindliche Lan 
die feindlichen Städte beziehe. Cl. F. v. Martens, Prieis da droit de» 
(Neue Ausg. von VergS, Paris 1864) VIU 4 S. 279 faßt Beute ni 
obemng unter dem Begriff Okknpatiua EOsammen. Doch sind leide 
lieh verschieden. Die Eroberung berührt die Eigentumsverhältnisse i 
eroberten Gebieten nicht im geringsten, sie bewirkt eine Verändert 
dem Gebietsnmfang der an ihr beteiligten Staaten; das wesentliche 
mal der Erheutung ist dagegen der Übergang des Eigentums, Von 
ist ferner der Begriff der Okkupation (Besetzung) durchaus verach 
indem diese nur bewirkt, daU, soweit die efTeklive Macht der beseti 
Truppen reicht, die Staatsgewalt des Okkupierenden an die Stelle der 
liehen Staatsgewalt tritt. Nachwirknugen jener unrichtigen Lehren n 
sich bis in neuere Zeit bemerkbar, verleidigte doch Travers Twiss 
Sitzung des Instituts für Völkerrecht im Haag 187d das Seebenti 
insofern es feindliche Schiffe ergreife, als Anwendung der Okkupation 
liehen Gebiets, weil das Schiff nach heutigem Kecht als schwimn 
Territorium betrachtet werde (R.D.l P. et de legisl. comp. VII S-553 

') Selbst im deutsch-franzSsischeo Kriege 1870/71, fitr dessen Au 
allein der Kampf zu Lande ausschlaggehend war, hielt es das De 
Reich für zweckmäülg, die Bestimmungen, welche seinen Verzicht B 
Ansübnng des SeebenterechU während dieses Kriege» aussprachen, ei 
zunehmen, als Frankreich die Ausübang nicht unterließ: ^'erordnoi 
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n. Nach geltendem Völkerrecht Ist kein kriegführender 
Staat der anderen Kriegspartei gegenüber verpflichtet die 
Aneignung jeder Sache, die ihm oder seinen Untertanen gehört, 
als erlaubt zn behandeln: ein allgemeines Benterecht besteht 
nidit mehr, weder im Land- noch im Seekriege. 

Ein kriegführender Staat ist vielmehr abgesehen vom See- 
beuterecht nur uoch verpflichtet die Aneif^iiung derjenigen Sachen 
als nicht rechtswidrig anzusehen, die zu Kriegszwecken un- 
mittelbar oder mittelbar Verwendung finden oder finden sollen. 

Das dieser Pflicht entsprechende Recht jedes kriegführen- 
den Staates wird Kriegsbeuterecht genannt. 

Je uachdem die in Betracht kommenden Sachen sich auf 
dem festen Lande oder zur See befinden, kann eiu See- und 
ein Landkriegsbeuterecht unterschieden werden. Großen Wert 
hat diese Gegenüberstellung nicht, da für beide Arten des 
Kriegsbenterechts dieselben Rechtjigrundsätze zur Anwendung 
kommen. So bedarf es insbesondere bei Aneignungen auf 
Grund des Seekriegsbeuterechts ebensowenig einer gericht- 
lichen Entscheidung wie bei Aneignungen auf Grund des 
Landkriegsbeuterechts. ') 

Das Seekriegsbeuterecht und das Seebeutereeht unter- 
scheiden sich dadurch, daß die Sachen, auf welche sich die 
beiden Rechte beziehen, verschiedenen Zwecken dienen oder 
dienen sollen. 

Ersteres ergi-eift solche Sachen , die zur Fühmng des 
Kampfes unmittelbar oder mittelbar Verwendung finden oder 
finden sollen, letzteres solche, die zum Seehandelsbetriebe eines 
feindlichen Staates oder seiner Angehörigen zu rechnen sind. 

In jedem Falle ist für die Zulässigkeit oder Qnzulässig- 
keit der Aneignung allein die Art der Verwendung und der 
Zweck der Sachen entscheidend, nicht, wie in der Literatur 
gemeinhin behauptet wird, die Person ihres Eigentümers!^) 

Präsidiums des Nürddentsobcu Bandes vam 18. Juli ISTO, betr. die Auf- 
bringiing und Wegnahme fraozösischer HandelsachiRe (R.G Bl. S 485), zn- 
rBckgenommeu durch die VerorduuDg gleichen Natnena vom 19. Jaouar 187 L 
(E.n.Bl. S. 8). 

■) Übereiuatimmeud Geffcken, H.H. S. 689. Anders Heffter S. 299, der 
auf die Anei^ung aller Güter eines feindliclien Staates oder seiner Ange- 
hUrig'eu die gleichen Grundsätze angewendet wissen wiU. 



Das Landkriegsbenterecht bezieht sich dementsprec 
auf Grandstücke, Gebäude, Denkmäler, auf Sachen, die 



•) (S, 11.) Der Grund fBr die verechiedena kriegBrechtlich« Stellui 
S&cbea nach der Art ihrer Verwendung, nicht nach der Person ihres ] 
tUmer« i«t nnachwer zn erkennen. Ga muß jedem kriegfllhrenden Stattl 
Völkerrecht die Möglichkeit gewährt werden seinem Gegner alle Sacl 
entziehen, mit denen er seinen Wldentand fortsetsen nill, also die S 
die bei der Führung dea Enntpfes Verwendung finden oder finden i 
ob sie hei ihrem Gebrauche zur Führnng den Earapfes dem feind 
Staate gehOreu oder in Eigentum einzelner stehen , ht für den feind 
Staat vollkommen gleichgültig. 

Würde die Person des Eigentümers entscheiden und Privatperson 
hOrenJe Sachen der Aneignung nicht unterliegen, so könnte ein 
führender Staat nichts Besseres tun, als den Angehörigen seiner Streit 
die Waffen, die Ausrüstungsgegenstände, die Lebeneniittel und alle aon 
xnr KriegfühniDg erforderlichen Gegenatfinde zn Eigentum zn überti 
er würde dann von seinem Gegner weit schwerer niedergeworfen n 
können. 

Es mag in manchen Fällen hart sein, daü sich ein feindlicher 
Sachen einzelner aneignen darf. Diese Härte auszugleichen läge 
nicht dem feindlichen Staate, sondern dem eigenen Staate der ein: 
ob. Er müüt« diese tör die Verluste entscliädigen, die sie erlitten 1 
indem sie ihm ihre Sachen gezwungen oder freiwillig, aber mit s 
Einverständnis zur Verfügung stellten. 

Die gegenteilige Ansicht wird uamentlicli von Lueder H.H. S. 
vertreten: „Für das jetzt geltende Beaterecht ist ein zweifacher 1 
schied zu machen, je nachdem es sich um Staats- oder Privateigi 
und um bewegliches oder unbewegliches Out handelt . . . Unbeweg 
Gut verfällt der siegenden Kriegsgewalt nicht mehr zur Beate . . . t 
weglichem Staatseigentume hat der Sieger ein Aneignungsrecht . . 
weit das bewegliche Gnt Privateigentnm ist, bleibt es, und zwar eii 
ob Eigentum von Kombattanten oder Nichtkombattanten, frei." 

Lueder trifft bei der Darlegung der rechtlichen Stellnng von S 
eines feindlichen Sbiates, wenn er gegenüberstellt, ob es sich um b 
liehe oder unbewegliche Sachen handelt, ebenso nie mit der Gegei 
Stellung von Privat- und Staatseigentum eine rein äuBerliche, in 
Wesen und dem Zwecke des Kriegsbenterechts nicht begründete I 
Scheidung. Nicht deshalb bleiben nnbewegliche Sachen des feind 
Staates Ton der Aneignung verschont, weil sie nnbewegüch sind, so 
weil sie regelmäßig zu Kriegszwecken weder verwendet werden nocl 
wendet werden sollen. Anderseits werden die meisten beweglichen 9 
des feindlichen Staates Tom Kriegs beute recbt ergriffen, weil sie me 
teils Kriegszwecken dienen oder dienen sollen , keineswegs aber wt 
hewegiich sind. Lueder sieht sieb daher nach gezwungen zwei Ausns 
von dem von ihm aufgestellten Prinzipe anzuerkennen. 



Gottesdienste, dem Unterricht, der Knnst, der Wissenschaft, 
der Armen- und Krankenpflege gewidmet sind, auch in dem 



Es sollen nfimlicli alle S&chen, „welche dem Enltiu und UDtemcht, 
den Wissenschafteii and KOnsten, der WohlUtigkeit und der Erenken- 
pflege dienen, nicht ireggenommen werden dürfen." Dagegen sollen „Waffen 
nnd Pferde and überhaupt die kriegemche AnBBtattnng, aacb wenn sie 
FriTateigentnin sind, noch Oefcenetond der Aneignung durch den siegenden 
ESmpfer sein." 

Wäre Lneder bei der Anfstellnng dea Prinsipa Ton dem zntreffeuden 
Gesichtspunkte ausgegangen, daü die Art der Verwendnug nnd der Zweck 
der Sachen entacheidend sei, dann wäre er die beiden Ausnahmen zu machen 
nicht geuStigt gewesen. 

Wie Lueder mit nnr unwesentlichen Abweichnugen : Heffter S. 285ff,, 
Geftcken bei Heffter S, 296 Anm. 2 (. . . ea „gilt von beweglichen Sachen 
der Grundsatz. diiQ nur die üKentliche Habe dem Benterecbt unterliegt . . ., 
weil xie der feindlichen Staatsgewalt gehöre, deren Willen gebrochen 
werden soll"), t. Uazt S. 314, t. Üllmaiin S, 334 n. aiö, Hivier 3. 417 big 
419 und 422-426, Heilborn, Enc. Bd. II S. 1065, Despnguet S. 6a^-621. 
BoiiflJB-Fancbille S. 653— 6G9, Halleck S. 58 ff. und viele andere. 

Auf den ersten Bück erscheint durch den Art. 46 Abs. 2 des der 
II. Hanger EonventioD vom 29. Juli 1899 beigefügten Keglements, betr. 
die Gedetze und Gebräuche des Landkrieg.s („das Privat eigen tum darf 
nicht eingesogen werden"*), diese gegenteilige Ansicht bewiesen zn werden. 
Bei näherer Prüfang und namentlich durch Vergleichen mit Art. 53 Abs. 2 
des Reglements niuQ man aber zu einem Ergebnis kämmen, das mit der 
oben vorgetragenen Ansicht sich deckt. Nach dem, beiläutig bemerkt, sehr 
schlecht gefaßten Art. 53 Abs. 2 sind „Waffenniederlagen nnd Kricgsmunition 
irgend welcher Art auch dann, wenn sie Gesell schuften und Privatperseneu 
gehören, ihrer Natur nach Mittel, die den EriegBunternebmungCQ dienen 
sollen; sie milasen aber zurückerstattet werden". Das Wörteben „aber" 
h&tte keinen Sinn, wenn man nicht den ersten Satz der Bestimmung in 
folgender Weise auslegen dürfte nnd tnUüte : die bezeichnelea Sachen werden, 
da sie Kriegsuntemehmungen dienen sollen , grundsätzlich vom Kriegs- 
heuterecht ergriffen. Daran schlieQt sieb dann folgerichtig die Bestimmung 
des zweiten Satzes: Wir Signatarstaateu wollen aber durch spezielle Ver- 
einbarung in unseren Beziehaugen aiiCereinander die Znlässigkeit der An- 
eignung ansachlieQen. 

In entsprechender Weise geht au« demselben Art. bS Abs. 2 die An- 
sicht der Signatars tasten hervor, daC Sachen von .4ngehGrigen des feind- 
licheu Staates, die im Kriege bereits Verwendung finden, grundsätzlich 
ebenfalls dem Erieg.i beuterecht unterliegen ; doch wollen die Signatars taateu 
von diesem Grundsatze zugunsten des Eisen bahn matenalE , der Landtele- 
graphen und Fernsprecb an lagen, der Dampfschiffe und anderer Fahrzeuge, 
soweit hier nicht die Vorschriften des Seerechia eingreifen, eine Ausnahme 
machen. 
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Falle niclit, wo diese Sachen dem feindlichen Staah 
hören; es bezieht sich dagegen auf Pferde und milität 
Ausrüstungsstücke, auch wenn diese im Eigentum von 
battanten, also von Privatleuten stehen. Spitalschiffe, S( 
die religiösen, wissenschaftlichen oder woliltätigen Zw» 
dienen, Kartell- und Lotsenboote unterliegen — wenig 
nach den Bestimmungen eines weit verbreiteten partikn 
Völken'echtes ') — keinem Äneigiiungsrechte, auch wen 
Eigentum des feindlichen Slaates sind; Schiffe der freiwil 
Seewehren werden dagegen, obgleich sie einzelnen gel 
vom Seekriegsbeuterecht ergriffen. 

Die Behauptung, Sachen eines feindlichen Staates u 



Nan kennen dieee ans dem Art. 53 Abs. 2 tierTorgebeuden Ana 
der Signataratnateu der II. Haager Konvention nnd die Vorschri; 
Art. 46 .\bs. 2 sich nnmji[;licli widersprechen, Mnn dart desliiLlb nid 
nehmen, der Art. 4(i Abs, 2 noüe bestimmen, die Person des Eigent 
solle bezüglich der rechtlichen Stellung Ton Sachen im Landliriegi 
scheidend sein. San miiD in seiner Vorschrift vielmehr eine karee, 
die geschichtlichen Kämpfe nm die rechtliche Stellung des Privateige 
begründete Formel für folgenden Bechtssatz erblicken: grandaStBlicl 
jeder Signatarstaat iu einem Kriege mit anderen Signatarstsaten anne 
daS Sachen von Angehörigen eines feindlichen Staates nicht za K 
zwecken Verwendong finden sollen, er darf sie sich demnach nicht ane 
Hieran scIilieQt sich dann folgerichtig die Bestimmnng des Art. 53 } 
ein krieg fahrender Staat mnfl und darf aber annehmen, daD Waffent 
lagen und Kriegsmunition irgend welcher Art, auch wenn sie Gesellsc 
uder Privaten gehören, za KriegsE wecken dienen sollen, er dürfte si 
demnach graudsKCKlich aneignen; jedoch sollen sie in den Besiehnngi 
SignatarstAaten anter einander kraft besonderer Uestiramung nichi 
Kriegsbeute recht ergriffen werden; vielmehr soll der feindliche Sta 
nnr in Besitz und Nutzung gegen Entschädigung nehmen dürfen. 

Anderseits soll nach Art. 03 Abs. 1 des angeführten Beglemei 
kriegführender Staat grnnd.tätzlich annehmen dUrfen, daU Bargeli 
Wertpapiere, BetBrdernngamittel , Vorratshäneer und Lebensmittclvi 
sowie alle dem feindlicbeu Staate gehörenden beweglichen Sachen, d 
eignet erscheinen den Kriegsunternehmungen zu dienen, hierzu an 
stimmt seien. Doch hat auch diese Vorschrift nur den Zweck, de] 
alehung von Schwierigkeiten vorzubengen , die sich bei Beantwortui 
Frage ergeben könnten, ob Sachen eines feindlichen Staates zu J 
zwecken bestimmt seien; sie will nicht besagen, daß bewegliche i 
eines feindlichen Staates deshalb dem Kriegsbeuterechte unterliegen 
sie einem feindlichen Staate gehüreu, 

') Vgl. unten S. 62 ff., namentlich auch S. 63 Anm. 2. 
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lägen dem Kriegsbenterechte, Sachen seiner Angehörigen seien 
dagegen abgesehen Ton den Fällen, in denen das Seebeute- 
vecht zur Anwendung kommen dnrfe, unverletzlich, ist mithin 
nicht zutreffend. Nur soviel ist an ihr richtig, daß Sachen 
des feindlichen Staates viel häufiger als Sachen seiner An- 
gehörigen zur Führung des Kampfes durch die Streitkräfte 
bestimmt erscheinen müssen. Mit EQcksicht hierauf haben 
denn auch die Signatarstaaten der IL Haager Konvention 
vom 29. Juli 1899 vereinbari, dafi im Landkriege grundsätz- 
lich alles rrivateigentum als nicht zum Krli'^i' lie^timiiir an- 
gesehen werden müsse, während man gnnidsatzüch annehmen 
dürfe, alle beweglichen Sachen eines feindlichen Staates sollten 
Krieg sunternehniHugen dienen. ') 

Infolge dieser Vereinbarung genießt allerdings im Land- 
kriege das Privateigentum einen stärkeren Schutz als da» 
Staatseigentum. 

Ebenso sind Sachen , die im Seehandelsbetriebe eines 
feindlichen Staates oder seiner Angehörigen Verwendung finden, 
dieser Verwendung wegen dem Seebeuterecht unterworfen. 
Ob ein feindlicher Staat oder einer seiner Angehörigen ihr 
Eigentümer ist, macht bezüglich ihrer rechtlichen Stellung 
keinen Unterschied. -) 



■) Vgl. Art. 16 ff. des der II. Haager Konvention vom 29. Jnli 189» 
beigefügten Reglements betr. die Gesetie und Oebr&ache des Landkriegea 

UDiI oben S, 11 Anm. 3. 

-] AliivciHiend GeflVkcn, H.H, ä. 580, Eivier S, 427, v. Liazt S. 3i3, 
V. rilmunn S. 843, Pereis S, 188; ferner lie Botck, Desijagnet, Bonflls- 
Fanchille, Dnboc, Leroy, Dupnia, Halleck, Lawrence, Hall nud viele audere, 
wie sich darans BclilieGen tSUt, <laü Bio hei ihren Ansflilimngen über äaa 
f^iegsbeat erecht, soweit es sich auf den Seekrieg bezieht, nur vom Eigen- 
inm des feinilhcben Stimtas, bei ihren Ansführaugen über das See beute recht 
nur TOm Privateigentum Bprechea. 

Nach Heffter S. 299 ist „alles teindliehe Gut zur See"', also ancli das 
Eigentum des feindlichen Staates, „gute Friae" ; es miUlte demnach auch 
bei der Erbeatnng von Eciegsschiflcn ein Friaen verfahren etattfinden, was 
Eweifelloa nicht notwendig ist. 

Bnimerincq, B.D.I. et de legisl. comp. XIV S. 149 sagt: ne 

pent etre l'object d'une prise iin'nne chose qai se troiive daaä la pos^ession 
priveo; les tribunanx des priaes ont ä jnger la saisie de celte choae. 
L'ennemi ne s'cmpore pas de la propriSte pabliqne de son adverzaire en 
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III. Mit dem Ausbruche eines Krieges erleidet die 
liehe Stellung von Sachen, die Eigentum eines am I 
nicht beteiligten, eines neutralen Staates, oder eines 
hörigen eines neutralen Staates sind, grundsätzlich keim 
änderung. Insbesondere entsteht für keinen der kriegfi 
den Staaten das Eeeht von einem neutralen Staate zi 
langen, daß er die Aneignung von Sachen, die ihm oder i 
Untertanen gehören, als nicht rechtswidrig behandele, 
bestehende Aneignungsrechte eines kriegführenden S 
bleiben durch den Kriegsausbruch unberührt, auch k 
für ihn auf auderem als kriegsrechtlichen Grunde Aneigi 
rechte in gleicher Weise wie im Frieden erwachsen. 

Der Grandsatz, daß Sachen eines neutralen Staates 
seiner Angehörigen im Kriege dieselbe rechtliche St 
genießen wie im Frieden, erHthrt jedoch zwei wichtige 
nahmen, einmal durch das Kriegsblockaderecht, sodann 
das Kriegskontrebanderecht. 

Beide Rechte stimmen in den Personen der dun 
Berechtigten und Verpflichteten überein. Denn verpfl 
wird durch beide jeder neutrale, berechtigt jeder kriegfül 
Staat. Außerdem begründen beide Rechte eine inhi 
gleiche Pflicht. Denn durch beide wird jeder neutrale 
zu dulden verpflichtet , daß ein kriegführender Staa 
oder seine Angehörigen durch Einziehung von Sachen 



Tertu da droit de priie, mais bien en Tertn d'autres principe» da ( 
]a guerre, c'est-i-dire, ceui du droit de Imtiu." 

Der (laterreichificlie ErlnQ Tum 9. Juli 186<i § 5a unterwirft 
die einem feindliclieD Staate gehCiren. in gleiclier Weise dem Seebenl 
nie Sacbeo, die einem Untertanen eines feindlichen Staates gebCrei 

') Ein nentraler Staat braucht niclit zu dnlden, duU einer seinei 
hOrig;en in anderer Weise als dnrch Einziebnng der instrumenta sceleris 
des kriegfUlirendeü Stantea bestraft wird. Wenn dieveneKolanische Nenti 
erklärung vom 6. Juni 1S9S erklärt, daU sicli Venezolaner durtb di 
sucb eines Blockadebrnclis oder die Zufuhr von Knegskonlrebai 
Strafen aussetzen, die ihnen der kriegführende Staat anferlege, s 
der Tenezolaniscbe Staat in seinem Rechte seine Angehörigen uugU 
als er seinerseits durch dos Völkerrecht genötigt ist. Dem kriegfül 
Staate gegenüber bleibt er BelhstverstAudllch berechtigt, seine Unt 
vor anderen Strafartcn zu schütxcu, nur ist er letzteren gegenüber ■ 
derartigen Schutze nicht rerpäichtet. 

Besonderes gilt, wenn AntlSnder, mögen sie einem neutral« 



^ 
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straft,^) die bei Begehung einer bestitiimten Handlung gebraacht l 

sind. •) 



«inem feindlichen Staate angehören, den Versuch eines Blockadebmchs oder 
«iner Zufuhr von Eriegskontrebande begehen, während sie sich innerhalb 
des Gebietes desjenigen kriegführenden Staates, dessen Interessen sie durch 
diese Handlungen bedrohen, unter dessen Schutze aufhalten. In diesem 
Falle darf nämlich der kriegführende Staat nach seinem Ermessen ent- 
scheiden, welche Strafart und welches Strafmaß er den Ausländem gegen- 
über anwenden will; nur müssen Strafart und Strafmaß einem Kulturstaate 
«ntsprechen und innerhalb der Grenzen bleiben, die er seinen eigenen Unter- 
tanen gegenüber einhält. Das Bestehen dieser Strafbefugnis läßt sich bei- 
spielsweise aus § 91 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich 
herleiten, indem man annehmen muß, daß letzterer keine vOlkerrechts- 
widrige Bestimmung gibt. 

Die Befugnis zu der hier erörterten Bestrafung beruht aber nicht auf 
dem Eriegsblockade- oder dem Kriegskontrebande-, sondern auf einem be- 
sonderen Rechte. Der neutrale Staat muß bei dem Versuch eines Blockade- 
bruchs oder der Zufuhr von Kriegskontrebande nicht nur seine Bestrafung 
durch Einziehung der instrumenta sceleris dulden, sondern auch wegen 
Verletzung seiner Neutralitätspflichten dem kriegführenden Staate Ent- 
schädigung und Genugtuung leisten. 

') Die Einziehung auf Grund des Kriegsblockade- oder Kriegskontre- 
banderechts ist, da ihr nur Sachen unterliegen, die im Eigentum eines an 
der Tat Beteiligten stehen, als Strafe, nicht als polizeiliche Maßregel anzu- 
sehen. Zutreffend z. B. die yenezolanische Neutralitätserklärung vom 6. Juni 
1898. y. Ulimann S. 331 und 361 sieht die Einziehung auf Grund des 
Kriegsblockade- oder Kriegskoutrebanderechts als „Repressionsrecht" an, 
,,dem der strafrechtliche Charakter durchaus mangelt". Heffter § 159 bringt 
nicht klar zum Ausdruck, ob er die Einziehung als Strafe oder Repressiv- 
maßregel ansieht 

Pereis S. 2d3 behauptet, die Befugnis des kriegführenden Staates, 
Kriegskontrebandezufnhren an den Feind entgegenzutreten, sei nicht ein 
Ausfluß der Straf Justiz, „sondern des Kriegsrechts''. Das ist unrichtig. 
Die Befugnis zur Einziehung beruht yielmehr im konkreten Falle auf 
<einem staatlichen Strafrecht, dieses Strafrecht seinerseits beruht auf einer 
Völker- und zwar speziell auf einer kriegsrechtlichen Norm. Letztere ihrer- 
seits ist aus einer Vereinbarung zwischen Staaten hervorgegangen, und 
die Veranlassung zu dieser Vereinbarung hat die Überzeugung gegeben, 
daß ohne sie ein Krieg nicht in zweckentsprechender Weise durchgeführt 
werden könne. 

Jede wegen einer rechtswidrigen Handlung erfolgende Einziehung 
sieht als Strafe an Kohler, Patentrecht S. 575, dagegen wird der Straf- 
«harakter durchaus verneint von v. Liszt, Lehrbuch des deutschen Straf- 
rechts S. 252; Nissen, Die Einziehung (1888) S. 86; Köbner, Die Maßregel der 
Einziehung (1891) S. 6 ff. und 56. IMe im deutschen Strafrecht herrschende 
Rostocker Studien. II. 7. Heft. 2 
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Das Kriegsblockade- und das Krieg^kontreban' 
unterscheiden sich dagegen durch die Handlungen, dere 
die Bestrafung erfolgen darf. 

Beim Kriegsblockaderecht besteht diese Handlung 
daü ein Schiff eines neutralen Staates oder eines sein 
gehörigen eine von dem Kriegführenden den neutralen H 
mitgeteilte und durch eine genügende Anzahl static 
oder kreuzender Kriegsschiffe gesicherte Absperrung 



Lehre siebt in Cbereinttimmnn^ mit der hier vertretenen Anffa» 
Einzieliung bald aJs Strafe, bald ajn polizeiliebe Maßregel an, yg\. \ 
Vorberg, Die Einziehung der Produkte und Werkaeuge eines Delik 
8. 15ff. ; Frank, Das Strafgesetzboch fUr das Deutsche Reich zt 
die Entscbeiduiigen des Reich sgericbt« in Strafsachen Bd. 14 S, 1 

Die nnten S. 23 Anm. 21 angeführte Erklärung der hritiac 
giemng während des mstiisch-türkiEcheti Krieges 18TT, Geffcken k' 
g 154 Anm, 6 bezüglich der Einziehang anf Grund des Blocka 
Phillimore III S. n06 u. 460, GeUner, Droit des neutres S. 146, Ol 
199, Halleck II 208. 215. 

') (S. 17.) Anch für den Fried enszos tan d gibt es Vereinbanmg 
denen ein Staat dnlden muG, dall seine Angehürigen wegen bestimmt 
langen von eiuem anderen Staate dnrch Einziehung der instrnmentf 
selbst dann bestraft werden, wenn letzterem auf dem Gebiete, anf 
Täter ergriffen iat, die Staatsgewalt nicht zasleht. So darf nach 
der Generalakte der BrüHseler Konferenz vom 2. Jnli 1890 (vgl 
1892 S. 605) ein Signatarstaat auch Angehürige eines anderen i 
ataales durch Einziehung ihres Schiffes bestrafen, falls sie von i 
Betreiben von Sklavenhandel auf hoher See betroffen werden. 

Die Besatzung eines Seeränberscliiffes, d. i. eines Schiffes, 
weder keine Flagge oder eine völkerrechtlich nicht anerkannte Flag 
darf jeder Staat wegen jeder anf offener See begangener Qewa 
strafen, auch dann, wenn sie einem anderen Staate augehört. YO) 
liehe Verpflichtungen bezüglich der dabei anzuwendenden Strafart 
aniuwendenden Strafmaßes sind den Staaten nicht anferlegt. 

Andere Recht^grund^ätze gelten dagegen, wenn ein Schiffseif 
den staatlichen Vorschriften entgegenhandelt, die anf Grund dei 
Vertrages vom 16. November 1887 bezüglich der Unterdrückung des 
weinhandels unter den Nordsee fisehem anf hoher See getroffen s 
B.0.B1. 1894 S. 427). In diesem Fulle darf ein Staat, dem der Ei{ 
nicht angehdrt, nur polizeiliche Maßregeln treffen, er darf das S 
anhalten, darchsachen nnd nufbringeu. Die Abnrteilang erfolgt i 
Gerichte dea Staates, dessen Flagge das Snhifl führt. Ebenso Ar 
am 6. Mai 1883 in Haag abgeschlossenen Vertrags, betr. die po 
Regelung der Hochseefischerei in der Nordsee auQerbalb der Küsten, 
(R,G,B1. 1884 S.41). 
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Küstenstrichs eines feiodlichen Staates (eines Hafens, einer 
Blicht, einer Flußmündung, einer Meerenge) zu durchbrechen 
nnternimmt. Beim Kriegskoiitrebanderecht dagegen besteht 
die Handlung, deretwegen die Bestrafung zulässig ist, darin, 
daß ein neutraler Staat oder einer seiner Angehörigen dem 
feindlichen Staate Sachen zuzuführen unterniramt, die un- 
mittelbar im Kampfe Verwendung finden solien.') 

Das Kriegsblockade- und das Kriegskontrebanderecht sind 
wie das Seebeuterecht Institute des Völkerrechts; und sie be- 
einflnssen, "wiederum wie das Seebeuterecht, die Kechte der 
einzelnen Staaten in mehrfacher Hinsicht. 

Die auf sie gegi^iindete Einziehung bedeutet eine Be- 
strafung der Eigentümer der von der Einziehung betroft'eneu 
Sache. Nach dem Rechte aller sogenannten ci^Tlisierten Staaten 
darf eine Handlung nur bestraft werden, wenn sie nach einem 
vor ihrer Begehung bestehenden Eechtsatze strafbar war. 
Auch muß die ihretwegen erkannte Strafe innerhalb des durch 
das Recht vorher festgesetzten Rahmens liegen. Will also 
ein kiiegfiihrender Staat von den Einziehungsrechten Gebrauch 
machen, die ihm auf Grund des Kriegsrechts zustehen, s^o muß 
er sein eigenes Recht derart einrichten, daß die Handlungen, 
auf die das Kriegsblockade- und das Kriegskontrebanderecht 
sich beziehen, nach seinem Rechte bei Strafe der Einziehung 
der im Eigentum des Täters befindlichen instrumenta sceleris 
verboten siud.^j 

Würde er sein Recht nicht entsprechend gestalten, so 
würde er bei Ausübung seiner völkerrechtlichen Befugnis 
gegen sein eigenes Recht verstoßen. Er würde den Grundsatz 
verletzeu: nullum crimen sine lege, nulla poena sine lege. 

Auch der neutrale Staat muß sein Recht wegen der 



') Jede dieser Handlimgen ist Terboten, dn eie regelmjiüi^ eine Ge- 
fShrdnng des rectitlith gesciü taten Interesses jedes kriegfii blenden Staates 
eiithait, daü sein Gegner keine Mittel zur Stärknng seiner Widerstnn'l.n- 
ktaft emgifang'e. Daranf, i>ti sie anch im geg'ebenen Eiuzelfalle dieses 
Interesse verleüit oder gefährdel, kommt es nicht an. Sie eracbeint also 
als einfacher UDgehuraam gegenüber den staatlichen Vorschriften , diirc:li 
weiche ihre Begehung verboten wird. aU iKiIizeiliches Unrecht. 

') Bei.spielBwei.=e bat sieb das Deutsche Beich zn diesem Zwecke den 
g 91 Abs. 1 B.Str.O.B. geachsfien. 




Verpfliciltnng. die er nach dem Kriegsblockade- oder B 
kontrebanderecht iibernominen hat, eigenartig gestalten, 
derenfalls wttrde er gezwungen sein, jenes oder seine v 
rechtliche Verpflichtung zu verletzen. 

Er ist nämlich seinen Angehörigen gegenüber verbi 
sie gegen reehtsrndrige Handlungen eines fremden S 
zu schützen. Will er sie gegen eine im allgemeinen i 
widrige Einziehung vou Sachen, die ihnen gehören, 
schützen, z. B. um, wie im Falle des Kriegsblockade- 
Kriegskon trehanderechts, eine völkerrechtliche Verpflic 
zu erfüllen, so muß er durch sein Recht für die Fälle, in 
er sie nicht schützen will, die Rechtswidrigkeit der Einzi 
ausschließen.') *) 



') Ein neutraler Staat ist uicht etwa dazn verpflichtet oder gi 
durch sein Becht die Znfnbr von KriegAkontreliande au einen krieg 
den Staat oder den Bloekadebruch mit Strafe zn bedrohen oder at 
(hircb eine len imperfecta an verbieten. Eichtig erklärte daher d 
lifche Regierung' bezüglich der Zufnhr von Kriegakontrebande ku Beg 
russisch-türkiachen Krieges 1877 [Staatsarchiv 169. 33 Nr. 6536): „. . . 
neutral State Is not bound to restreüi or pimish its aabjects who sap t 
snch goods (coDtreband of war) across the neaB to a belllgerent . . 
österreic bische Regierung faßte ihre Nentralitätsgeaetze strenger, 
nach Völkerrecht genötigt war, wenn sie ihren Angehörigen dnreh ä 
Ordnungen vom Sä. Mai 1854, vom 29. Juli 1870 und vom 11. M; 
die Zuführung von KriegBkontrebande verbot, durch die Verordnui 
25. Mai 1854 sogar unter .Androhung einer angemessenen Strafe, 
laaaen eich in Sentralitätserklärungen Warnungen vor der Znfu 
Kriegskontrebande und vor dem Versuch eines BlockadebmchH 
so in der dSnischen Behanntmachnng fUr dänische Haudeltreiheni 
Scbifliifllhrer mit Rücksicht auf den Ewischen den Nordamerikauisubc 
Staaten und Spanien anttgebrochencn Krieg, vom 29. April 1898 J 
den Fall der Blockade {Jie Zufuhr von Kontrehande verbot die d 
Regierung ihren Unterianeu durch „daü vortfiuüge Gesetz, durch ' 
den düniacben Untertanen die Unterstüteung der kriegfllhrenden 
■verboten wird", vom 29. April 1898 g 1 Ziff. 4), ferner in der por' 
sehen Neotralitätserklürtiiig vom 28. April 1898 Art. 4, in der veni 
Rchen Nentralitätserklärung vom 6. Juni 1898 Art. 2 und 14, in der 
läudisehen Kentralitätaerkiarung vom 3. Mai 1898 Art. 2 („Die Schifft 
Rhecler und Verfrachter werden auf die Gefahren und Nachteile ai 
aam gemacht, denen sie sich aussetzen, wenn sie, die einer neutralet 
auferlegte PSicht verletzend, eine effektive Blockade zn breche] 
Kriegskontrebande oder militKrische Depeschen fUr eine der kriegfüt 
Parttien ZU übermitteln veraucheu. Diejenigen, welche sich »olchei 



fcj w ^ iw . ^5— ^■*-*?*'*T^^iai^^P^^ig*^i— ^^^^^IB^W^Wl^—^^^^^wsweM^Ba^iM^^^^w^Tr'^i 



— 21 — 

Das Kriegsblockade- und Kriegskontrebanderecht einer- 
seits, das Seebenterecht anderseits sind ihrem rechtlichen 
Wesen nach verschieden. Die auf Grund der ersteren er- 
folgende Eigentumsentziehung enthält eine Bestrafung des 
neutralen Staates oder seiner Angehörigen, eine ,,Einziehung". 
Bei der auf Grund des Seebeuterechts erfolgenden Eigentums- 
entziehung kann dagegen von einer Bestrafung des feindlichen 
Staates oder seiner Angehörigen nicht die Rede sein. Es wäre 
widersinnig, wenn ein kriegführender Staat seinem Gegner das 
Recht einräumen wollte, ihn oder seine Angehörigen wegen 
Betreibens von Seehandel zu bestrafen, während er gerade 
dafür kämpft, daß ihm und seinen Angehörigen die Möglich- 
keit und Fähigkeit zum Betreiben von Seehandel erhalten 
bleibt. 

Es liegt beim Seebeuterecht nicht die Berechtigung zu 
einer Einziehung, sondern die Berechtigung zu einer „An- 
eignung" vor.^) 



langen schnldig machen, werden alle daraus entspringenden Folgen zu * 

tragen haben, ohne auf irgend welche Hilfe oder Vermittlung seitens Ihrer | 

Majestät Begierung Anspruch erheben zu können"). Die deutsche Reichs- ] 

regierung verletzte während des südafrikanischen Krieges 1900/1901 ihre i 

Tölkerrechtlichen Pflichten nicht, wenn sie die Lieferung von Kriegsmaterial 
nicht verbot, sondern an rheinische Fabriken nur das „dringende Ersuchen'' 
richtete, die Lieferung von Kriegsmaterial an England einzusteUen. 

') (S 20.) Nur wenige Staaten haben in ihren Gesetzen den Ausschluß der 
Rechtswidrigkeit für den Fall der Einziehung ausdrücklich ausgesprochen» 
wie das preuß. Prisenregl. vom 20. Juni 1864 § 7 (für gute Prise gelten, 
d. h. ein feindlicher Staat darf sich aneignen ... die Schiffe, deren Ladung 
aus Kriegskontrebande besteht, nebst der letzteren) und § 22 („Jedes Schiff, 
ohne Unterschied der Nationalität, welches die Blockade zu durchbrechen 
versucht, ist aufzubringen und als gute Prise anzusehen''). Meist läßt 
das Prinzip sich aber aus anderen Bestimmungen herleiten, z. B. aus 
der Bestimmung, daß die Angehörigen bei Entziehung ihres Eigentums 
wegen Versuchs des Blockadebruchs oder der Zufuhr von Kriegskontrebande 
keinen Schutz seitens ihrer Regierung zu gewärtigen haben (vgl. u. a. die 
niederländische Neutralitätserklärung vom 3. Mai 1898 Art. 2 letzter Ab- 
satz, die venezolanische Neutralitätserklärung vom 6. Juni 1898 Art. 4). 

') Heffter bezeichnet zutreffend die Eigentumsentziehung auf Qrund 
des Seebeuterechts als „Appropriation" (vgl. z. B. S. 299), die Eigentums* 
entziehung auf Grund des Kriegskontrebanderechts als „Konfiskation'' (vgl. 
z. B. S. 363), die Eigentumsentziehung auf Grund des Blockaderechts be« 
Zeichnet er als „Appropriation" infolge seiner irrigen Anschauung, daß An- 
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Das Eriegsblockade' and Kriegskontrebanderecbt 
scheiden sich vom Seebenterecht ferner dadurch, da 

Sachen eines neutralen Staates oder seiner Angehörigi 
greifen, während letzteres sich auf Sachen feindlicher St 
oder ihrer Angehörigen bezieht Kin Kriegsblockade- 
Kriegskontrebanderecht in Bezug auf Sachen, die letztgena 
Personen gehören, wäre iibei-flüssig, ganz abgesehen ( 
daß es, wie oben bereits dargelegt, widei-sinnig erscl 
müUte. Denn ein kriegführender Staat kann in Hinsiel 
jene Sachen die Zwecke, welche mit dem Kriegsblockade 
Kriegskon treban derechte verbunden sind, schon auf ( 
des Kriegsbeuterechts verwirklichen. Ergreift doch let 
alle Sachen, die unmittelbar oder mittelbar zu Kriegszw 
Verwendung finden sollen, und lassen sich doch dahi: 
Sachen rechnen, die vom Kriegskontrebanderechte bet 
werden oder durch die Blockadelinie gebracht werden so 
Unternehmen es aber die eigenen Untertanen eines 1 
führenden Staates, dem Feinde Kriegskontrebande zuznf 
oder eine Blockadelinie ihres Staates zu durchbreche 
kommt Völkerrecht überhaupt nicht in Betracht, sondern 
das Landesrecht ihres Staates. Bemerkenswert ist nur 
ein kriegführender Staat, wenn er Angehörige eines nem 
Staates wegen Versuchs der Zufuhr von Kriegskontre 
oder wegen eines Bloekadebrnchs bestraft, dem neutralen i 
gegenüber verpflichtet ist, seine eigenen Angehörigi 
gleicher Weise zu bestrafen. Bestände diese Verpflic 
nicht, so wäre zu befürchten, daß der kriegführende 
sein Kriegsblockade- und Kriegskontrebanderecbt, anstf 
zur Vernichtung seiner Feinde zu gebrauchen, zur Veidräi 
des Handels von Angehörigen neutraler Staaten benutzi 



gehürige eiuea neutralen Staates infolge eines Blockadebmcha ab 
ftügeBälien und behandelt werden dürften, 

Ernsa ß.D.I.P. IV S. Iö7 sieht die Eigentnmseutziehuug auf 
dej Ülot^kade- und Kriegskoutrebandereuhta in gleiclier Weise n 
Eigentmaaeniziehung anf Grnnd des See beut erecb ts , ja iogar die 
gl' rieb tabu rkeit als kriegBiiolizeilitbe Maßregel an. 

') Bei der Aneignung dieser Sachen ist abweiebend Ton den 
meinen Grandeiltzen des Kriegsbenterecbtes ein vorheriges Prixengt 
Tetfahtea erforderlich. 
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IV. Nach Völkerrecht mnß ein kriegfährender Staat eine 
Sache, die er sich anf 6mnd des Seebenterechts aneignen 
oder die er anf 6mnd des Eriegsblockade- oder Eriegskontre- 
banderechts einziehen will, in seinem Besitze haben. Nnr in 
äußerst seltenen Fällen kann er diesen anf eine Art erlangen, 
die einen Verstoß gegen das während des Friedens herrschende 
Recht nicht enthält; in den weitaus meisten Fällen wird er 
Gewalt anwenden müssen. 

Sowohl das Seebeaterecht wie das Eriegsblockade- und 
Ejiegskontrebanderecht können deshalb für einen kriegführen- 
den Staat nur Wert haben, wenn ihm die Anwendung von 
Gewalt zur Erlangung des Besitzes an den Sachen, die er 
sich aneignen oder die er einziehen darf, entgegen den im 
Frieden herrschenden Rechtsgrundsätzen im Kriege erlaubt ist. 

Hier greift das Aufbringnngsrecht ein. 

Auf Grund des Aufbringungsrechts darf nämlich 
jeder kriegführende Staat von jedem der ihm feindlichen 
Staaten bzw. jedem neutralen Staate verlangen, daß er eine 
von ihm ausgeführte Wegnahme von Sachen der bezeichneten 
Art als nicht rechtswidrig behandle. 

Das Aufbringungsrecht und das Seebeuterecht stimmen 
darin überein, daß nach beiden ein kriegführender Staat be- 
stimmte Handlungen eines feindlichen Staates als rechtmäßig 
behandeln muß und daß er trotzdem alle Maßregeln treffen 
darf, um diese Handlungen zu verhindern, daß er sich selbst 
insbesondere gegen sie wehren und seine Angehörigen gegen 
sie schützen darf, ja daß seine Angehörigen sich selbst gegen 
sie verteidigen dürfen, obgleich sie nicht rechtswidrig sind. 
Das Seebeuterecht und das Aufbringungsrecht unterscheiden 
sich dadurch, daß ersteres Aneignungen, letzteres Wegnahmen 
seitens eines kriegführenden Staates betrifft^) und daß sich 
ersteres nur auf feindliche Staaten, letzteres auch auf neu- 
trale Staaten bezieht, ja, diesen gegenüber noch einen weiter- 



*) Nach Heilborn, Enc. Bd. II S. 1066 besteht die „Aafbringung" eines 
Schiffes darin , daß dieses „in einen Hafen des Nehmestaatea oder seines 
Verbündeten^ gebracht and dort Tor ein Prisengericht gestellt wird. 
Eeilbom unterscheidet von der Aufbringung die „Beschlagnahme'' eines 
Schiffes, die im wesentlichen dem entspricht, was hier unter der Aufbringung 
verstanden wird. 
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gehenden Inhalt hat als den feindlichen Staaten gege 
insofern es die neutralen Staaten zugleich verpflichtet 
nicht zu wehren und ihre Angehörigen nicht zu sclintZ' 

Das Aufbringungsrecht ist ein Hilfsrecht. Denn es 
dazu, anderen Rechten, dem Seebeute-, dem Kriegsbloi 
und dem Kriegskontre banderecht, erst Wert zu ver 
Den neutralen Staaten gegenüber bat es aber zugleich 
selbständige Bedeutung. Denn diese sind nacli dem 
bnngungsreclite verpflichtet die Wegnahme bestimmter S 
die ihnen oder ihren Untertanen gehören, aber nich 
gezogen werden dürfen, als rechtlich erlaubt zu betra 
Es handelt sich dabei um die Gegenstände, die durcl 
Bloekadelinie gebracht werden sollen, sowie um ICriegsk 
bände, insofern ihr Eigentümer, der ein neutraler Sta 
oder einem neutralen Staate angehört, durch ihren Tra 
keine strafbare Handlung begangen hat, weil er z. I 
dem unzulässigen Transport keine Kenntnis hatte. 
Gegenstände darf der kriegführende Staat auf Grün 
Aufbringungsrechts in seinen Besitz nehmen und in 
seiner Häfen bringen; er muü sie aber dann dem Eigen 
herausgeben. 

Die Aufbringung ist in dieser Hinsicht eine polizi 
Maßregel. 

V. Bei der Ausübung des Kriegsblockade-, Kriegsk 
bände- und Seebeuterechts muß ein gerichtliches Verf 
das sog. Prisenverfahren, stattfinden. Nach ihm ward 
Sätze, die jenen drei Rechtsinstituten sowie dem zu 
Durchfiihrung erforderlicheu Visitations- und Aufbrinj 
rechte angehören, unter der Bezeichnung „Prisenrechl 
samraengefaßt.') 

Irgend welcher innerer Wert läßt sich dieser Zasai 
fassung nicht beimessen. 



') Ebenso Rivier S. 127, Perelü 8. 1S8. Abweichend: v. l 
S. 343, nach dem das Prisenrecht nnr Sacbcn von Angehüri^ 
{«indticben Staates zu betreffen Bcbeint. t. Liszt S. 323 gebnn 
Worte „SeelieQte recht '■ und „Prisenrecht" ohne Unterscheidung. 



§3. 

Die historische Entwicklung des Seebeuterechta und 
sein Bestehen nach geltendem Völkerrechte. 

L Die Staaten des orientaliscben und klassischen Alter- 
tums standen vorwiegend in tatsächlichen Beziehungen zuein- 
ander, rechtliche Beziehungen zwischen ihnen waren äußerst 

selten. Insbi'soiidtjre unterlag ein Kampf, den sie ^egfenein- 
ander führten, keiner reclitliclien Ordnung:, das g-alt sowolil 
für den Kampf zu Lande, wie für den Kampf zur See. 

Die Staaten des Altertums bedienten sich ziu' Nieder- 
werfung ihres Gegners aller Gewaltmaßregeln, zu deren An- 
wendung sie filliig waren, ohne die Frage auch nur anfzu- 
werfen, oh sie zu ihrer Vornahme auch berechtigt seien. So 
eigneten sie sich alle Sachen eines gegnerischen Staates oder 
seiner Augehörigen an, derer sie habhaft werden konnten, 
ohne zu fragen, ob sie hierzu berechtigt seien. 

Eigneten sie sich in einzelnen Fällen Sachen eines sie 
bekämpfenden Staates nicht zu, so ließen sie sich dabei nicht 
von Gedanken an Kechtspflichten diesem gegenüber leiten, 
sondern allein von religiösen oder humanitären Hücksichten 
oder von ihi'em eigenen ßechte.') 

Auch im Mittelalter hat sieb ein Völkerrecht in den 
weitaus meisten zwischenstaatlichen Beziehungen ttberhaujit 
nicht, in einzelnen wenigen in sehr geringem Umfange aus- 
gebildet. 

Der Grund für die geringe Entwicklung des Völkerrechts 
im Altertuine und im Mittelalter ist vor allem darin zu er- 

'! Ziiblreiche nnmeiitlkh ältere Scbriftatellcr erblicket! in liestim- 
inangen, die rämisclie QesetzR liinsichtlich der rUbrau^ eines Kampfes 
Siegen einen fremden Staat nTiCgtellen , Tüllierrechüicbe Vorschriften. \'g\. 
z. B. Hübner, Saisie fle-» bÄiimentÄ uentrea II etc. I S 2 und Haiite- 
fenille, Hiat. des orig. da dr. marit. inL S. fsl—SS, 69, die behiiii|Jt«D, 
im Altertnme bätte es ein NentralitStsrecht gegeben ^ eigenartig Bpricbl 
Blnntact)]], Benterecbt, 1, & S. 19 fF., von einem „riiml^cbeu Kriegsvfllker- 
recht". Jene Vorscbritten baben jedoch keine andere Bedeatnng als Be- 
fehle des rümischen Stante^ rm seine Untertanen. Sic berei^hligen nicht 
unmal anf das Vorhandensein entsprechender vülkerrechtHcber Grundsätze 
zu BcblieQen. 
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blicken, daß za jenen Zeiten gerade die bedeutendsten St 
in den Sbrigen Staaten keine gleicUberechtigte Genossen s 
sondern daß jeder von ihnen höher als die übrigen zu s 
glaubte und nach der Weltherrschaft strebte. 

Erst als auf europäischem Boden neben dem Deut 
Reiche eine Reihe mächtiger und großer Staaten ei 
gewachsen war, als der römisch- deutsche Kaiser es endf 
hatte aufgeben müssen, ihnen gegenüber seinen Anspruci 
Beherrschung der gesamten Christenheit aufrecht zu erh. 
als er sieb vielmehr gezwungen sah, sie als gleichberecl 
Genossen zu betrachten, erst vom Ausgange des Mitteh 
an gewinnen in rascher Aufeinanderfolge immermehr zwis 
staatliche Beziehungen einen Rechtscharakter, 

Es beginnt eine riesenhafte Entwicklung des Völkern 
die in dem Aufblühen der Völkerrechtswissenschaft ui 
den langwierigen Friedensverhandlungen und den üb 
bedeutsamen und tief eingreifenden Friedensschlüssel 
Munster und Osnabrück beredten Ausdruck findet. 

Damals ist auch das allgemeine Beuterecht als Ke 
Institut entstanden. 

Es ergriff alle Sachen, die Eigentum eines feindi: 
Staates oder seiner Angehörigen waren, ohne daß man i 
rechtlichen Unterschied gemacht hätte, ob die in Beti 
kommenden Sachen sich auf dem festen Lande oder zui 
befanden. Wenn von dem Beuterecht zur See und zu L 
wohl gesondert gesprochen wurde, so hatte diese Tren 
doch keinen Einfluß auf die rechtliche Regelung oder au 
Prüfung vom Standpunkte des Rechts aus. Das Seebeute: 
ist in diesen Zeiten noch völlig im allgemeinen Beute: 
verborgen. 

Während des 18. Jahrhunderts trat in der Wissens 
und im Staatenverkehr immer mehr die Überzeugung he 
daß mit Rücksicht auf die verschiedenartigen Verhält 
zur See und auf dem Lande auch die für das Beuterechl 
See und zu Lande geltenden Rechtsgrnndsätze gesondei 
untersuchen und zu erörtern seien. Damals wandten 
wachsende Bedeutung des überseeischen Handels und die 
kurzen Unterbrechungen immerfort ei-neuten Kämpfe un 
Seeherrschaft die Aufmerksamkeit der Staatsmänner und 



"^ ■ 



— 27 — 

Wissenschaft in steigendem Maße anf die rechtliche Behand- 
lung des Eigentums feindlicher Staatsangehöriger zur See. 
In jenen Zeiten trat das Seebeuterecht als besonders wich- 
tiges Bechtsinstitut im Bereiche des allgemeinen Beuterechts 
hervor und wurde „dem Beuterecht an Sachen des feindlichen 
Staates zur See", dem „Seekriegsbeuterecht", scharf gegen- 
übergestellt Dabei ging man von der Ansicht aus, daß alle 
auf See schwimmenden Sachen von Untertanen zu einem 
Handelsbetriebe gehörten, während alle Sachen eines Staates 
zum Kriege bestimmt erschienen. Man bedachte nicht, daß 
auch der Staat Handel treiben, daß anderseits auch Sachen 
von Untertanen zu Kriegszwecken bestimmt sein könnten. 

Im 19. Jahrhundert setzte sich die getrennte Entwicklung 
des allgemeinen Beuterechts zur See und zu Lande fort. Nur 
als Beispiel sei angeführt, daß die Pariser Seerechtsdeklaration 
vom 16. Mai 1856 lediglich Bestimmungen über die rechtliche 
Behandlung von auf See befindlichen Sachen traf, während 
die Brüsseler Deklaration vom 16. Februar 1874 sich allein 
mit dem Schutz des Eigentums an Sachen auf dem Lande 
befaßte. In der Wissenschaft begann sich allerdings die Über- 
zeugung auszubreiten, daß kein Grund für eine verschieden- 
artige rechtliche Regelung vorläge, daß vielmehr eine einheit- 
liche Gestaltung anzustreben sei. Das Endergebnis war in 
der Entwicklung beider Arten des allgemeinen Beuterechts 
denn auch ein ähnliches. Beide verschwanden. Dieser Vor- 
gang ist in den Verhältnissen der einzelnen Staaten zuein- 
ander zu verschiedenen Zeiten eingetreten, er hat seinen un- 
verkennbaren und zweifelsfreien Ausdruck in den Haager 
Konventionen vom 29. Juli 1899 gefunden. Letztere bedeuten 
den vorläufigen Abschluß der ganzen Entwicklung. 

Das allgemeine Beuterecht besteht nicht mehr, weder zu 
Lande noch zur See. Das besagen für das allgemeine Beute- 
recht zu Lande die Vorschriften des 3. Abschnitts der Be- 

» 

Stimmungen betr. die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs, 
für das allgemeine Beuterecht zur See besagt das — zwar mit 
weniger klaren Worten, aber gleichfalls ohne für Zweifel 
Raum zu lassen — die III. Konvention, betr. die Anwendung 
der Grundsätze der Genfer Konvention vom 22. August 1864 
auf den Seekrieg. 



Der gleiche rechtliche Schatz des Eigentums im K 
wie im Frieden ist mit der Abschaffung des allgem 
Beuterechts nicht durchgeführt. Die beiden Rechtsinst 
die schon lange Zeit vorher als eigentümliche und beso 
wichtige Teile des allgemeinen Beuterechts gegolten In 
sind von ihm übrig geblieben, das Kriegsbeuterecht um 
Seebeuterecht. Von ihnen ergreift ersteres Sachen zui 
wie zu Lande, letzteres, wie schon sein Name besagt, ; 
Sachen zur See. Vom allgemeinen Beuterecht hat siel 
im Seekriegsrecht mehr erlialten als im Landkriegsrecht 

II. Das Seebeuterecht ist ein Institut des gelt« 
Völkerrechts. 

Alles Völkerrecht beruht auf einem zu einer Wi 
einheit durch Willenseinignngen zusammengeflossenen Gei 
willen mehrerer oder vieler Staaten, daß Regeln bestin; 
Inhalts bindende Norm für ihr zukünftiges Verhalten 
sollen. Dementsprechend beruht das Seebeuterecht auf ( 
zu einer Willenseinheit durch Willenseinigungen zusan 
geflossenen Gemeinwillen des Inhalts, ein kriegführender 
sei von seinem Feinde zu verlangen berechtigt, daß c 
die Aneignung von Sachen, die ihm oder seinen Unter 
gehören und zu einem Seehandelsbetriebe zu rechnen 
als rechtlich erlaubt behandele. Ist das Vorhandensein 
derartigen zwischenstaatlichen Gemeinwillens dargetan, i 
auch das Bestehen des Seebeuterechts nachgewiesen. 

Das Vorhandensein eines staatlichen Gemeinwillen! 
stimmten Inhalts läßt sich nur beweisen durch den Nacl 
einer entsprechenden zwischenstaatlichen Vereinbarung. 
die Vereinbarung ist das einzige Mittel, dessen sich der I 
schaffende Gemeinwille bedienen kann, um sich zu erkl 
der einzige äußerlich wahrnehmbare Vorgang, durch den 
die Rechtserzeugung vollzieht.'; 



pülkerrecljtliche Vereinbar 
scliärfer nnteri^chieden. I 
haben die Begriladnng. Abändernng, Erhaltung oder Authebang rabj« 
Rechte oder Pfliiihteu zam Gegeuataiide , letztere Bchaften obj« 
Beeht. Vgl. Triepel S. 37—103; Jellinek, System S, I93ff„ 298ff. Ei 
wllnachenawert, dal! diese Unterscheid n&g anch terminologiBch ml^ 
scharf durchgeführt würde. Es empfiehlt sich nicht wie Heilbam, 
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Bei der Vereinbarung des Seebeuterechts haben die Staaten 
weder ihren Willen, daß die in jenem enthaltene Regel Eecht 
werden solle, noch diese Regel selbst durch ausdrückliche 
Worte kundgegeben. Nur durch konkludente Handlungen 
haben sie die Regel und ihren Willen an diese gebunden zu 
sein erklärt. 

Sie haben namentlich wenn auch nicht in, so doch 
durch Vereinbarungen das Seebeuterecht begründet oder 
seine Fortdauer ausgesprochen. 

Das Weiterbestehen des Seebeuterechts ist mit ausdrück- 
lichen Worten in Art. III der Vereinbarung zwischen Eng- 
land und Rußland vom 17. Juni 1801 anerkannt. Es ergibt 
sich ohne Schwierigkeit aus der während der Jahre 1781 — 1783 
abgeschlossenen sog. ei*sten und aus der während des Jahres 
1800 abgeschlossenen sog. zweiten bewaflftieten Neutralität, 
sowie aus der Pariser Seerechtsdeklaration von 1856. Denn 
in allen diesen Vereinbarungen wurde bestimmt, daß „feind- 
liche Sachen" auf „neutralen Schiffen" der Aneignung nicht 
unterliegen sollen, woraus hervorgeht, daß feindliche Waren 
auf „feindlichen Schiffen" und letztere selbst von der An- 
eignung weiterhin ergriffen werden sollen, also das grund- 
sätzliche Fortbestehen des Seebeuterechts. 

In vielen Fällen können die Vereinbarungen, durch die 
bestimmte Völkerrechtssätze begründet sind, nur unter großen 
Schwierigkeiten nachgewiesen werden. 

Hier werden deshalb regelmäßig andere Erscheinungen 
zur Betrachtung herangezogen, aus denen das Bestehen be- 
stimmter Völkerrechtssätze wenn auch nicht mit Sicherheit, 
so doch häufig mit großer Wahrscheinlichkeit hervorgeht. 
Dahin gehören namentlich alle die Erscheinungen, die unter 
dem Sammelnamen „Staatenpraxis" zusammengefaßt werden. 
Mehrere Staaten beobachten in gewissen Angelegenheiten im 
Verhältnis zueinander oder zu dritten Staaten immer das 
gleiche Verfahren: dann wird man annehmen dürfen, daß ein 
dieser konstanten Praxis entsprechendes Völkerrecht vor- 
handen ist. Oder ein Staat befiehlt in seinem Rechte seinen 



Bd. II S. 991,992 die YÖlkerrechtlichen Vereinbarungen and yölkerrecht- 
lichen Verträge trotz ihres verschiedenen Inhaltes gleichmäßig als Staats- 
Terträge zn bezeichnen. 
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Organen ein bestimmtes Verhalten: auch in diesem Falle 
spricht eine Yermntang dafBr, daß ein mit der einseitig er- 
lassenen Staatssatznng im Einklang befindlicher Yölkerrechts- 
satz besteht Eine Wahrscheinlichkeit gewissen Grades spricht 
fnr das Vorhandensein eines bestimmten Völkerrechtssatzes 
anch dann, wenn in Verhandlungen gesetzgebender Körper- 
schaften, in Notenwechseln von Regierungen, in Manifesten, 
Petitionen, in wissenschaftlichen Abhandlungen oder in ähn- 
licher Weise seine Beseitigung gefordert wird. Denn es wäre 
unverständlich die Abschaffung eines Rechtssatzes zu ver- 
langen, der nicht mehr gilt oder der niemals in Geltung ge- 
wesen ist. 

Man sieht sich zwar nicht dringend veranlaßt zum Nach- 
weise des Seebeuterechts nach den eben geschilderten Mitteln 
zu greifen, da man außer den bereits erwähnten noch viele 
andere Vereinbarungen anführen kann, durch welche das Be- 
stehen des Seebeuterechts ausgesprochen ist. Doch erscheint 
es keineswegs überflüssig und unzweckmäßig, auch Er- 
scheinungen jener Art zu erwähnen und aus ihnen auf das 
Bestehen des Seebeuterechts Schlüsse zu ziehen. Ja, nur aus 
ihnen läßt sich sein Vorhandensein schon vor der Mitte des 
18. Jahrhunderts darlegen. 

Zunächst muß hervorgehoben werden, daß die dem See- 
beuterecht entsprechende Pflicht beobachtet wird, seitdem der 
Kampf zwischen Staaten überhaupt rechtlich geordnet ist.^) 
Es kann nicht ein einziger Fall angeführt werden, in dem « 
ein kriegführender Staat Aneignungen, die unter den Voraus- 
setzungen des Seebeuterechts ausgeführt waren, als rechts- 
widrig behandelt, daß er Entschädigungs- und Genugtuungs- 
ansprüche ihretwegen geltend gemacht hätte. 

Allerdings haben einzelne Staaten in einigen Kriegen 
keine Aneignungen auf Grund des Seebeuterechts vor- 



') Auch während der letzten Kriege, insbesondere während des 
mssisch- türkischen Krieges 1877/78, des griechisch-türkischen Krieges 1897 
und namentlich des spanisch-amerikanischen Krieges 1898 wnrde sie nie- 
mals verletzt. Auch in dem jetzt herrschenden russisch-japanischen Kriege 
hat Japan sich bereits mehrere Schiffe auf Orund des Seebeuterechts an- 
geeignet, ohne daß Rußland Entschädigungs- und Genugtuungsansprüche 
geltend gemacht hätte. 
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genommen;*) aber sie taten dies, wie aas den ihren Organen 
gegebenen Vorschriften mit Sicherheit hervorgeht, lediglich 
aus Hnmanitäts- nnd ZweckmftßigkeitsrQcksichten, nicht weil 
sie sich dazn rechtlich Terpflichtet geftlhlt hätten. 

Femer weisen alle sog. civilisierten Staaten in ihren 
Prisenreglements ihre Organe an, Aneignungen anter den 
dem Seebenterecbt entsprechenden Terhältnissen Torznnehmen. 

Wenn einzelne Staaten in ihrem Rechte ihren Organen 
befehlen oder befohlen haben fUr den Fall, dafi der feindliche 
Staat keine Aneignungen vorniniiiit, ihrerseits solche gleich- 
falls nicht auszuführen,-} so spricht das nicht im geringsten 
gegen das Bestehen des Seebeaterechts. Jene einzelstaatlichen 
Satzungen bringen nnr den Wunsch nach Abschluß von Ver- 
einbarungen mit anderen Staaten zum Zwecke der Beseitigung 
des Seebeuterechts zum Ausdruck, 

Endlich ist die Zahl der Kundgebungen beträchtlich, in 
denen öffentliche und private Korporationen und Einzelpersonen 
die Abschaffung des Seebeuterechts gefordert haben. "J 

Nur im Verhältnis verschwindend weniger Staaten zuein- 
ander hat das Seebeuterecht eine Zeitlang nicht bestanden 
oder besteht es nicht mehr. Es bestand nicht zwischen 
Preußen anii den Vereinigten Staate» von Nordamerika auf 
Grund des Art. 23 des Vertrages vom 10. September 1785. 
Der Vertrag vom 11. Juli 1799 hat jedoch die seine Ab- 
schaffung aussprechende Vorschrift nicht wieder aufgenommen. 

Es besteht nicht zwischen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und Italien auf Grund des Art. 12 des Vertrages 
vom 26. Februar 1071. Letztere Bestimmung hat übrigens 



'] So namentlich uicbt PrenUen, Österreich nDd Italien im Kriege von 
1866, Über die RediteTorschTiflen , auf Orand deren eie dies Vertiitll«n 
beobachten, vgl. liie folgende Anmerltnng, 

'} So nithrend dea prenQ -ital. -Sa t erreich iacben Krieges Ton 1866 (vgl- 
Aegidinnd Klauhold S. 143 ff.): PrenQea darch die Verordnung vom 13. Mai 
nnd den ErlaG vom 19. Mai 1B66, Öaterreicb dnrch die Verordnungen vom 
13, Uai nnd 9. Juli 1866; von Italien war ilnrch Art. 2L1 des Codice per 
la mnrina mercantile vom 2t. .Inni IßOö die Aneignung auf Grnnd des 
Scebente rechts nnter der Vorauasetznng der Gegen- ei tigkeit grandsfttilich 
untersagt. Die gleiche Bestimmnng entbült der jetKt geltende Codiee per 
la marina mercsntile del Begno d'Italia vom 24. Oktober 1877 Art, 211, 

') Vgl Über sie § 4. 
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ebensowenig Bedeutung wie diejenige des Art. 23 des Ver- 
trages vom 10. September 1785, da die Möglichkeit eines See- 
krieges zwischen Italien und den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika in der Gegenwart ebenso gering erscheint, wie 
die Möglichkeit eines Seekrieges zwischen Preußen und den 
Vereinigten Staaten am Ende des 18. Jahrhunderts. 

Noch bedeutungsloser war es, wenn Costa Rica und Neu- 
Granada durch eine Vereinbarung vom 11. Juni 1856') das 
Seebeuterecht in ihren Beziehungen zueinander ausschlössen. 



§4- 
Versuche zur Beseitigung des Seebeuterechts. 

Zahlreiche Versuche zur Beseitigung des Seebeuterechts 
sind im Staatenleben bereits unternommen worden. Nur zwei 
haben Erfolg gehabt; dazu der eine von ihnen nur einen Er- 
folg von kurzer Dauer. Beide sind bereits im vorhergehenden 
Paragraphen besprochen worden. Sie haben ihren Ausdruck 
in den Vereinbarungen zwischen Preußen und den Vereinigten 
Staaten vom 10. September 1785 und zwischen dem letzt- 
genannten Staate und Italien vom 26. Februar 1871 ge- 
funden. 

Dagegen haben die übrigen Anregungen, die von Re- 
gierungen und von gesetzgebenden Körperschaften der ver- 
schiedensten Staaten zur Abschaffung des Seebeuterechts ge- 
geben sind, zu keinem Ergebnisse geführt. 

Es würde zu weit fuhren sie alle hier darzustellen, nur 
die wichtigsten können erwähnt werden. 

Am Ende des 18. Jahrhunderts machten sie sich, beein- 
flußt durch die Ideen Franklins und den bereits mehrfach 
erwähnten preußisch - amerikanischen Handelsvertrag vom 
10. September 1785 besonders geltend. So legte der Depu- 
tierte Kersaint am 29. Mai 1792 in der Assemblee legislative 
einen Dekretsentwurf vor, in dem, abgesehen davon, daß die 
Kaperei einen scharfen Tadel erfuhr, der Schutz des Privat- 
eigentums im Seekriege gefordert wurde. Die Assembl6e 



') Abgedruckt bei Aegidi und Klauhold S. 166 (Nr. LVni). 
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16gislative begnflg^te sich jedoch damit die Einleitung von 
Unterhandlungen bezüglich eines Verbots der Eaperausrttstnng 
zu empfehlen, mit Bücksicht auf Abschaffung des Seebeute- 
rechts wagte sie keine Maßnahmen zu ergreifen.^) 

Im Dezember 1823 schlug der damalige Präsident der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, James Monroe, den Be« 
gierungen von Frankreich, England und Bußland die Ab- 
schaffung des Seebeuterechts vor. Diese erkannten, daß die 
Vereinigten Staaten die Abschaffung lediglich im eigenen 
Interesse anstrebten, denn beim Weiterbestehen des Seebeute- 
rechts hätten letztere eine Kriegsflotte zum Schutze ihres 
immermehr emporwachsenden Handels zu bauen beginnen 
müssen. Es wurde deshalb auf die Anregung der Vereinigten 
Staaten nicht eingegangen.') 

Am Ende des Jahres 1859 machte der Bremer Handels- 
stand einen Versuch die Abschaffung des Seebeuterechts her- 
beizuführen. Seiner Besolution vom 2. Dezember 1859, in 
welcher die Beseitigung gefordert wurde,*) schlössen sich die 
Eaufleute Hamburgs, Stettins, Breslaus und die Handels- 
kammer von Oberbayem an.^) Auch die Handelskammern von 
New York, Baltimore und San Franzisko unterstützten durch 
Denkschriften, welche sie an die Begierung der Vereinigten 
Staaten richteten, die Bemühungen der hanseatischen Städte.^) 
Der erwartete Kongreß kam jedoch nicht zustande. 

Auf dem Pariser Kongresse 1856 brachten die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika die Abschaffung des Seebeuterechts 
von neuem in Vorschlag, ja, sie machten ihre Zustimmung 
zur Beseitigung des Kaperrechts von ihr abhängig.*) 



Vgl. über ihre Verhandlnngen die Ausführungen de Boecks §§ 62—^, 
«ach Aegidi und Klanhold 8. 149 ff. (Anhang Nr. LY). 

') Vgl. de Boeck § 69 ff. und die dort angeführten SchriftsteUer. Anch 
^Cauchy, dn respect de la propri^t^ priv6e Annexes Nr. 7^ nach Klobn- 
kowski S. 21. 

*) Vgl. ttber sie Aegidi und Elauhold S. 66 (Anhang Nr. XVI). 

«) Vgl. Aegidi nnd Klauhold S. 61 (Anhuig Nr. XVII ff.), &91 (An- 
hang Nr. XXXVI-XXXVIII). 

*) Vgl. Aegidi und Klauhold S. 82 ff. (Anhang Nr. XXIX und XXX). 

<0 Vgl. die Depesche des Staatssekretärs W. Marcy vom 28. Juli 1866, 
die teilweise bei Calvo IV § 2545 abgedruckt ist. Aegidi und Klanhold, 
Anhang Nr. V. 
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Während Eußland, Italien nnd Preußen den amerikanischen 
Vorschlag unterstützten und Frankreich zu seiner Annahme 
geneigt schien, behielt Großbritannien seine schroff ablehnende 
Haltung bei. Das Seebeuterecht blieb bestehen, und die Ver- 
einigten Staaten traten der Vereinbarung, in welcher die Be- 
seitigung des Kaperrechts ausgesprochen wurde, nicht bei.*) 

Die Stellungnahme Englands fand im eigenen Lande teil- 
weise lebhaften Widerspruch. So sprach Cobden in einem an 
die Handelskammer von Manchester gerichteten Briefe *) vom 
8. November 1856 sein Bedauern aus, daß England das 
Marcysche Amendement und die Interessen der englischen 
Rheder nicht unterstützt habe. Die Kauf leute von Livei-pool, 
Bristol, Manchester, Leeds und anderer bedeutender englischer 
Handelsstädte schlössen sich Cobden in einer Lord Palmerston 
übersandten Adresse vom Januar 1860 an.*) Lord Palmerston 
erwiderte jedoch einer am 5. Februar 1860 von ihm emp- 
fangenen Abordnung, die sich aus Vertretern jener Städte 
zusammensetzte, daß eine Seemacht wie England auf keine 
Mittel zur Schwächung ihrer Gegner verzichten könne.*) 

Durch den Abgeordneten Horsfall wurde die Frage der 
Abschaffung des Seebeuterechts am 11. März 1862 im briti- 
schen Unterhause angeregt. Cobden verteidigte die Beseitigung, 
Lord Palmerston bekämpfte sie und blieb schließlich Sieger. '^) 

Am 18. April 1868 nahm der Beichstag des norddeutschen 
Bundes mit allen gegen eine Stimme einen Antrag des Pro- 
fessor Aegidi an, durch den der Bundeskanzler zur Einleitung 
von Verhandlungen ersucht wurde, damit auf dem Wege ein- 
zelner Vereinbarungen die Abschaffung des Seebeuterechts 
zu einem allgemeinen völkerrechtlichen Grundsatze erhoben 
wurde.*) 

Ein gleiches Ersuchen richtete die Handelskammer von 



1) Vgl Geffcken, H.H. IV S. 578. Anch Aegidi nnd Klanhold, An- 
hang Nr. VI. 

*) Abgedruckt bei Aegidi nnd Klanbold S. 25 ff. (Anhang Nr. XI). 

^ Abgedruckt bei Aegidi nnd Klanhold S. 78 nnd 79 (Anhang 
Nr. XXVn ff.). 

«) Vgl. Klobnkowaki S. 39. 

^) Vgl. Aegidi nnd Klanhold S. mff. (Anhang Nr. XLYIII). 

*) Vgl. Klobnkowski S. 46, Geffcken H.H. IV S. 580. 
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Amsterdam am 27. Januar 1871 an die holländische Regiemng. 
Diese lehnte das Ersuchen ab mit der Begründung, sie halte 
die herrschenden Zeitverhältnisse nicht für günstig. 

In den Jahren 1866 und 1870 forderte in der französi- 
schen Deputiertenkammer der Abgeordnete Garnier-Pagfes die 
Beseitigung des Seebeuterechts. ^) 

In den Jahren 1894 und 1895 wurde das gleiche Ver- 
langen im Deutschen Reichstage gestellt. Der Reichskanzler 
lehnte es in beiden Fällen ab, bezügliche Verhandlungen mit 
fremden Mächten einzuleiten. 

Auf der Haager Friedenskonferenz 1899 wurde die Frage 
der Abschaffung des Seebeuterechts von den Delegierten der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika angeregt England 
machte, wie schon auf der Brüsseler Konferenz im Jahre 
1874, geltend, daß die Erörterung jener Frage nicht zur Zu- 
ständigkeit der Konferenz gehöre. Die amerikanischen Dele- 
gierten bestritten letzteres und bemühten sich eifrig, die Ein- 
leitung von Verhandlungen durchzusetzen. Das Ergebnis war, 
daß man sich auf den „Wunsch" einigte, die Frage auf einer 
späteren Konferenz geprüft zu sehen. England schloß sich 
selbst dem Ausspruche dieses frommen Wunsches nicht an; 
es enthielt sich der Abstimmung. Seinem Beispiele folgten 
Rußland und Frankreich.*) 

Welche Gründe diese letzteren Staaten hierzu bestimmten, 
ist nicht ersichtlich, die Gründe für Englands Verhalten sind 
bekannt 

Deshalb ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß England im 
einzelnen Kriege infolge besonderer Lage der Verhältnisse das 
Seebeuterecht nicht geltend macht 

Immerhin ist das Seebeuterecht trotz aller Angriffe be- 
stehen geblieben. 

Bluntschli ») hatte ihm 1878, de Boeck ^) 1882 einen nahen 



*) Vgl. Qeffcken, H.H. IV S. 681 Anm. 10. 

■) Vgl. v. Stengel im Archiv für öffentl. Recht XV S. 171. 

') Das Benterecht usw. S. 79: „Wer auf die Zeichen der Zeit achtet, 
dem kann die tröstliche Wahrnehmung nicht entgehen, daß der Glanhe an 
das Seehenterecht hereits gründlich erschüttert ist und daß das harharische 
Becht dem Untergange nahe ist*^ 

*) S. 582/583: „Les jonrs dn rögne de la captore maritime sont oompt^s; 

8* 
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Untergang in Anssicht gestellt Ihre Prophezeiangen haben 
sich nicht erfüllt, die Verhandlungen der Haager Friedens- 
konferenz machen vielmehr ein noch langes Weiterbestehen 
des Seebenterechts wahrscheinlich, wenn nicht zur Gewißheit. 
Leroy^) schreibt allerdings hoffnungsfroh: „11 n'est donc pas 
douteux que dans un jour tr^s prochain la prise de la pro- 
priitö priy6e ennemie sur mer sera pay6e du code des nations.'^ 
Mehr Berechtigung scheinen aber die um dieselbe Zeit ver- 
faßten Ausführungen eines der deutschen Bevollmächtigten 
auf der Haager Friedenskonferenz, Professor v. Stengel, zu 
haben, in denen er mit den Worten schließt: „Jedenfalls ist 
die Aussicht sehr gering, daß der Grundsatz der Freiheit des 
Privateigentums zur See sobald allgemeine Anerkennung 
finden wird."*) 

§5. 
Die Abschaffnng des Seebenterechts. 

Wie im vorhergehenden Paragraphen ausgeführt ist, kann 
das Bestehen des Seebeutereclits im geltenden Völkerrechte 
keinem Zweifel unterliegen. Eine andere Frage ist, ob seine 
Abschaffung als wünschenswert oder sogar notwendig er- 
scheint, ob das Seebeuterecht nur als ein Überbleibsel einer 
veralteten barbarischen Kriegsfiihrung, als eine erlaubte Art 
des Seeraubes angesehen werden muß oder ob ihm eine Da- 
seinsberechtigung innewohnt wegen einer wichtigen staat- 
lichen Befngnis, die auf ihm beruht^) 

Die Ansichten der hervorragendsten Schriftsteller gehen 
in dieser Frage weit auseinander. Zwei Hauptansichten 
stehen einander schroff gegenüber. Die eine spricht sich mit 
ebenso großem Nachdruck für die Beseitigung des Seebente- 
rechts aus, wie die andere sein Fortbestehen verteidigt 



le principe de rinviolabilit6 de da propri^tö priy^e ennemie sons paylUon 
ennemi Temporte, comme Texige la justice et comme le conseiile rint6r§t 
bien entenda de tons les penples.*' 

») S. 144. 

*) a. a. 0. Xy S. 171. Derselben Ansicht: Pereis S. 196. 

^ Vgl. ttber diese Frage namentlich de Boeck S. 614 ff. 
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Von den Anhängern der ersten Ansicht seien hier nur 
genannt: Hngo Grotins, Azuni« Fiore, Mancini, Vidari^ 
Bluntschli, Bnlmerincq, Geffcken, Qeßner, Holtzendorff, Pereis, 
Canchy, de Boeck, Eivier, Desjardins, Mass6, Pradier-Fod6r6, 
Despagnet, Leroy, Calvo, Laveleye, F. v. Härtens; auf ihrer 
Seite steht auch das Institut für Völkerrecht ; ') *) — von den 
Anhängern der gegenteiligen Ansicht: Bynkershoek und die 
Mehrzahl der englischen und nordamerikanischen Schriftsteller : 
Halleck, Kall, Manning, Wildmann, Phillimore, Lorimer, 
Travers-Twiss,^) Westlake, Wheaton n. a., femer die Fran- 
zosen Funck-Brentano, Sorel, Girand, Hautefeuille, Ortolan, 
Aube, Barboux, Pistoye und Duverdy, Bonfils, Dupuis. 

Die Gegner des Seebeuterechts f&hren zur Begründung 
ihrer Ansicht in erster Linie aus: 

Der Krieg sei ein Rechtsverhältnis zwischen Staaten. 
Kriegerische Handlungen dürften sich also allein gegen die 
Streitkräfte und die Güter des Staates richten; die krieg- 
führenden Staaten dürften keine Privatpersonen angreifen. 
Das Seebeuterecht verstoße gegen dieses Prinzip und müsse 
deshalb beseitigt werden.*) 

Darauf ist zu erwidern : Allerdings übt das Seebeuterecht, 



») Vgl. Annaire de rinatitut 1878 8. 103-110, 152 und 163. 

') Einzelne Verfechter der Abschafiting des Seebeaterechts behaupten, 
letzteres müsse hinsichtlich derjenigen Sachen bestehen bleiben, die der 
Dinziehnng auf Grund des Kriegsblockade- oder Kriegskontrebanderechts 
unterliegen würden, falls sie im Eigentum eines neutralen Staates oder der 
Angehörigen eines solchen ständen. So de Boeck S. 682 ff., Despagnet 
S. 664 ff., Tgl. auch Bnlmerincq E.D.I.P. et de legisl. comp. XIV S. 152. 
Es erscheint jedoch nicht erforderlich, diese Ausnahme bei der Be- 
seitigung des Seebeuterechts zu machen, da bezüglich der Aneignung 
dieser Sachen das Kriegsbenterecht jedem kriegführenden Staate genügend 
Mittel gibt 

') Trayers-Twiss schien in der Sitzung des Instituts für Völkerrecht 
in Haag 1876 ein Gegner des Seebenterechts zu sein, soweit es sich auf 
die Ladung bezieht, die Znlässigkeit der Aneignung von Schiffen schien er 
verteidigen zu wollen (vgl. Leroy S. 141). 

*) So schon Portalis in seiner bei Errichtung des ConseU des priset 
am 3. Mai 1800 gehaltenen Rede, femer Bericht des Ministers der aus- 
wärtigen Angelegenheiten Talleyrand-P^rigord am 28. November 1806 (vgl 
Aegidi und Klauhold S. 150 und 161, Leroy 8. 134); sodann: Despagnet 
S. 662 , Rivier S. 406. 
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ein Rechte das einem Staate gegen einen anderen Staat zu- 
steht, auf die Gesetzgebung des einzelnen Staates und auf 
die rechtliche Lage seiner Angehörigen tiefgreifende Wirkung, 
und zwar zum Nachteil der letzteren, aus. Es hat diese 
Wirkung aber mit vielen anderen kriegsrechtlichen Befugnissen 
gemeinsam, deren Beseitigung zu verlangen keinem Schrift- 
steller einfallen würde. Es laut sich nicht vermeiden, daü, 
wenn Staaten miteinander kämpfen, ihre Elemente, ihre An- 
gehörigen sowohl wie ihr Gebiet, auch unmittielbar in Mit- 
leidenschaft gezogen werden. 

Bichtig ist, daü ein Bestreben im Staatenleben dahin geht, 
kriegsrechtliche Befugnisse, die nachteilige Wirkungen auf 
Privatpersonen ausüben, möglichst zu beseitigen. Aber dieses 
Bestreben ist nur ein Ausfluß des allgemeinen Bestrebens alle 
kriegsrechtlichen Befugnisse abzuschaffen, die eine schnelle und 
wirksame Durchführung eines Kampfes zwischen Staaten nicht 
wesentlich fordern. Es ist im besonderen in der Annahme 
begründet, daß kriegsrechtliche Befugnisse, die unmittelbar eine 
nachteilige Wirkung für Privatpersonen ausüben, regelmäßig 
nicht wesentlich sind. 

Diese Annahme schließt jedoch nicht aus, daß in jedem 
einzelnen Falle geprüft werden darf, ob nicht das Gegenteil 
zutrifft. Gelangt man dabei zu dem Ergebnis, daß eine kriegs- 
rechtliche Befugnis trotz ihrer unmittelbaren Wirkung gegen 
Privatpersonen wesentlich ist, so wäre es verkehrt ihre Be- 
seitigung anzustreben. Denn ihre Abschaffung würde wirkungs- 
los bleiben und nur Gelegenheit zu neuen Schwierigkeiten und 
Streitigkeiten zwischen Staaten geben. 

Humanitäre Rücksichten können für die Beibehaltung oder 
Beseitigung einer kriegsrechtlichen Befugnis wie des Seebeute- 
rechts zwar von Bedeutung sein und einen starken Ansporn 
zur Umgestaltung der bisherigen Kampfverhältnisse oder zur 
Auffindung neuer Rechte geben, infolge derer ein inhumaneres 
Recht überflüssig wird und abgeschafft werden kann ; als aus- 
schlaggebend in jener Frage können sie jedoch nicht erachtet 
werden. 

Für die Abschaffung des Seebeuterechts lassen sich zu- 
dem Gründe der Menschlichkeit nicht einmal mit besonderem 
Erfolge ins Feld führen, da seine Ausübung noch zu den 
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humansten kriegerisclien Maßnahmen gehört.^) Q^wiß sind 
die Folgen des Seebeuterechts f&r die Schiffseigentümer und 
viele andere Personen hart und drückend, aber Städte zu be- 
schießen und einzuäschern, Soldaten zu Tausenden dahin zu 
morden, Kriegsschiffe mit einer tausendköpfigen Besatzung in 
die Luft fliegen zu lassen, ist doch weit grausamer und 
barbarischer. 

Es läßt sich zudem die Befürchtung nicht von der Hand 
weisen, das nach Beseitigung des Seebeuterechts kriegerische 
Maßregeln wie die Einäscherung von Hafenstädten noch 
häufiger als jetzt würden angewendet werden müssen, um 
einen Krieg wirksam durchfuhren zu können. 

Behauptet wird femer, die Abschaffung des Seebeuterechts 
sei erforderlich, da bei seinem Weiterbestehen die Pariser 
Seerechtsdeklaration von 1856 eine unhaltbare Halbheit bilden 
würde. *) 

Auf eine solche Begründung näher einzugehen erscheint 
nicht erforderlich. Sie wird allein durch die geschichtliche 
Entwicklung des Seebeuterechts im letzten halben Jahrhundert 
völlig widerlegt. 

Nicht viel mehr Beachtung verdient die Behauptung, das 
Seebeuterecht müsse abgeschafft werden, da allein auf diese 
Weise die Entstehung der zahlreichen Schwierigkeiten ver- i 

hindert werden könne, welche die Beurteilung der Art des i 

genommenen Gutes mit sich bringe.*) j 

Für die Frage der Abschaffung des Seebeuterechts ist 
vielmehr allein entscheidend, ob das Seebeuterecht für eine 
schnelle und wirksame Durchführung eines Krieges wesent- 
lich ist oder ob die Aussicht einer solchen durch Beseitigung 
des Seebeuterechts nicht erheblich verringert wird.*) 



^) HaatefeniUe, Qnestions S. 61— 107, 169 ff., er sagt sogar: ,,L'immn- 
nitö reclam^e ponr la propriet^ ennemie k la mer, n'est pas conforme aax 
lois de rhnmanit^ . . . eUe est in§ine absolnment contraire k ces lois." 
Ähnlich Ortolan n, Kap. 11, Fnnck-Brentano et Sorel S. 400 ff. 

Dagegen verlangen die Beseitigung des Seebeaterechts ans humani- 
tären Rücksichten: Hugo Grotins tit. m cap. 18 IV; GeOner, Droit des 
nentres S. 436. 

*) So Geffcken, H H. S. 597. 

*) de Boeck S. 158, Geffcken, H.H. S. 600. 

^) Dnpnis S. 93 hebt zntreff'end herror, daß alle noch so harten kriege- 
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Aach diese Unterfrage ist in der Literatur ungemein be- 
stritten. Ja einige Schriftsteller erklären das Seebeuterecht 
nicht nur als unwesentlich für die kriegführenden Staaten, 
sondern geradezu als schädlich für jeden Staat, der von ihm 
Gebrauch macht. ^) Denn er zwinge hierdurch die Handels* 
schiffe zum Stillliegen und veranlasse ihre Besatzungen zur 
Kriegsflotte überzutreten und so die Streitkräfte des feind-* 
liehen Staates zu verstärken. 

Wenn es dieser Behauptung auch nicht an aller Wahr* 
heit fehlt, so übertreibt sie doch die schädlichen Wirkungen, 
welche das Seebeuterecht im Gefolge haben kann. Bestände 
zudem in einem besonderen Falle die Gefahr, daß diese schäd- 
lichen Wirkungen sehr groß würden, so könnte der krieg- 
führende Staate um ihnen vorzubeugen, auf die Ausübung des 
Seebeuterechts verzichten. 

Femer wird darauf hingewiesen, *) daß die „Freiheit des 
Privateigentums" alle Kräfte der Kriegsflotte für den „eigent- 
lichen Krieg" verfügbar machen, also die Angriffs- und Ver- 
teidigungskraft des betreffenden Staates nicht schwächen, 
sondern stärken würde; auch würden, abgesehen vom eigent- 
lichen Kampfe, die Kriegsschiffe, welche zur Verfolgung feind- 
licher Handelsschiffe dienten, viel wirksamer zum Blockieren 
der feindlichen Häfen verwendet werden können; dadurch 
würde der feindliche Handel wirklich lahm gelegt werden. 

Auch demgegenüber muß zugegeben werden, daß das 
Seebeuterecht in manchen Fällen in der beschriebenen Sich- 
tung Nachteile bringen kann. Jedoch werden letztere hinter 
den Vorteilen des Seebeuterechts regelmäßig weit zurück- 
bleiben. 

Endlich behauptet man, das Seebeuterecht sei deshalb 
für jeden kriegführenden Staat schädlich, weil es einen be- 
deutenden Übergang seines und des feindlichen Ausfuhrhandels 
auf die Angehörigen der neutralen Staaten bewirke. ^) Auch 



rischen Maßregeln, die notwendif^ seien, anch für znlässig erachtet werden 
müßten, alle überflüssigen Maßregeln jedoch zn yerbieten seien. 

») Vgl. Leroy S. 128. 

*) Geffcken H.H. S. 600 nnd zn Heffter § 139 Anm. 2. 

*) So Cobden in seinem Briefe yom 8. Noyember 1856 (Aegidi nnd 
Klanhold S. 26). 
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diese Behauptung wird durch die geschichtlichen Tatsachen 
gründlich widerlegt. 

Außerdem kann es für einen kriegführenden Staat un- 
gemein wichtig sein, den Handel des feindlichen Staats oder 
seiner Angehörigen zu zerstören, selbst auf die Gefahr hin, 
daß mit dem Handel des feindlichen Staates ein Teil des 
eigenen den Angehörigen eines neutralen Staates zufällt 

Einzelne kontinentale Schriftsteller bemühen sich England 
klar zu machen, daß dieses gerade das größte Interesse an 
der Abschaffung des Seebeuterechts habe. *) Denn die englische 
Kriegsflotte werde trotz ihrer bedeutenden Stärke nicht im- 
stande sein die riesige englische Handelsflotte auf allen Meeren 
in einem notwendigerweise aufgenommenen Kreuzerkrieg zu 
verteidigen. 

Da ist es doch überraschend, daß die stets auf ihren Vor- 
teil bedachten Engländer der Beseitigung des Seebeuterechts 
immer — noch auf der Haager Friedenskonferenz — den 
schäifsten Widerstand entgegengesetzt haben. Sollte es ihnen 
so schwer fallen, ihren eigenen Vorteil zu erkennen? 

Teilweise wird in der Literatur bestritten, daß das See- 
beuterecht eine erhebliche Wirkung auf die Entwicklung 
eines Krieges auszuüben vermöge.^) Im Landkriege bestehe 
ein entsprechendes Recht nicht mehr und habe sich als durch- 
aus entbehrlich erwiesen. Aber die getrennte und besondere 
geschichtliche Entwicklung des Beuterechts zu Lande und zur 
See zeigt allein, daß das Recht, welches im Landkriege an- 
zuwenden ist, keineswegs auch für den Seekrieg taugt, daß 
vielmehr häufig für beide Arten des Krieges eine verschiedene 



^) So schon Mably in der Mitte des 18. Jahrhunderts (ygl. Canchy, 
Annexes Nr. 15), Geffcken H.H. S. 599 und K. de dr. intern, et de l^gisl. 
comp. XX S. 451 ff., de Boeck S. 594-602, de Laveleye, R. de dr. int 
et de I^gislat comp. YII S. 598, Despagrnet S. 664. Vgl. auch yon Labr^s, 
Politik nnd Seekrieg, Berlin 1903 S. 151 ff. 

') So schon Hago Grotins lib. m c 18 lY, femer Canchy, Le droit 
marit 11 Schluß 2. Hälfte, Klobnkowski S. 79, Geffcken, H.H. S. 598 und 
zu Heffter § 139, Anm., neuerdings Leroy S. 129 und 131 und Despagnet 
8. 663; a. M. Dupuis S. 45ff., HaU § 147 S. 465, Pist et Dut. I 8. 6, 
1&— 18, Funck-Brentano et Sorel S. 400 ff., Wheaton, Eiern. IV eh. II § 7, 
HaUeck II S. 80 und 81. 
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rechtliche Gestaltung notwendig ist. ^) Diese Erscheinung er- 
klärt sich außerdem aus der Natur der Sache selbst. Der 
Kriegsschauplatz ist im Land- und Seekriege ganz anderer 
Art. Das Meer kann nicht in Besitz genommen werden wie 
das feste Land. Der Seekrieg spielt sich auf Gebieten ab, 
die zum größten Teile keiner Staatsgewalt unterliegen. Ganz 
anders der Landkrieg ! In den Landkriegen wird die Absicht 
den feindlichen Handel zu zerstören, nur in einzelnen Fällen 
nebenbei bestehen, in den Seekriegen wird sie meist vor- 
herrschend sein. Um sie zu erreichen, müssen aber wesent- 
lich andere Mittel angewendet werden als z. B. die Besatzung 
Ton Gebietsteilen des feindlichen Staates. Im Landkriege hat 
der Okkupant selbst ein Interesse daran, das Eigentum der 
feindlichen Staatsangehörigen möglichst zu schonen, allein um 
sich nicht den Haß der Bewohner des okkupierten Landes in 
hohem Maße zuzuziehen. Er kann außerdem die im Okku- 
pationsgebiete befindlichen Gegenstände doch gebrauchen, wann 
er will. 

Behält er schließlich das Gebiet endgültig, dann geht es 
in desto besserem Zustande auf ihn über; sieht er sich da- 
gegen zum Rückzuge gezwungen, so braucht er ihn nicht 
durch ausgeplünderte Gegenden zu bewerkstelligen und kann 
auch jetzt noch alles mitnehmen, was ihm gefällt. Aber zur 
See? Da gilt: 

„Den Teufel halte, wer ihn hält! 

Er wird ihn nicht sobald zum zweiten Male fangen.'^ 

Hat ein Kriegsschiff die Gewalt über ein Handelsschiff 
eines feindlichen Staatsangehörigen einmal erlangt, so muß 
er es jeden Augenblick beobachten, um sein Entweichen 
zu verhindern. Wenn es erst wieder frei ist, dann wird 
das Kriegsschiff es schwerlich wieder finden. 

Femer wird behauptet, daß auch ohne Rücksicht auf die 
Verhältnisse im Landkriege das vom Seebeuterecht gebotene 
Mittel seinem Zwecke nicht mehr entspreche.*) 



^) A. M. Leroy S. 127, Blnntschli, Das Benterecht usw. S. 147. Gegen 
das Argiimeiit, das PriTateigentnm sei im Landkriege geschützt, folglich 
müsse es anch im Seekriege geschützt werden, auch Dnpnis S. 45; Fonck- 
Brentano et Sorel S. 400 ff. 

*) So Bivier S. 426, Geffcken H.H. § 127. 
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Man führt aus: Jede kriegerische Maßnahme soll die 
Widerstandsfähigkeit des Gegners wesentlich zu schwächen 
geeignet sein. Das ist für die Aneignungen auf Grund des 
Seebeuterechts, vor allem im Hinblick auf die Bestimmungen 
der Pariser Seerechtsdeklaration von 1856, zu bestreiten. 
Denn es wird sich wenig Gelegenheit zu seiner Ausübung 
bieten, es wird keine entscheidende Kraft haben und die 
Herbeiführung des Friedensschlusses nicht beschleunigen. 

Es wird dabei auf den verhältnismäßig geringfügigen 
Schaden hingewiesen, den die überlegene französische Marine 
1870/71 dem deutschen Handel hat zufügen können, ohne daß 
man bedenkt, daß der deutsch-französische Krieg kein See- 
krieg war, daß, wie von vornherein ersichtlich war, die Ent- 
scheidung zu Lande fallen mußte, daß die Interessen, deret- 
wegen gefochten wurde, ausschließlich kontinentale waren, 
daß Handelsinteressen zur See, um deretwillen die Franzosen 
Grund gehabt hätten, der Schädigung des deutschen See- 
handels nur irgendwie größere Aufmerksamkeit zuzuwenden, 
überhaupt nicht in Frage standen. Seitdem haben sich die 
Verhältnisse völlig geändert, der Welthandel hat einen riesigen 
Aufschwung genommen, sein Wert ist beträchlich gewachsen. 
Manche Staaten können ohne Teilnahme am Welthandel nicht 
mehr existieren. Ein Krieg zwischen England, den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und dem Deutschen Reiche würde 
ein Handelskrieg zur See werden. Das Aussehen dieses 
Krieges, die ihn leitenden Interessen würden ganz andere 
wie im deutsch-französischen Kriege sein. 

Wie stimmt übrigens die Behauptung, durch die Aus- 
übung des Seebeuterechts könnten überhaupt keine große 
Wirkungen erzielt werden, mit der anderen Behauptung über- 
ein, daß England durch seine Ausübung schwere Nachteile 
erleiden würde? 

Die auf Grund des Seebeuterechts zulässigen kriegerischen 
Maßnahmen können allerdings allein keinen Krieg entscheiden, 
dazu ist überhaupt keine kriegerische Maßregel imstande. 
Ebensowenig läßt sich beweisen, das Seebeuterecht sei un- 
entbehrlich; schlechthin unentbehrlich ist keine kriegerische 
Maßnahme. Aber man würde ohne Rücksicht auf die Lehren 
der Geschichte urteilen, wenn man behaupten wollte, das auf 



f 



f 

I 

t 

- 44 - 

Grund des Seebeuterechts erlaubte Kriegsverfahren vermöge 
zur Entscheidung eines Krieges nicht wesentlich beizutragen.^) 

' Es ist in den meisten Fällen undenkbar, daß eine See- 

macht einen Krieg nach Vernichtung ihrer Handelsflotte noch 
lange fortsetzt 

Anderseits würde nach Abschaffung des Seebeuterechts 

c jeder Seekrieg nur das Vorspiel zu einem Landkriege werden. 

' Die Vernichtung der feindlichen Kriegsflotten kann den Gegner 

ebensowenig zur Unterwerfung zwingen wie die Vernichtung 

^ seiner Landheere, solange sein Gebiet vom Feinde noch un- 

* berührt ist Die übrigen Mittel, die Zerstörung der Küsten- 

I befestigungen , die Beschießung der Hafenstädte, selbst die 

/ Einziehung von Kontrebande und blockadebrechenden Schiffen 

reichen nicht zur Niederwerfung des Feindes aus. Es wäre 

t nach erfolgloser Benutzung aller dieser Mittel eine Landung 

an der feindlichen Küste und eine Okkupierung von Gebiets- 
teilen des feindlichen Staates nötig, d. h. ein Landkrieg. Es 

f. erscheint aber sehr zweifelhaft^ ob man Staaten mit einem 

schwachen Landheere zumuten darf, daß sie sich in einen 
Landkrieg mit äußerst ungewissem Ausgange stürzen, bevor 
sie den Seehandel des Feindes vernichtet haben.*) Aller 
Wahrscheinlichkeit nach würde sich ein Staat in solcher Lage 

I um die Beseitigung des Seebeuterechts nicht kümmern ; wenn 

er gewissenhaft ist, würde er vielleicht als Begründung be- 

^ kannt geben, „daß der Kriegszweck und die militärische Not- 

|| wendigkeit ihn zu jenem Verhalten gezwungen hätten". 

r Noch wichtiger als für den Zweck jedes Kampfes zwischen 

Staaten, d. h. für die Niederwerfung des Gegners, erscheint das 
Seebeuterecht für den Fall, daß der mittelbare Zweck des 
Kampfes die Vernichtung des Seehandels des feindlichen 
Staates ist, damit letzterer als Konkurrent auf dem Welt- 
markt verschwinde.*) 

Aus allen diesen Gründen erscheint die Forderung der 



t 



^) Dafi FäUe yorkommen können, in denen die Aneignnngen auf 
Grand des Seebeaterechts keine wesentliche Bedeatong für den Verlan! 
eines Krieges haben, gebe ich ohne weiteres za. So auch Dapois S. 46. 

') Blantschli, Das Beaterecht S. 147 glaubt ihnen das aUerdings zu- 
mnten za dürfen. 

*) Ähnlich Wheaton, Eiern. IV Nr. 2 §§ 7 and 11. 
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Abschaffung des Seebeuterechts als eine Chimäre, ja sein Ver- 
schwinden wäre nicht einmal w&nschenswert. Auch eine durch- 
greifende Seform des Seebeuterechts ist ausgeschlossen. ^) Nur 
in einer Beziehung wäre eine Umänderung wünschenswert und 
nicht ganz aussichtslos, nämlich hinsichtlich der Prisengerichte. 
Von ihr soll jedoch erst bei der Betrachtung der letzteren 
gesprochen werden.*) 

Eine andere Frage wäre, ob es nicht der Billigkeit ent- 
spräche, daß der kriegführende Staat die ihm angehörenden 
Schiffseigentümer für die Verluste entschädigte, welche sie 
erleiden, wenn ihr Staat seine im Seebeuterechte begründeten 
völkerrechtlichen Pflichten erfüllt.») *) 



1) Hefter § 139 (ähnlich de Boeck § 727) hat eine Beform dahin vor- 
geschlagen, dafi der Feind kein Eigentum an den anfgehrachten Sachen 
soUe erwerben dürfen, sondern lediglich ein Beschlagsrecht für die Dauer 
des Krieges, damit er dadurch ein Unterpfand für dessen Nachteile habe 
und sich wegen seiner Forderungen an den gegnerischen Staat entschädigen, 
im NotfaUe auch darüber verfügen könne. Erst der Friede oder eine gänz- 
liche Vernichtung des feindlichen Staates solle demjenigen, was solcher 
Crestalt geschehen oder verfügt worden sei, den Charakter eines endgültigen 
Verhältnisses geben, soweit man nicht genötigt oder veranlaßt sei, in dem 
Friedensschlüsse das Weggenommene ganz oder teilweise herauszugeben. — 
Wenn der Seekrieg nicht eigens zur Vernichtung des Seehandels des feindlichen 
Staates oder seiner Angehörigen geführt wird, wenn die Wegnahme nicht 
nur aus diesem Grunde erfolgt, sondern etwa zu dem Zwecke, um dem 
Feinde Mannschaften zu entziehen, die ihm tüchtige Schiffsbesatzungen bieten 
könnten, oder das Schiff zu nehmen, das imstande wäre ihm als Trans- 
port- oder Aufklärungsschiff wichtige Dienste zu leisten, so scheint der 
Verwirklichung des Vorschlages nicht viel im Wege zu stehen. Wenn 
aber der Krieg ein Handelskrieg war, dann wird der Sieger die Beschlag- 
nahme stets in eine endgültige Okkupation verwandeln, und für diesen 
FaU ist der Vorschlag Heffters wertlos. 

•) Vgl. unten § 11. 

■) Einen Vorschlag gleichen Ergebnisses macht Lorimer, K.D.I.P. et 
de 16gisl. comp. VII S. 263. Geffcken, H.H. S. 600 weist diesen Vorschlag 
kurz zurück, da keine Begierung eine Verbindlichkeit wie die geforderte 
übernehmen würde. Bluntschli S. 153 ff. versucht seine rechtliche Unbe- 
gründetheit und Unzweckmäßigkeit eingehend nachzuweisen. Auch Thomas 
Barclay, R.D.I.P. et de l^gisl. comp. VI S. 551 berührt diese Frage. Er 
bemerkt, daß bisher kein Versuch gemacht sei, der ein Urteil erlaube, und 
erkennt die Schwierigkeiten an, ohne es jedoch für ausgeschlossen zu halten, 
daß die Staaten schließlich zu dem Mittel der Schadloshaltung greifen könnten. 

*) In keiner Weise läßt sich die Anschauung begründen, daß die cu 
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Ein derartiges System wurde kaum als eine besondere 
Begünstigung einzelner Klassen von Untertanen anzusehen 
sein. Denn die großen Schiffe, die in erster Linie in 
Frage kommen, haben heutzutage einen so großen Wert, daß 
es nicht billig erscheint, sie mit einem Hanse, das in Brand 
geschossen, oder selbst einer Fabrik, die vom Feinde zerstört 
ist, gleich zu behandeln. 

Der Einwand, daß kein Staat sich zur Leistung einer 
Entschädigung bezeichneter Art verstehen würde, kann nicht 
ausschlaggebend sein. Denn ein Staat würde durch Über- 
nahme einer derartigen Entschädigungspflicht zweifellos große 
Vorteile erlangen. Würde sich doch der Handel mit der Er- 
höhung seiner Sicherheit noch wesentlich heben und der Auf- 
schwung des Handels weiterhin eine Steigerung des Yolks- 
reichtums zur Folge haben! 

Auch um deswillen könnte bei Einführung einer solchen 
Entschädigungspflicht von einer besonderen Begünstigung der 
Rheder nicht gesprochen werden, weil letztere schon durch 
die vielen übrigen Störungen, die ein Seekrieg ihrem Gewerbe 
bringt, schwer und in größerem Umfange als andere Gewerbe- 
treibende benachteiligt werden. 

Dem Grundsatze, daß es Aufgabe jedes Staates ist, die 
durch einen Krieg verursachten Schäden möglichst gleich auf 
alle Untertanen zu verteilen, würde die vorgeschlagene 
Eeform der Landesrechte durchaus entsprechen. 



gewährende Entschädigung als Gegenleistung dafür anzusehen wäre, daß 
der Schiffseigentümer sein Schiff seinem Staate gleichsam leihe oder frei- 
willig oder gezwungen zu Eigentum übertrage. Diese Ansicht vertritt 
namentlich Lorimer, K.DJ.P. et de 16gisl. comp. VII S. 263. — Die Verbind- 
lichkeit zur Entschädigung würde sich vielmehr daraus ergeben, daß der Staat 
seine prinzipieUe Pflicht, seine Angehörigen in ihrem Vermögen zu schützen, 
auch unter den Voraussetzungen des Seebeuterechts würde erfüUen woUen, 
ohne gleichzeitig eine volkerrechtliche Pflicht zu verletzen. Es entstände 
ein Widerstreit zwischen den landes- und völkerrechtlichen Pflichten des 
Staates, den dieser in der Weise beseitigen müfite, daß er die völkerrecht- 
liche Pflicht erfüllte, wegen NichterfüUung der landesrechtlichen Pflicht 
aber seine Angehörigen entschädigte. Nach geltendem Recht hat er, um 
der Entstehung eines solchen Konflikts vorzubeugen, von seiner allgemeinen 
Pflicht zum Schutze seiner Untertanen für den FaU des Vorliegens der 
Voraussetzungen des Seebeuterechts eine Ausnahme gemacht, deren Beseiti- 
gung jedoch billig erscheint 
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Die Entschädigungspflicht müßte selbstverständlich für 
den Fall ausgeschlossen werden, daß der SchiffseigentQmer 
und der ihn vertretende Führer des SchiflFes durch sein 
eigenes Verschulden, durch leichtsinniges Vorgehen, durch 
Unachtsamkeit und Sorglosigkeit die Wegnahme und An- 
eignung durch den feindUchen Staat verursacht hat. 



H. Teil. 

Die einzelnen Prinzipien des Seebentcreehts. 

SÄ 

Welche Personen sind aui Grund des Seebeaterechts 
berechtigt oder verpflichtet? 

Völkerrechtlicbe Rechtsfähigkeit besitzen nur Staaten. 
Nur Staaten können völkerrechtliche Rechte und Pflichten 
haben. 

Anderseits besitzt jeder Staat vfilkerrechtliclie Rechts- 
fähigkeit, jedoch jeder nur insoweit, als seine Beziehungen zu 
anderen Staaten völken-echtlicher Ordnung unterliegen , da 
jeder Staat nur insoweit fähig ist, völkerrechtliche Rechte 
und Verbindlichkeiten zu haben. 

Die Rechtsfähigkeit jedes einzelnen Staates ist von ver- 
schieden großem Umfange, je nachdem viele oder nur wenige 
seiner Beziehungen zu anderen Staaten völkerrechtlichen 
Charakter tragen. 

Nicht der Gesichtspunkt ist für den Umfang der Rechts- 
fähigkeit eines Staates entscheidend, ob letzterer souverän 
oder, wie gesagt wird, halbsouverän ist; es erscheint unzu- 
lässig, einem jeden souveränen Staate „volle völkerrechtliche 
Rechtsfähigkeit", jedem sog. halbsouveränen Staate nur „be- 
schränkte völken'echtliche Rechtsiähigkeit" zuzuschreiben.^) 

') Andere v. Liazt 3. 41, Rivier 8. 103, Heilborn, Enc. Bd. 11 S. StiW 
und 994. Zotreffend ist selbstTerstäDdlich die BehBQpttmg Heilbonu 3. 994, 
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Es kann sog. halbsouveräne Staaten geben, die eine um- 
fangreiche völkerrechtliche Rechtsfähigkeit haben, während 
es souveräne Staaten mit geringer völkerrechtlicher Rechts- 
fähigkeit geben kann. 

Der Unterschied zwischen souveränen und nichtsouveränen 
Staaten beruht vielmehr darin, daß einzelne Beziehungen der 
letzteren zu einem anderen Staate nicht einer völkerrecht- 
lichen, sondern einer landesrechtlichen Ordnung unterliegen, 
während Beziehungen eines souveränen Staates zu einem 
anderen Staate niemals einer landesrechtlichen Ordnung unter- 
liegen. ^) 

Es ist nicht notwendig, daß nur oder auch nur zum 
größten Teil Rechtsbeziehungen zwischen einem Staate und 
den übrigen Staaten herrschen. Ja es ist nicht aus- 
geschlossen, daß alle Beziehungen zvtischen ihnen rein tat- 
sächlicher Art sind, daß sie lediglich von der Sitte, der 
Moral, vom Herkommen beeinflußt werden. 

Ein Staat, auf den dies zutrifft, ist überhaupt nicht im- 
stande völkerrechtliche Rechte und Verbindlichkeiten zu haben, 
er hat keine völkerrechtliche Rechtsfähigkeit. 

Die Beziehungen eines Staates zu den anderen Staaten 
haben im Augenblick seiner Entstehung regelmäßig rein tatsäch- 
lichen Charakter. In weiterem Umfange völkerrechtliche Rechte 
und Verbindlichkeiten zu haben wird er erst fähig, wenn er 



daß nicht die Größe eines Staates für den Umfang seiner TÖlkerrechtUchen 
Rechtsfähigkeit entscheidend ist. 

') Die Vereinbarung zwischen zwei Staaten, daß in einzelnen ihrer 
Beziehungen nicht Völkerrecht, sondern das Landesrecht des einen Ton 
ihnen zur Anwendung kommen solle, d. h. die Begründung einer bisher 
nicht bestandenen Oberherrschaft, bedarf nicht der Anerkennung dritter 
Mächte (abw. t. Liszt S. 49). Letztere dürfen allerdings von dem neu ent- 
standenen Vasallenstaate Entschädigung fordern, soweit durch den Ab- 
schluß jener Vereinbarung ihre Rechte gegen letzteren verletzt sind, und 
diese Entschädigung ist grundsätzlich durch Wiederherstellung des früheren 
Zustandes, also durch Rückgängigmachung jener Vereinbarung, zu leisten. 
Eine rechtswirksame Vereinbarung des geschilderten Inhalts kann, wie 
jede Vereinbarung, nur mit Einverständnis beider Kontrahenten auf- 
gehoben werden. Der VasaU kann den Suzerän zur Erklärung seines 
Einverständnisses zwingen. Eine derartige Erklärung des Suzeräns ist 
wie jede völkerrechtliche Willenserklärung nicht wegen Zwanges anfechtbar. 

Rostocker Studien. II. 7. Heft. 4 
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mit einem schon vorhanden gewesenen Staate in ein gegen- 
seitiges Anerkennungsverhältnis getreten ist.^) *) 

Hiermit erwirbt er regelmäßig volle völkerrechtliche Per- 
sönlichkeit, da die Anerkennung die Vereinbarung enthält, 
daß alle nicht ausdrücklich ausgeschlossenen Völkerrechts- 
grundsätze, die bei der Mehrheit der Enlturstaaten Geltung 
haben, nunmehr auch in den Beziehungen der Vertragsgegner 
zur Anwendung kommen sollen. 

Ein Staat kann nur insoweit, als er völkerrechtliche Be- 
fugnisse und Verbindlichkeiten zu haben fähig ist, Handlungen 
mit völkerrechtlichen Wirkungen vornehmen. Nur insoweit 
steht ihm völkerrechtliche Handlungsfähigkeit zu.^) 

Die vorstehenden Erörterungen fuhren, auf den Zustand 
offenen Kampfes zwischen Staaten angewendet, zu folgendem 
Ergebnis. 

Da der Krieg ein völkerrechtliches Rechtsverhältnis 
zwischen Staaten *) ist, so kann ein Zustand offenen Kampfes 



') Es ist nicht ausgeschlossen, dal2 er schon vor der Anerkennung 
YÖlkerrechtsf&hig gewesen ist. Er ist das aber vorher nur insoweit ge- 
wesen, als zwischen ihm und einem anderen Staate ausdrücklich yerein- 
hart ist, daß einzelne Beziehungen zwischen ihnen rechtlich geordnet sein 
sollen. Er ist es also nur in sehr geringem Umfange gewesen. Das meint 
yermutlich auch Riyier, wenn er S. 93 behauptet, „regelmäliige internatio- 
nale Rechtsbeziehungen'' beständen „nur unter den Staaten, welche sich 
gegenseitig anerkannt haben". Daß ein Staat ohne Anerkennung durch 
die übrigen Staaten nicht TÖlkerrechtliches Rechtssubjekt sein könne, be- 
haupten T. Liszt S. 39, sowie nach t. Liszt: Lorimer, R. de dr. int et de 
1^1. comp. XII S. 333; Heilbom, R.G. III S. 179. 

') Rivier S. 84 behauptet, die Anerkennung müsse von jedem Staate 
nachgesucht werden. Rechtlich ist aber kein Staat dazu Terpflichtet. Tat- 
sächlich wird er ihre Nachsuchung allerdings nicht vermeiden können, da 
er bei der Art, wie die Interessen aller Staaten im heutigen Staatenleben 
ineinander greifen, eine allgemeine rechtliche Regelung seiner Beziehungen 
zu anderen Staaten nicht lange Zeit wird entbehren können. 

*) Zutreffend t. Liszt S. 41: „Völkerrechtliche Rechtsfähigkeit und 
YÖLkerrechtliche Handlungsfähigkeit faUen mithin durchweg zusammen." 

^) Das bestreitet Lueder, H.H. S. 242 ff. Er definiert den Krieg als 
„den zwischen Staaten oder staatenähnlichen Beyölkerungsteilen mit Waffen- 
gewalt geführten Kampf und behauptet dementsprechend, auch der Bürger- 
krieg sei Krieg im R^htssinne. Die Rechtsinstitute des Krieges zwischen 
Staaten und des Bürgerkrieges gehören aber durchaus verschiedenen 
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zwischen Staaten nur unter der Voraussetzung ein „Krieg" 
sein, daß sie sich gegenseitig anerkannt oder ausdrücklich 
vereinbart haben, daß ein Zustand offenen Kampfes zwischen 
ihnen völkerrechtlicher Ordnung unterliegen solle. Auch beim 
Vorliegen erstgenannter Voraussetzung ist der Zustand offenen 
Kampfes zwischen ihnen jedoch in zwei Fällen kein Krieg. 

Der erste Fall liegt dann vor, wenn die beiden Staaten 
vereinbart haben, daß ihre Beziehungen während eines 
Kampfes, an dem sie beide oder einer von ihnen beteiligt 
ist, trotz gegenseitiger Anerkennung tatsächlicher, nicht 
rechtlicher Ordnung unterliegen sollen. 

Im zweiten Falle haben die beiden Staaten vereinbart, 
daß ihre bezüglichen Beziehungen zwar rechtlicher Ordnung 
unterliegen sollen, aber nicht völkerrechtlicher Ordnung, son- 
dern dem Rechte eines einzelnen Staates, und zwar entweder 
dem Rechte eines von ihnen selbst, des Suzeräns, oder dem 
Rechte eines Staates, dem sie beide eingeordnet sind, des 
Bundesstaates, der sie in sich aufgenommen hat^) Eine Ver- 
einbarung derartigen Inhalts muß zwischen den Gliedstaaten 
eines Bundesstaates getroffen sein, anderenfalls bilden sie 

Bechtsgebieten an. Es muß Irrtümer nnd schwere Mi^yerständnisse im 
Gtefolge haben, wenn man zwei derartige gmndTerschiedene Bechtsinstitnte 
nnter der einen Bezeichnnng „Krieg" zusammenfaßt, ja als Krieg anch 
einen Kampf zwischen Staaten bezeichnet, der rechtlicher Ordnung über- 
haupt nicht unterliegt (so Lueder, H.H. S. 243). Es ist außerdem unrichtig, 
wenn Bivier S. 397 behauptet, der Bürgerkrieg werde nach den Grund- 
sätzen des Krieges zwischen Staaten behandelt. 

^) Triepel, Völkerrecht und Landesrecht S. 203 erzählt als Kuriosum 
folgenden Vorfall: „Gelegentlich der Centenarfeier im Jahre 1897 hat die 
Behörde Ton Greiz (Fürstentum Beuß ä. L.) die Entfernung einer wohl 
Yon einem Preußen ausgesteckten preußischen Fahne angeordnet Eine 
Berliner Zeitung schlug damals allen Ernstes Tor, die preußische Begierung 
solle die reußische auffordern, binnen 24 Stunden für die Unbill Genug- 
tuung zu geben, und solle im Falle der Weigerung die preußische Fahne 
durch das nächste preußische Bataillon nach Greiz tragen lassen." Ange- 
nommen, die preußische Begierung hätte diesen Vorschlag befolgt und es 
wäre dabei zu Gewaltmaßregeln von beiden Seiten gekommen, so wären 
jene nicht nach TÖlkerrechtlicheu Grundsätzen, sondern nach deutschem 
Beichsrecht zu beurteilen gewesen. Insbesondere hätten auch die Grund- 
sätze des Beichsstrafgesetzbuchs zur Anwendung kommen müssen, wenn 
dieses die Verbrecbensfähigkeit juristischer Personen überhaupt kennen 

würde. 

4* 
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keioeo Bandesstaat Ihr Besteheo zwischen dem Suzerän 
and dem Vasallenstaate ist nicht unbedingt erforderlich, wenn 
auch die Regel. ^) 

Sie wirkt wie jede völkerrechtliche Yereinbarnng nur 
zwischen den Parteien, nicht Dritten gegenüber. Ein Kampf 
zwischen dem Öliedstaate eines Bundesstaates oder einem 
Vasallenstaate einerseits und einem dritten Staate anderseits 
ist deshalb regeimäilig Krieg.^j ^j 



') Richtig Bivier S. lOä, a. M, v. Liszl S. 49 und 289. Vgl. über 
diese sehr umstritlene Frage auoh die bei v. Liflzt S. 28Ü Anin. 3 aat- 
gefOhrten Autoren. Mi 1877 zwischeu der Tliikei und Rumänien ein Kninpf 
ausbrach , bestand eine derartige Vereinbarung zwischen ihnen zweiFellos 
nicht, trotzdem Buniftuien zu jener Zeit noch ein Vasalleustaat der Türkei 
war. Der Knnipf zwischen ihnen war ein Krieg (abw. GeSckeu bei Eeffter 
I 114 Anm. 2). Der Kampf xiviscben den Bnrenstaaten und England war 
gleichfalls ein Krieg. Beide Parteien haben das anerkannt, die Bnrenslaaten. 
indem sie die Anwendung der Vorschriften der Genfer Konvention forderten, 
Kngiftnd, indem ea von dritten Staaten die Beobachtung der Neutralitflts- 
pfliehten verlangte. Damit ist die Frage, ob die Burenslaaien halhsouverfin 
oder souverän waren, nicht entschieden. Denn England gab mit seiner 
Erklfirnng, sein Kain|if mit den Buren.^taaten sei ein Krieg, keineswegs zu, 
daß diese souveriin seien, da auch zwischen dem Suzerän und einem Va- 
Ballenataate ein Krieg herrschen kann. v. Liszt S. 49 bestreitet diese Mög- 
lichkeit. Et muU deshalb auch zn dem Ergebnisse kommen, daU Eui^land 
folgewidrig handelte, wenn es die Sonveränität der Bureuataatfln bestritt 
und zugleich die Nentralitätsreclite für sich in Anspruch nahm. 

*) DaQ der Vasallenstaat seinem Suzerän oder dritten Staaten gegen- 
über verpflichtet sein kann, ohne Einwilligung des «rsteren keinen Rampf 
zn erOtfnen, ist selbstveretSndlicb. Sein Kriegsrecht dritten Staaten gegen- 
über bleibt dadurch nnbertlhrt. Als Serbien im Jahre 1885 Bulgarien an- 
griff, war der zwischen ihnen sich entspinnende Kampf ein Krieg, obgleich 
Bulgarien ein VaHallenalaat der Türkei war. Indem Bulgarien sich Serbien 
gegenüber ohne Einwilligung der Türkei zur Wehr setzte, verletzte es 
keine Rechlspflicht gegen die Tnrkei, da es nur verpflichtet ist, ohue ihre 
Einwilligung keinen Knüpf gegen dritte Staaten zn eröffnen, keineswegs 
aber ohne ihre Einwilligung sich bei einem Angriff dritter Staaten nicht 
znr Wehr zu setzen. 

'1 Jedes Kriegsführuugsrecht sprii^ht den sog. halbsouveräuen Staaten 
ab: Lueder, H.H. S. 237. Regelmäßig werden die Gliedstaaten einea Bundes- 
staates vereinbaren, daQ das Recht des letzteren entscheiden solle, ab 
sie selbsläiidig einen Kampf gegen dritte Staaten erüCfnen därfen. Der 
Bundeastoat wird sich daraufbin in der Regel aJlein die Befugnis znr Er- 
öffnung eines Krieges beilegen (vgl. deutsche Reicbsverf. Art, 1 1, schweize- 
rische Bondesverf. Art. 8, Verf, der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
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Staaten, die zu ein und demselben Staatenbunde gehören, 
haben das Eriegsrecht untereinander. 

Unzweifelhaft kann tatsächlich zwischen allen Staaten 
ein Zustand offenen Kampfes eintreten. Dieser muß entweder 
einen rein tatsächlichen oder einen Rechtscharakter, im 
letzteren Falle einen völkerrechtlichen oder einen landes- 
rechtlichen Charakter haben. Daß ein Kampf zwischen Staaten 
eines Staatenbundes rein tatsächlicher Art sein soll, ist 
nicht anzunehmen. Ebensowenig kann er landesrechtlichen 
Grundsätzen unterliegen. Denn welches Landesrecht sollte 
auf ihn angewendet werden? Keinesfalls kann auf ihn das 
Recht eines der am Kampfe beteiligten Staaten Anwendung 
finden, ebensowenig aber das Recht eines Staates, der über 
ihnen stände oder sie einschlösse. Es gibt kein Landesrecht, 
von dem ein Kampf zwischen Staaten eines Staatenbundes 
beherrscht werden könnte. 

Es können für ihn nur völkerrechtliche Grundsätze maß- 
gebend sein, und ein Kampf zwischen Staaten, fiir den solche 
Prinzipien maßgebend sind, ist ein Krieg. ^) 



I 8). Anderseits werden sich dritte Staaten für yerpflichtet halten, ihrer- 
seits nur einen Kampf gegen den Bundesstaat als solchen, nicht gegen 
die Gliedstaaten zn beginnen. Man muß annehmen, daß die Übernahme 
dieser Verpflichtung grundsätzlich in der Anerkennung des Bundesstaates 
enthalten ist. Zugleich werden die Gliedstaaten yereinbaren, daß das 
Recht des Bundesstaates entscheiden solle, ob sie sich untereinander be- 
kämpfen, oder auch nur andere Zwangsmaßregeln wie Repressalien und 
Retorsionen Tornehmen dürfen, und der Bundesstaat wird daraufhin der- 
artige Handlungen yerbieten (ygl. deutsche Reichsyerf. Art. 76 Abs. 1). 
Femer wird sich meist der Vasallenstaat seinem Suzerän gegenüber yer- 
pflichten, ohne dessen Einwilligung weder einen Kampf gegen ihn noch 
gegen dritte Staaten zu eröffnen. Infolge derartiger Vereinbarungen werden 
Kämpfe yon Gliedstaaten eines Bundesstaates untereinander oder zwischen 
einem Gliedstaate eines Bundesstaates oder einem Vasallenstaate einerseits 
und einem dritten Staate anderseits zwar selten sein, ausgeschlossen sind 
sie keineswegs. Wenn wir unseren Blick yon unseren europäischen Ver- 
hältnissen nach anderen Kontinenten, z. B. nach Südamerika, wenden, er- 
scheinen sie durchaus nicht unwahrscheinlich. 

^) Auch eine „Bundesexekution" ist ein Krieg (abw. Jellinek, Das Recht 
des modernen Staates S. 697) ; Voraussetzung ist selbstyerständlich auch in 
diesem Falle, daß der Staat, gegen den die Bundesezekution ausgeführt 
wird, sich zur Wehr setzt. 



f 
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Soviel ist an der Behauptung, zwischen den Staaten eines 
Staatenbundes könne kein Krieg herrschen, richtig, daß ein 
Staatenband mit dem Ausbruche eines offenen Kampfes 
zwischen den ihm angehörenden Staaten zu bestehen auf- 
hört.^) Denn ein Staatenbund setzt zwischen den in Frage 
kommenden Staaten unerläßlich eine Vereinbarung des Inhalts 
voraus, daß sie von ihrer Fähigkeit miteinander zu kämpfen 
keinen Gebrauch machen wollen.*) *) 

Sobald trotzdem ein Kampf zwischen ihnen entsteht, wird 
jene Vereinbai*ung aufgehoben, und zwar in dem Augenblicke, 
in dem der angegriffene Staat sich gegen seine Angreifer zur 
Wehr setzt. Mit dem Ende jener Vereinbaiiing endet auch 
der Staatenbund.^) 

Die gleichen Grundsätze gelten fflr den Fall, daß die 
einem Staatenbunde zugehörenden Staaten Gemeinsamkeit 
ihres monarchischen Organs vereinbart haben, d. h. für den Fall 
einer Realunion. Nur ist der Ausbruch eines Kampfes 
zwischen den Staaten einer Realunion tatsächlich unmöglich, 
ohne daß das gemeinsame oberste Organ in einem von ihnen 
durch ein anderes oberstes Organ ersetzt wird.*) 



^) Auch ai28 dieser Erscheinung geht hervor, daß ein Bundesstaat ein 
ungleich festeres Gefüge hat als ein Staatenbund. Denn der Ausbruch 
eines Kampfes zwischen den Gliedstaaten eines Bundesstaates berührt dessen 
Bestehen durchaus nicht. 

*) Regelmäßig ist hiermit die Vereinbarung yerbunden, daß sie nur 
gemeinsam gegen einen dritten Staat einen Kampf beginnen oder mit ihm 
Frieden schließen dürfen, sowie daß, wenn einer von ihnen von einem dritten 
Staate angegriffen wird, alle mit ihm yerbündeten Staaten gleich&dls gegen 
letzteren den Kampf eröffnen müssen. 

*) Vgl. deutsche Bundesakte Tom 8. Juni 1816 Art. 11. 

*) Riyier S. 380 läugnet, daß eine Vereinbarung zwischen den 
Staaten eines Staatenbundes sich gegenseitig nicht bekämpfen zu wollen 
für das Bestehen des letzteren wesentlich sei. Deshalb können nach ihm 
auch die Staaten eines Staatenbundes, ^sofern der BundesTertrag den Bruder- 
krieg nicht ausschließt," sich einander bekriegen, während der Staatenbund 
fortbesteht. 

^) Von den in einer Realunion befindlichen Staaten hat jeder das 
Kriegsrecht, sowohl dem mit ihm realunierten, wie jedem anderen Staate 
gegenüber, mit dem er hinsichtlich eines Zustandes offenen Kampfes nicht 
lediglich in tatsächlichen Beziehungen steht. Riyier S. 381 muß das yer- 
neinen, da nach ihm die Staaten einer Realunion „eine yölkerrechtliche 
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Findet das Eriegsrecht auf die Beziehungen zweier 
Staaten während eines Kampfes unter ihnen keine An- 
wendung, so steht auch keinem von ihnen das Seebeute- 
recht zu.^) 

Findet das Eriegsrecht Anwendung, so hat auch jeder 
von ihnen das Seebeuterecht. 

Eine Ausnahme davon gilt nur, wenn die Anwendung von 
Eechtsgrundsätzen auf zwischenstaatliche Beziehungen, welche 
das Seebeuterecht betreffen, ausdrucklich ausgeschlossen ist 

Die einseitige Erklärung eines Staates zu Beginn eines 
Krieges, er wolle während desselben das Seebeuterecht nicht 
ausflben, begründet ffir ihn keine entsprechende Rechtspflicht 
Nur würde er wenig vornehm handeln, wenn er ohne vorher- 
gehenden ausdrücklichen Widerruf seiner Erklärung mit der 
Ausübung des Seebeuterechts beginnen würde. 

Das deutsche Reich widerrief am 19. Januar 1871 nicht 
nur ausdrücklich die Verordnung des norddeutschen Bundes 
vom 18. Juli 1870, in der auf die Ausübung des Seebeute- 
rechts verzichtet war; es gewährte den von der neuen Ver- 
ordnung betroffenen Eigentümern sogar eine Frist bis zum 
10. Februar, damit sie ihre Schiffe in Sicherheit bringen konnten. 
Die völkerrechtliche Handlungsfähigkeit eines Staates wird 
nicht dadurch beschränkt, daß er freiwillig oder gezwungen 
die Pflicht auf sich genommen hat gegen keinen Staat einen 
Kampf zu erOfihen oder gegen bestimmte Staaten keinen 
Kampf zu eröffnen.^) Nur seine Handlungsfreiheit wird 



Einheifi ,,ein einriges TöUcerrechtliches Snbjekt" (so S. 111), bilden soUen. 
Da auch nach Riyier S. 88 yölkerrechtliche Subjekte nur Staaten sein 
können, so müßten die realnnierten Staaten zusammen einen Staat bilden, 
was zweifellos nicht zutrifft. Wie Rivier: Bonfils-Fauchille S. 88. Unzu- 
treffend behauptet Despagnet S. 535, ein Kampf zwischen zwei realnnierten 
Staaten sei „une vraie guerre civile". 

') So fand das Kriegsrecht auf den Kampf zwischen Frankreich und 
England einerseits und China anderseits während des Jahres 1860 keine 
Anwendung; es stand daher auch keinem der beiden erstgenannten Staaten 
China gegenüber das Seebeuterecht zu. Sie konnten demgemäß auf dasselbe 
in dem Kampfe gegen China auch nicht Terzichten. 

') Anders : v. Liszt S. 46 u. 46. Häufig wird es schwer zu beurteilen 
sein, ob ein Staat sich yerpflichtet hat gegen keinen Staat einen Kampf 
zu erOi&ien oder ob er nur in Beziehung auf einzelne Staaten diese Pflicht 
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hierdurch beschränkt. Denn er kann nunmehr einen Kampf 
nicht eröffnen, ohne eine Rechtspflicht zu verletzen. 

Eröffnet er trotzdem einen Kampf, so ist er zwar dieser 
Rechtsverletzung wegen zu Schadensersatz und Genugtuung 
verpflichtet, der Kampf aber hat trotz des Neutralisierungs- 
vertrages völkerrechtliche Wirkungen. Er ist ein Krieg, wenn 
er nicht aus anderen Granden eines Rechtscharakters über- 
haupt oder wenigstens eines völkerrechtlichen Charakters 
entbehrt. 

Ein offener Kampf von physischen Personen oder von 
juristischen Personen, die nicht Staaten sind, untereinander 
oder gegen Staaten ist niemals ein Krieg. 

Das gilt insbesondere von einem offenen Kampfe, der 
zwischen politischen Parteien untereinander herrscht oder von 
einer politischen Partei gegen den Staat geführt wird. ^) Eine 
politische Partei hat keine kriegsrechtlichen Befugnisse. Ihr 
steht insbesondere das Seebeuterecht nicht zu. Es finden viel- 
mehr auf ihre Handlungen die straf- und standrechtlichen 
Grundsätze des Staates Anwendung, in dem sie sich befindet. 
Eine Veränderung tritt darin erst ein, wenn aus den Kämpfen 
der aufständischen Partei gegen den Staat ein neuer Staat 
hervorgegangen ist, d. h. wenn die Aufständischen sich auf 
einem von ihnen besetzten Teile des Staatsgebiets organisiert 
haben, und die neue Körperschaft mit einer ursprünglichen 
nicht von einer anderen abgeleiteten Herrschermacht ausge- 
rüstet ist. 



Übernommen hat. In letzterem Falle wird weiterhin die Prüfung oft 
schwierig sein, gegen welche Staaten er keinen Kampf eröffnen darf. 
So wurde bei Gelegenheit der letzten Aktion der europäischen Mächte 
gegen China Tiel darüber gestritten, ob Belgien trotz seiner Neutralitäts- 
yerpflichtung einen Kampf gegen China eröffnen dürfe. M. E. hätte es 
diese Befugnis nur gehabt, wenn die übrigen Kontrahenten der Neutralitäts- 
verträge ihre Einwilligung, sei es ausdrücklich oder stillschweigend, erteilt 
hätten. Denn Belgien hatte sich verpflichtet d'observer cette m§me neutra- 
lit6 envers tous les autres Etats (Vertrag der Grolimächte mit Belgien 
Tom 16. NoTember 1831), nicht etwa bloß gegen einzelne Staaten, z. B. 
die Staaten der sog. europäischen Völkerrechtsgemeinachaft. Abw. Njs, 
B. de dr. int. et de 16gial. comp. XXXIII S. Iff. nach t. Liszt S. 46 
Anm. 5. 

^) Ebenso Heilbom Enc. Bd. II S. 1056, t. Liszt S. 288, Rivier S. 380. 
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Von diesem Augenblicke an tritt zwischen dem neu ent- 
standenen und dem schon früher vorhanden gewesenen Staate 
ein Zustand ein, der einer Rechtsordnung nicht unterliegt, 
den lediglich Forderungen der Sittlichkeit, der Moral und des 
Herkommens beeinflussen. Der letztere Staat darf von nun 
ab nicht mehr nach seinem Straf- und Standrecht gegen den 
ersteren vorgehen, und es ist ihm das auch nicht möglich, 
ohne daß er Repressalien befurchten müßte. 

Erkennen sich die beiden Staaten später an, so finden 
regelmäßig von diesem Zeitpunkte an in ihren Beziehungen 
völkerrechtliche Grundsätze Anwendung, ihr Kampf wird von 
diesem Zeitpunkte an regelmäßig ein Krieg. 

Erkennen sich der neu entstandene und ein dritter Staat 
gegenseitig an, so sind diese beiden Staaten von dem Augen- 
blicke ihrer gegenseitigen Anerkennung an verpflichtet, die 
Neutralitätsgesetze zu beobachten. Denn ein Staat ist neutral 
im Verhältnis zu jedem nach außen kämpfenden, von ihm an- 
erkannten Staate ohne Rücksicht darauf, ob auch zwischen 
letzterem und dessen Gegner Völkerrecht gilt. Erkennt ein 
dritter Staat eine aufständische Partei an, ehe sich aus ihr 
im Verlaufe des Kampfes ein Staat gebildet hat, so liegt in 
seiner Anerkennung eine unzulässige Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten des im Bürgerkrieg befindlichen Staates.^) 

Da nur Staaten kriegführende Parteien sein können, so 
schließt die Anerkennung als „kriegführende Partei" die An- 
erkennung als Staat in sich. ^) Sie bedeutet jedoch, daß vor- 
erst die Beziehungen zwischen dem anerkennenden und dem 
als „kriegführende Partei" anerkannten Staate nur insoweit 
rechtlich geordnet sein sollen, als sie den Kampfeszustand des 
neu entstandenen Staates betreffen ; ihre übrigen Beziehungen 
zueinander sollen zunächst tatsächlicher Art bleiben. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß ein Staat andere Per- 
sonen als Staaten mit der Vornahme von Gewaltmaßregeln 
gegen einen anderen Staat beauftragt oder sie dazu ermächtigt 

Dem Täter stehen hinsichtlich der Gewalthandlungen, die 



^) Ob der dritte Staat „ein rechtliches Interesse" an der Anerkennung 
des nenen Staates hat, ist gleichgültig. A. M. Heilbom £nc. Bd. II S. 1056. 

<) Anders Eivier S. 94, y. Liszt S. 37 n. 288, Pereis S. 158, Dapois 
S. 376. 
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er auf Grund eines solchen Auftrages oder einer solchen Er- 
mächtigung ausgef&hrt hat, niemals kriegsrechtliche Befug- 
nisse zu; er kann nicht auf Grund des Völkerrechts ver- 
langen, daß der verletzte Staat jene Handlungen als nicht 
rechtswidrig behandle. 

Ebensowenig wie im Privatrechte diejenigen Handlungen 
eines handlungsunfähigen Geisteskranken, die er in Ermäch- 
tigung oder im Auftrage einer handlungsfähigen Person vor- 
genommen hat, dieses Auftrages oder dieser Ermächtigung 
wegen rechtliche Wirkungen auszuüben vermögen, ebensowenig 
sind die Handlungen von anderen Personen als Staaten im- 
stande, völkerrechtliche Wirkungen auszuüben, auch wenn jene 
Personen von völkerrechtlich handlungsfähigen Personen mit 
der Vornahme der Handlungen beauftragt oder zu ihnen er- 
mächtigt sind. 

Dagegen darf der Staat, der den Täter beauftragt oder 
ermächtigt hat, in einzelnen Fällen von seinem Feinde ver- 
langen, daß letzterer jene Handlungen ' als nicht rechtswidrig 
behandle. ^) 

So darf er von seinen Feinden fordern, daß alle die- 
jenigen Handlungen, die, falls er sie selbst ausgeführt haben 
würde, als nicht rechtswidrig zu behandeln wären, auch dann 
als rechtlich erlaubt betrachtet werden, wenn der von ihm be- 
auftragte oder ermächtigte Täter eine staatsähnliche juristische 
Person ist. Zu den staatsähnlichen juristischen Personen ge- 
hören namentlich entfernte, unter selbständiger Verwaltung 
stehende Staatsteile wie die britischen Kolonien. 

Früher war es im Verhältnis aller Staaten und noch jetzt 
scheint es im Verhältnis einiger Staaten zueinander rechtens 
zu sein, daß ein kriegführender Staat von seinem Feinde ver- 
langen darf, daß dieser die Aneignung von Sachen, die ihm oder 
seinen Untertanen gehören und die auf dem Meere schwimmen, 
als nicht rechtswidrig behandle, wenn die aneignenden Per- 
sonen zu den von ihnen ausgeführten Aneignungen seitens des 
kriegführenden Staates beauftragt oder ermächtigt waren, 

Personen, die einen derartigen Auftrag oder eine der- 

') Anderseits ist der Staat auch Terantwortlich für die Handlnngeii, die 
jene Personen in Ansfühmng ihres Auftrages oder ihrer Ermächtigung 
Tomehmen. 
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artige Ermächtigung erhalten haben, heißen Kaper. Das 
Recht, das dem auftraggebenden oder ermächtigenden Staate 
hinsichtlich der von Kapern vorgenommenen Aneignungen 
zusteht, wird Kaperrecht genannt 

Soweit einem Staate nach modernem Völkerrechte das 
Kaperrecht noch zusteht, darf er es doch nur geltend machen, 
wenn der Kaper eine Urkunde (lettre de marque, commission 
de guerre) über seinen Auftrag oder seine Ermächtigung be- 
sitzt, wenn er die Kriegsflagge berechtigterweise führt und 
wenn er zugleich dem Staate angehört, der ihm den Auftrag 
erteilt hat^) 

Der Staat, dessen Schiffe der Kaper sich aneignet, ent- 
scheidet die Frage, ob die Aneignung seitens des Kapers erlaubt 
war, allein nach seinem Hechte, und der Kaper kann allein nach 
dem Rechte des verletzten Staates einen Anspruch darauf haben, 
daß dieser die Verletzung als nicht rechtswidrig behandele. 

Ist sie nach dem Rechte des verletzten Staates rechts- 
widrig, und hält sich letzterer an sein Recht, so steht dem 
Kaper nur ein Anspruch auf Schutz gegen seinen Staat zu, 
einen unmittelbaren Ansprach gegen den fremden Staat hat 
er nicht. 

Der Staat übt das Seebeuterecht wie jedes andere Recht 
durch seine Organe aus. Er bestimmt nach seinem Ermessen, 
welche Organe zuständig und wie sie eingerichtet sein sollen. 
Völkerrechtliche Pflichten liegen ihm in dieser Hinsicht 
nicht ob. 

§7. 
Auf welche Gegenstände bezieht sich das Seebeaterecht ? 

Das Seebeuterecht bezieht sich auf alle Sachen, die zum 
Seehandelsbetriebe eines feindlichen Staates oder seiner An- 
gehörigen zu rechnen sind, ohne Unterschied, ob sie auf dem 
Seewege ausgetauscht werden, also eine Ladung dai*stellen, 

^) Leroy S. 127/128 hält es für inkonsequent , daß die Aneignung 
durch Kaper untersagt, die Aneignung durch Kriegsschiffe erlaubt sei. 
Aber was einem einzelnen nicht erlaubt ist, kann doch einem Staate er- 
laubt sein. Viele Handlungen sind nur dem einseinen verboten, da man 
Ton ihm MiObränche befürchtet, nicht dagegen Tom Staate. 
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oder ob sie zur Ermöglichung des maritimen Austausches dienen, 
wie das Schiff mit seiner Ausrüstung. 

I. Erforderlich ist also, wenn die Aneignung auf Grund 
des Seebeuterechts zulässig sein soll, einmal, daß die bei ihr 
in Betracht kommenden Sachen zu einem Handelsbetriebe 
gehören.^) Die Zugehörigkeit zu einem Handelsbetriebe wird 
hinsichtlich aller Sachen vermutet, die auf Gewässern irgend 
welcher Art schwimmen. Dem Eigentümer steht jedoch der 
Gegenbeweis gegen diese Vermutung offen. Gelingt ihm der- 
selbe, so darf sich der feindliche Staat die aufgebrachten 
Sachen, insoweit sie nicht vom Kriegsbeuterecht ergriffen 
werden, nicht aneignen. 

Der Eigentümer darf, um seine Sachen für sich zu retten, 
insbesondere nachweisen, daß sie als Fischereifahrzeuge an- 
zusehen sind. Beim Gelingen dieses Beweises bleiben auch 
die auf den Booten befindlichen Fischereigerätschaften, Lebens- 
mittel und gefangenen Fische von der Aneignung verschont.*) 



') Vgl. franz. Instruktion yom 25. Juli 1870 („yons aorez ^galement 
^ conrir ^ tons les bätiments de commerce ennemis"); Nordamerikanische 
Instrnkt. v. 20. Jnni 1898 Art. 17 u. a. 

*) Übereinstimmend z. B. das franz. Dekret vom 18. Yendemiaire d. 
J. 11; franz. Instraktioneu vom 31. März 1854 Art. 2 und vom 25. Joli 
1870 Art. 2 ; ErlaO des Comit^ de salnt public vom 27. Thermidor d. J. III 
(EHst. et Duv. I S. 332) ; Urteile des Conseil des prises yom 9. Thermidor d. 
J. IX in Sachen des portugiesischen Schiffes la Nostra Segnora de la Pieda 
dy Animas (Pist. et Dut. I S. 331—334); die französische Praxis im 
Kriege 1854 und im deutsch-französischen Kriege 1870 — 71 ; die italienischen 
Instruktionen vom 20. Juni 1866 Art. 3; das japanische Prisenreglement 
Ton 1894 Art. 3 Ziff. 1 ; die nordamerikanischen Instruktionen Tom 27. Juni 
1900 Art. 14 (entsprechend der nordamerikanischen Praxis im Kriege gegen 
Mexiko 1846—1848 und gegen Spanien 1898, besonders bemerkenswert der 
Spruch des Supreme Court of the United States vom 8. Januar 1900; Übers, 
des sehr eingehenden Urteils Ton Niemeyer in der Zeitschr. für intemat. 
Privat- und öffentl. B. Bd. 12, S. 51 ff.); in der Literatur: Pereis S. 203, 
Bluntschli, Mod. Völkerr. Art. 667, üllmann S. 343, Calvo ÜI S. 278—280; 
vgl. femer Art. 23 des Vertrages zwischen Preußen und den Vereinigten 
Staaten Ton Nordamerika Tom 10. September 1785. Dagegen halten die 
Aneignung yon Fischereifahrzeugen und ihrem Zubehör für rechtlich zu- 
lässig, aber infolge einer aus Hnmanitätsrücksichten entstandenen und 
durch sie gebotenen Überlieferung für nicht üblich: de Boeck S. 224; 
Ortolan II S. 56; die englische Praxis während der Kriege Englands gegen 
das napoleonische Frankreich (ygl. Ansicht Sir W. Scotts in dem Falle 
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Beiläufig mag bemerkt werden, daß sich ein kriegführen- 
der Staat diese Gegenstände schon seit langen Zeiten nicht 
aneignen darf. Als das allgemeine Beuterecht noch bestand, 
nahmen sie bereits vielfach eine Sonderstellung ein.^) Man 
wollte arme Familien nicht dui*ch Maßregeln um ihr tägliches 
Brot bringen, die ungeeignet erschienen, die Kräfte des Feindes 
zu schwächen. Ja aus diesem Grunde sollte die Aneignung 
selbst als Repressalie nicht vorgenommen werden dürfen.^) 

Die Fischereifahrzeuge werden vom Kriegsbeuterecht er- 
griffen, wenn sie an den Kämpfen der kriegführenden Staaten 
teilnehmen. Wenn auch nur ein durch Indizien begründeter 
Verdacht hierfür vorliegt, dessen Beseitigung nicht gelungen 
ist, erscheint die Aneignung als zulässig.^) Als Indizien für 
eine Teilnahme an den Kämpfen sind schon anzusehen die 
Ausrüstung der Besatzung mit zum Gefechte geeigneten Walfen 



„The Toung Jacob and Johanna" (nach de Boeck S. 221 Anm. 1), i Bob. 
Adm. Bep. S. 20, Lord StoweU „a mle of comity only, and not a legal 
decision"). Nicht verschont von den Engländern blieben die rnsaischen 
Fischerboote im Asowschen Meere und an den Küsten der Ostsee im 
Krimkriege 1863— 18ö6. 

') So in den bis ins 16. Jahrhundert zurückgehenden tr^ves pöcheresses 
genannten Abkommen, z. B. zwischen dem deutschen Kaiser Karl V. und 
Franz I. von Frankreich Tom 2. Oktober 1521, zwischen Frankreich und 
Holland vom 17. August 1675, Tgl. femer das französ. Edikt von 1543 
Art. 49, die französ. Ordonnanz von 1584 Art. 79, das Reskript Ludwigs XVI. 
Tom 5. Juni 1779. 

') So die französische Bechtsprechung, z. B. in dem Erlasse des 
Comite de salut public Tom 25. Thermidor d. J. in, durch welches das 
Comit^ die Freigabe der in Ausführung des Dekrets vom 18. Yendemiaire 
d. J. II als Objekte tou Bepressalien aufgebrachten englischen Fischerei- 
fahrzeuge anordnet; Tgl. Nassi, Droit com. I S. 239. 

') Ebenso die ital. Instrukt. Tom 20. Juni 1866 Art. 3; die französ. 
Instrukt. Tom 25. Juli 1870 Art. 2, Pereis S. 203, Bulmerincq, B.D.I.P. et 
de legisl. comp. XIV S. 150, HaU S. 469. Nach de Boeck § 196 ist die 
Aneignung tou Fischereifahrzeugen nur in dem Falle zulässig, wenn sie 
bei der Entfaltung tou militärischer Tätigkeit betroffen werden, weil 
anderenfaUs milibräuchlichen Maßregeln der kriegführenden Staaten Tür und 
Tor geöffnet würde; Leroy S. 84 und 85 hält die Aneignung von Fischerei- 
fahrzeugen für gerechtfertigt, falls sie sich einer Unterstützung der mari- 
timen Operationen des Feindes schuldig gemacht haben, bei bloßem Ver- 
dacht soll nach ihm bloß die Zurückbehaltung zulässig sein, bis sie keine 
Gefahr mehr bringen können. 
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sowie das Anbordsein von Signalflaggen, die nicht zum Fischerei- 
betriebe gebraucht zu werden pflegen. 

Fahrzeuge, die zur Ausübung der Großfischerei auf hoher 
See dienen, werden zum Seehandelsbetriebe gerechnet und 
unterliegen der Aneignung auf Grund des Seebeuterechts. 

Schiffe, die wohltätige Zwecke verfolgen oder nachweis- 
lich auf einer Entdeckungsreise begriffen sind oder im Dienste 
der Wissenschaft verwendet werden, darf sich ein Staat auf 
Grund des Seebeuterechts nicht aneignen.') Der erforderliche 
Nachweis kann aber nur durch einen vom feindlichen Staate 
ausgestellten Freibrief geführt werden. 

Fahrzeuge, die zum Auswechseln von Gefangenen und 
zui* Überbringung von Parlamentären') dienen, sog. Kartell- 
bote, ^) darf sich ein feindlicher Staat, während sie zu diesen 
Zwecken verwendet werden, auf Hin- und Rückfahrt *) nicht 
aneignen, vorausgesetzt, daß sie die weiße Parlamentärflagge 
im Großtopp führen. Eine Ausnahme gilt, wenn der feind- 
liche Staat beweisen kann, daß sie zugleich zu Handels- 
zwecken,*) z. B. zum Transporte von Waren,') oder zu Kriegs- 



^) Ebenso de Boeck § 196, Calyo m § 932, Geffcken H.H. IV S. 386, 
Riyier S. 429 , Eleen, Neutralit^ etc. 11 S. 489 £f. , Ortolan II S. 51 , Des- 
pagnet S. 673, Leroy S. 84, Dupois § 153, Pereis S. 203. 

*) Ebenso das ross. Prisenregl. von 1869 Art. 16, das japanische 
Prisenregl. von 1894 Art. 3 Ziff. 2. Nach der nordamerikanischen Listmkt. 
Tom 27. Juni 1900 Art. 13 soUen Staatsschiffe, die zn Zwecken der Wissen- 
schaft oder Wohltätigkeit Verwendung finden, der Aneignung nicht unter- 
liegen, dasselbe muß ebensowohl von Privatschiffen gelten ; in der Literatur : 
de Boeck § 199, Kleen a. a. 0. II S. 503 ff., Rivier S. 429, Dnpuis § 771, 
Pereis S. 201, Calvo § 2376, Halleck S. 105, Heilbom, Enc. Bd. 11 8. 1066 
hinsichtlich der auf wissenschaftlichen Reisen befindlichen Schiffe. Neuere 
Beispiele: Die Schiffe, welche Franklin aufsuchten und die österreichische 
Korvette Novarra (1855). 

*) Über den Begriff des Parlamentärs vgl. Haager Hegl. betr. die 
(besetze und Gebräuche des Landkriegs vom 29. Juli 1899 Art. 32. 

*) „Karolina^-Fall, 6 Bob. Adm. Rep. S. 338 (vgl. Phillimore III S. 182 
Anm. n); die Begriffsbestimmungen bei Dupuis S. 170; Lawrence §§ 205, 
223 und Pereis S. 204 sind zu eng. 

») „Daifjie"-Pall, 3 Roh. Adm. Rep. S. 141 (vgl. Phülimore IH S. 183 
Anm. r). 

*) Ihnen steht der Zweck der Personenbeförderung gleich. So das 
italienische Reglement vom 31. März 1898 Art. 912 und das japanische 
Prisenregl. von 1894 Art. 3 Ziff. 3; in der Literatur: HaU § 193 S. 171, 



— 63 — 

zwecken,^) beispielsweise zum Auskundschaften benutzt werden. 
In ersterem Falle dflrfen sie dem Seebeuterechte, in letzterem 
dem Eriegsbeuterechte unterworfen werden. 

Auch Lazarettschiffe sind nach den Vereinbarungen auf 
der Haager Friedenskonferenz von der Wegnahme befreit*) 

Der Nachweis, es handle sich in einem konkreten Falle 
um Lazarettschiffe, kann nur auf folgende Weise geführt 
werden: 

a) Sind die Lazarettschiffe von einem kriegführenden 
Staate selbst ausgerüstet, so ist nachzuweisen, daß sie bei 
Beginn oder im Verlaufe der Feindseligkeiten, jedenfalls aber 
vor ihrer Verwendung, den feindlichen Staaten als Lazarett- 
schiffe unter Mitteilung ihrer Namen gemeldet sind.^) 

b) Sind sie ganz oder zum Teil auf Kosten von An- 
gehörigen (Privatpersonen oder amtlich anerkannten Hilfs- 
gesellschaften) eines kriegführenden oder neutralen Staates 
ausgerüstet, so muß ihr Zweck durch eine amtliche Bescheini- 
gung nachgewiesen werden, die von dem kriegführenden oder 
neutralen Staate, dem die Eigentümer angehören, ausgestellt 
ist. Femer muß wie bei den staatlichen Lazarettschiffen be- 
wiesen werden, daß der Zweck der Schiffe unter Mitteilung 
ihres Namens bei Beginn oder im Verlaufe der Feindselig- 
keiten, jedenfalls aber vor der Verwendung den feindlichen 



Lawrence S. 380, PhiUimore, Com. m §§ 112, 113 S. 181—183, CalTO HI 
S. 321—322, Kleen a. a. 0. § 210b, Despagnet 8. 674; in der Praxis: 
„La Rosine*' -FaU, 2 Bep. Adm. Bep. S. 372 (Tgl. PhUlimore III S. 182 
Anm. p). 

") (S. 62). Bonfils-Fauchille § 1280. 

') Eine kleine Signalkanone dttrfen sie mit sich führen. Ebenso Bonfils- 
Fauchille § 1280; Despagnet S. 674. 

*) Das gilt nnr für die Staaten, welche die III. Konvention der Haager 
Konferenz Tom 29. Jnli 1899 vereinbart haben. Nimmt ein Staat, der nicht 
zu ihnen gehört, z. B. eine der südamerikanischen Bepubliken, an einem 
Kriege teil, so finden im Verhältnis sämtlicher kriegführender Staaten zu- 
einander (vgl. Art. 11 der gen. Konv.) hinsichtlich der rechtlichen Stellung 
der Hospitalschiffe die allgemeinen Grundsätze des See- und Kriegsbeute- 
rechts Anwendung. Die Aneignung der Hospitalschiffe ist demnach zulässig. 
— Die Haager Vereinbarungen vom 29. Juli 1899 sind in das B.0.B1. von 
1901 S. 393 ff. wörtUch aufgenommen. 

') III. Konvention der Haager Konferenz vom 29. Jnli 1899 Art. 1. 
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Staaten bekannt gegeben ist^) Zudem müssen die von An- 
gehörigen eines feindlichen Staates ausgerüsteten Lazarett- 
schiffe durch eine von der zuständigen Behörde des letzteren 
ausgestellte, an Bord geführte Bescheinigung dartun können, 
daß sie während ihrer Ausrüstung und beim Auslaufen unter 
der Aufsicht jener Behörde gestanden haben. ^) 

Schiffe, die zur Hilfeleistung an Verwundete, Kranke und 
Schiffbrüchige erbaut oder eingerichtet und von einem krieg- 
führenden Staate ausgerüstet sind, müssen, um unverletzlich 
zu sein, einen äußeren weißen Anstrich mit einem wagerecht 
laufenden, etwa 1^2 m breiten grünen Streifen haben; sind 
sie von einer anderen Person ausgerüstet, so müssen sie durch 
einen äußeren weißen Anstrich mit einem wagerecht laufenden, 
etwa IV9 m breiten roten Streifen kenntlich gemacht sein.*) 

Alle Lazarettschiffe sollen neben der Nationalflagge die 
in der Genfer Konvention vorgesehene weiße Flagge mit dem 
roten Kreuz führen.*) *) 



>) lU. Konyent. der Haager Eonfer. Tom 29. Juli 1899 Art. 2 Abs. 1 
und Art. 3. 

») III. Konvent, der Haager Konfer. vom 29. Juli 1899 Art. 2 Abs. 2. 

') ni. Konvent, der Haager Konfer. vom 29. Juli 1899 Art. ö Abs. 1 u. 2. 

^) in. Konvent, der Haager Konfer. vom 29. Juli 1899 Art. 6 Abs. 4. 

*) Ähnliche Bestimmungen enthielten bereits die nicht ratifizierten 
Zusatzartikel zur Genfer Konvention vom 20. Oktober 1868. Zu Beginn 
des deutsch-französ. Krieges 1870/71 vereinbarten die kriegführenden Staaten 
die Anwendung dieser Artikel; die Vereinbarung hatte aber nur Gel- 
tung für die Dauer jenes Krieges. Eine gleiche Vereinbarung trafen die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und Spanien zu Beginn ihres Krieges 
1898 (Bekanntmachung des Staatssekretärs Hay vom 13. Mai 1898). 1870/71 
kam es überhaupt nicht zu gröUeren maritimen Aktionen, 1898 waren bei 
den Seeschlachten Bettungsschiffe nicht zugegen. Dafi rechtswidrige An- 
eignungen von Hospitalschiffen der feindlichen Staatsangehörigen häufig 
vorkommen werden, ist nicht anzunehmen. Dagegen ist namentlich im 
Hinblick auf die noch immer sehr mangelhafte Organisation de^ Hilfe- 
leistung zur See zu befürchten, daß von dem durch das Haager Abkommen 
den Kriegführenden gelassenen Rechte Hospitalschiffe zu beschädigen oder 
zu zerstören, falls die Bewegungen der Kämpfenden dies erforderlich 
machen, häufig in allzu beträchtlichem Umfange Gebrauch gemacht werden 
wird. Wie oft wird es wohl ,,aus Gründen militärischer Notwendigkeit^ 
erforderlich sein, den Schüssen eine Richtung zu geben, daß auch die 
Spitalschiffe in Mitleidenschaft gezogen werden? Hoffentlich werden die 
Seestaaten die Bestimmungen des Haager Abkommens benutzen und der 
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Dem feindlichen Staate ist seinerseits der Beweis offen 
gelassen, daß die Schiffe, nm deren Aneignung es sich handelt, 
zwar den unter a und b geschilderten Voraussetzungen ent- 
sprechen, aber auch zu Kriegszwecken oder als Handelsschiffe 
verwendet werden. In ersterem Falle darf er sie sich dann 
auf Grund des Eriegßbeuterechts, in letzterem auf Grund des 
Seebeuterechts aneignen.^) 

Derselben rechtlichen Behandlung wie die Lazarettschiffe 
unterliegen die Boote ^eser Schiffe, die kleinen zum Lazarett- 
dienste verwendeten Fahrzeuge und die auf ihnen befindlichen 
Gegenstände, insbesondere die chirurgischen Instrumente.*) 

Hilfeleistung in den Seeschlachten ihrer großen Gefabren und Schwierig- 
keiten wegen ihre besondere Aufmerksamkeit zuwenden. Die dringende 
Notwendigkeit soUten die in den Seeschlachten bei Lissa 1866 und bei 
St. Jago 1898 gemachten Erfahrungen genügend nachweisen (vgl. über die 
erstere z. B. die Schilderung Friedjungs, Der Kampf um die Vorherrschaft 
in Deutschland 5. Aufl. 1902, 11 S. 475—478); daß in der letzteren nach 
der Überwältigung der spanischen Flotte die Hälfte der Mannschaft des 
auf ein Ri£f geratenen Panzerschiffes „Biscaya^, etwa 250 Mann, er- 
trinken mußte, da es an Bettungsschiffen fehlte, lebt noch in unser aller 
Gedächtnis. 

^] ni. Konvention der Haager Konferenz vom 29. Juli 1899 Art. 4 
Abs. 2 und Art. 6. Nach Art. 6 soll das Eigentum an Handelsschiffen, 
Yachten oder neutralen Fahrzeugen, die Verwundete, Kranke oder Schiff- 
brüchige der Kriegsparteien an Bord haben, aus diesem Anlasse nicht ent- 
zogen werden dürfen. Folglich ist die Eigentumsentziehung aus anderen 
Gründen zulässig, z. B. auf Grund des Seebeuterechts, wenn es sich um 
Schiffe handelt, die im Eigentum eines feindlichen Staates oder seiner An- 
gehörigen stehen, auf Grund des Kriegsblockade- oder Kriegskontrebande- 
rechts, wenn es sich um Schiffe handelt, die Eigentum eines neutralen 
Staates oder seiner Angehörigen sind. Bedeutsam ist daher die Vorschrift 
des Art. 6 bezüglich solcher Handelsschiffe, die einem feindlichen Staate 
oder dessen Untertanen gehören, nur, wenn zwischen den kriegführenden 
Staaten das Seebeuterecht nicht mehr besteht Andernfalls würden jene 
Handelsschiffe, trotzdem sie Kranke, Verwundete und Schiffbrüchige trans- 
portieren, also zu Kriegszwecken verwendet werden und demgemäß grund- 
sätzlich vom Kriegsbeuterecht ergriffen werden, von letzterem zwar frei 
bleiben, würden aber regelmäßig dem Seebeuterechte unterliegen und des- 
halb ihrem Eigentümer trotz der Vorschrift des Art. 6 verloren gehen. 

') Bezüglich dieser spezieUen Gegenstände wurde der für das Land- 
kriegsrecht durch Art. 46 Abs. 2 des Reglements, betr. die Gesetze und Ge- 
bräuche des Landkriegs vom 29 Juli 1899, allgemein aufgestellte Grundsatz, 
daß, wenn Sachen einzelnen gehören, vermutet werden muß, sie sollten nicht 
zu Kriegszwecken verwendet werden, auch für das Seebeuterecht vereinbart 
Rottooker Stadien. II. 7. Heft. 6 
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Sind letztere jedoch Privateigentum, so ist das Lazarett- 
personal stets berechtigt, sie beim Verlassen des Schiffes mit 
sich zu nehmen.^) 

In der Literatur werden alle vorstehend geschilderten 
Fälle, in denen eine Eigentumsentziehnng nicht zolässig ist, 
als „Exemtionen vom Seebeuterecht^ bezeichnet. Diese Be- 
zeichnung ist richtig, wenn man annimmt, das Seebeuterecht 
beziehe sich auf alle Sachen, die Eigentum von Angehörigen 
eines feindlichen Staates sind. Sie ist zum wenigsten un- 
genau, wenn man zugibt,*) es ergreife nur „Kauffahrteischiffe". 
Denn von Exemtionen könnte in letzterem Falle nur dann 
die Bede sein, wenn Sachen vom Seebeuterecht nicht ergriffen 
wurden, obgleich sie im Seehandelsverkehre Verwendung finden. 

So wäre von einer Exemtion vom Seebeuterecht beispiels- 
weise in dem Falle zu sprechen, wenn, wie von einzelnen 
Schriftstellern befürwortet wird,') Schiffe, die von einem See- 
Ob dadurch nicht vielen Schwierigkeiten nnd Streitigkeiten der Weg ge- 
öffnet ist, mag dahingestellt bleiben. 

') Art. 7 der III. Konvention der Haager Konferenz vom 29. Juli 1899. 

«) So Pereis S. 188. 

*) So von Blnntschli, das mod. Völkerrecht § 668, de Boeck § 198, 
Calvo § 2374, Mass6 I S. 316 § 363, v. üllmann § 160, Gefiner, Droit des 
nentres S. 14; dagegen: Pereis S. 204, Ortolan II S. 321, Mass^ I S. 316 
§ 363, Dupuis S. 176, Despagnet S. 673, Leroy S. 90, Halleck S. 208, 
HaU S. 374--375, der niederländische Erlaß vom 13. Dezember 1818 A.rt. 6, 
die ross. Instruktionen von 1869 § 29, die französ. Ordonanz von 1681 
Art 26, das französ. Regl. vom 26. Jnli 1778 Art. 14, der französ. Erlaß 
vom 6. Germinal d. J. VIII Art. 2, 8, 19 , das französ. Dekret vom 18. Juli 
1854 Art. 2, die nordamerikanische Instruktion vom 27. Juni 1900, aus der 
Praxis wird mit Vorliebe der Fall „Belliqueux" angeführt (vgl. Ortolan II 
8. 322—323). Das Institut für Völkerrecht wiU den Grundsatz zur Geltung 
bringen: „Les navires de commerce, contraints par un accident de force 
majeure de se refugier dans un port ennemi, ne peuvent y Hre captur^ . . . 
(Art. 41 Abs. 1 des Regl). So oft aber bisher die Freigabe eines Schiffes an- 
geordnet wurde, das sich während der Aufbringung in Seenot befand oder in- 
folge von Seenot in einen Hafen eines feindlichen Staates hatte einlaufen 
müssen, kam stets der Gedanke zum Ausdruck, daß sich der Staat zur Frei- 
gabe rechtlich nicht verpflichtet fühle, sondern daß lediglich Großmut und 
Aumanitätsrücksichteu dazu Veranlassung gäben. Vgl. besonders die Frei- 
lassung des englischen Kriegsschiffes „Elisabeth", das von einem Sturme hart 
mitgenommen und gezwungen worden war, in den Hafen von Havanna ein- 
zulaufen, das damals dem mit England im Kriege liegenden Spanien ge- 
hörte (Pist. et Duv. I S. 116—116). 
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Sturme an die feindlichen Küsten geworfen sind oder sich in 
Seenot befinden oder aus Not in feindliche Häfen einzulaufen 
gezwungen sind, sowie schiffbrüchige und verschlagene Güter, 
oder wenn, wie häufig vorgeschlagen ist,*) Postdampfer vom 
Seebeuterecht nicht ergriffen würden. Küstenfischereifahr- 
zeuge, Hospitalschiffe, Schiffe, die religiösen, wissenschaftlichen 
Zwecken gewidmet sind, dienen aber keinen Handelszwecken. 

IL Wenn Sachen vom Seebeuterecht ergriffen werden 
sollen, genügt es nicht, daß sie im allgemeinen zu einem 
Handelsbetriebe zu rechnen sind, sie müssen im besonderen 
zu einem Seehandelsbetriebe gehören. Für die Zugehörigkeit 
zu einem solchen spricht eine Vermutung hinsichtlich aller 
Sachen, die sich im Äugenblicke der Erlangung der tatsäch- 
lichen Gtewalt durch den feindlichen Staat auf hoher See, in 
Küstengewässem , auf Binnenmeeren oder Binnenseen im 
weiteren Sinne,') in Häfen oder auf Reeden befanden. Ob 
sie nachher aufs feste Land gebracht sind, kommt nicht in 
Betracht. 

Schwammen die Sachen im entscheidenden Augenblicke 
auf Strömen oder Kanälen, so muß der feindliche Staat im 
Falle des Bestreitens erst nachweisen, daß sie zu einem 
Seehandelsbetriebe gehören, daß insbesondere die aufgebrachten 
Schiffe auch auf hoher See verkehren und daß die aufgebrachten 
Güter auf Seeschiffen verfrachtet waren. 

Für die rechtliche Behandlung von Sachen eines feind- 
lichen Staates oder seiner Angehörigen, die sich an anderen 
als den vorstehend genannten Orten befinden, gelten die 



') Prisenreglement des Institnts für Völkerrecht § 17, Bnlmerincq, 
R.D.I. et de Hgisl. comp. XIV S. 175, Despagnet S. 674—675. De Boeck 
S. 240—241 ist der Ansicht, für Postdampfer, welche den Nachrichtendienst 
zwischen yerschiedenen Gebietsteilen derselben Kriegspartei versehen, sei 
eine Exemtion vom Seebeaterechte kaum durchführbar. Bis jetzt sind 
die Aussichten fttr die Verwirklichnng ihrer AnsnahmesteUnng überhaupt 
sehr gering. Das zeigen die Verhandlungen zwischen dem Deutschen Reich 
und England während des englisch-südafrikanischen Krieges, bei denen es 
sich sogar nur um das Aufbringungsrecht hinsichtlich der Postdampfer 
handelte, die Untertanen eines neutralen Staates gehören. 

') Binnenmeere und Binnenseen im weiteren Sinne stehen im Gegen- 
satze zu Binnenmeeren und Binnenseen im engeren Sinne mit dem offenen 
Heere in schiffbarer Verbindung. 

5* 
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Grundsätze des LandkriegsrechtsJ) Das bezieht sich ins- 
besondere anf Sachen, die auf einem der Gebietshoheit eines 
feindlichen Staates unterliegenden Binnenmeere oder Binnen- 
see schwimmen. Denn das Seebeuterecht soll nur die Ver- 
nichtung des feindlichen Seehandels ermöglichen; der Handel 
auf einem Binnenmeere im engeren Sinne trägt aber, selbst 
wenn letzteres die Größe des Kaspischen Meeres haben sollte, 
nicht den Charakter eines Seehandels. 

in. Ein Staat darf sich auf Grund des Seebeuterechts 
nur Sachen aneignen, die Eigentum eines feindlichen Staates 
oder seiner Angehörigen sind. Sachen, die einem neutralen 
Staate oder dessen Untertanen gehören, werden yom See- 
beuterechte selbst dann nicht ergriffen, wenn sie unter der 
Flagge eines feindlichen Staates fahren. Das gilt sowohl von 
den Schiffen *) mit ihren Ausrüstungen, wie von den Ladungen.*) 

Trotzdem ist ein kriegführender Staat zur Aneignung yon 
Schiffen, die sich im Eigentume eines neutralen Staates oder 
seiner Angehörigen befinden, aber unter der Flagge eines 



^) Anders de Boeck S. 248 Anm. 2 ; Rivier S. 429 : „Dem Aneigrnnngs- 
rechte unterliegt das feindliche schwimmende Priyateigentnm,*' scheinbar 
also ohne Rücksicht, wo es schwimmt, und S. 430: (Die Anfbringmigf) 
„kann stattfinden in den „Gewässern des Nehmers oder der Gegenpartei'', 
wie demnach anzunehmen ist: auf aUen Gewässern dieser, also anch anf 
Binnenmeeren oder Binnenseen im engeren Sinne. Ähnlich wie Rivier 
zahlreiche SchriftsteUer. 

') Hier ist besonders der Fall des Schiffes der Baseler MissionsgeseU- 
schaft „Palme'' bemerkenswert, das unter der Flagge des Norddeutschen 
Bundes fuhr und 1871 yon einem franz(teiischen Kriegsschiffe ausbracht 
wurde. Der französische Staatsrat gab das Schiff frei, weil es sich im 
Eigentum einer juristischen Person befand, die in einem neutralen Staate 
ihren Sitz hatte. Der „Palme^'-FaU ist allerdings eigentümlich, aber nicht 
etwa weil ein Schiff freigegeben wurde, obwohl es die Flagge eines feind- 
lichen Staates trug, sondern weil der seltene Fall eintrat, daß der Beweis, 
ein Schiff unter der Flagge eines feindlichen Staates gehöre einem Unter- 
tanen eines neutralen Staates, nicht vermittels der Schiffspapiere, sondern 
durch andere Beweismittel, zugleich unter der Darlegung, daO der eigene 
Staat keine Flagge habe, erbracht wurde. 

') Für diese bestimmt der Art. 3 der Pariser Seerechtsdeklaration 
vom 16. April 1856 ausdrücklich : „ia marchandise neutre . . . n'est pas 
saisissable sous pavillon ennemi." Vgl. schon das Preuß. Allg. Landrecht 
T. I, Tit. 9 §§ 213, 214. 
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feindlicben Staates fahren, rechtlich imstande.') Denn weder 
der neutrale noch der feindliche Staat werden ihretwegen 
irgendwelche Ansprüche erheben, der neutrale Staat, da er 
regetanäBig zum Schutze von Schiffseigentämem in ihrem 
Eigentum nach seinem Landesrecht nur verpflichtet ist, wenn 
die Schiffe unter seiner Flagge fahren und er sie, wenn er 
zum Schutze nicht verpflichtet ist, regelmäßig auch nicht 
schützen wird,*) der feindliche Staat, da er die Angehörigen 
eines neutralen Staates nicht günstiger behandeln wird wie 
die eigenen Untertanen, die er wegen seiner aus dem See- 
beuterechte hervorgehenden Verpflichtung nicht schützen darf. 

Sachen, die einem feindlichen Staate oder dessen Unter- 
tanen gehören, werden vom Seebeuterechte selbst dann er- 
griffen, wenn sie unter der Flagge eines neutralen Staates 
schwimmen.') 

Jedoch bestehen unter den Signatarstaaten der Pariser 
Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856 und den Staaten, die 
sich ihnen angeschlossen haben, besondere völkerrechtliche 
Grundsätze, durch welche das Seebeuterecht für jene Sachen 
aus Rücksichten auf die Neutralen eingeschränkt wird.^) 

Auf das Verhalten des neutralen Staates hat das See- 



') Hiervon hat z. B. Frankreich Gehranch gemacht, indem es durch 
Art. 10 seiner Instruktion yom 25. Juli 1870 bestimmte: „la nationalitd 
des b&timents ne d^rive pas seulement de celle de lenrs propri^taires, mais 
encore de lenr droit legitime au payülon qni les conyre.** Diese Vorschrift 
ist nicht besonders glücklich gefaßt, sie kann aber nnr dahin aasgelegt 
werden, daO Frankreich durch sie seine Organe anweist, in erster Reihe 
aUe Schifife, die einem feindlichen Staate oder dessen Untertanen gehören, 
aufzubringen, in zweiter Reihe jedoch auch solche Schifife, auf denen die 
Flagge des feindlichen Staates geführt werden darf. Ebenso scheint sie 
Bonfils-Fauchille S. 729 § 1343 auszulegen, zweifeUos ist seine Stellung- 
nahme aUerdings nicht. Eine andere Auslegung geben ihr Despagnet S. 667 
und Dupuis S. 726. 

*) Wenn Staatsangehörige ihre SchifiTe unter der Flagge eines fremden 
Staates schwimmen lassen, so hat letzterer regelmäßig allein Interesse an 
ihrem Handelsbetriebe. Ihr eigener Staat wird aber nicht für die Interessen 
des fremden Staates eintreten, zumal wenn er befürchten muß, noch in 
kriegerische Verwickelungen mit dem Staate zu geraten, gegen den er auf- 
treten muß. 

*) Preuß. Prisenreglement vom 20. Juni 1864 § 2 (man darf nicht an- 
nehmen, daß diese Vorschrift Tölkerrechtswidrig ist!). 

*) Vgl. darüber im Text unter § 9 I Ziff. 4. 
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beaterecht keinen Einfluß. Trotzdem ist ein Staat, wenn er 
bei allgemeinem Frieden auch berechtigt ist, die Angehörigen 
eines fremden Staates, die ihre Schiffe unter seiner Flagge 
schwimmen lassen, in ihrem Schiffseigentume zu schützen, als 
„neutraler" Staat hierzu rechtlich nicht imstande. Denn durch 
die Gewährung des Schutzes würde er die aus seiner Neutra- 
lität hervorgehende Pflicht verletzen einem im Kriegszustände 
befindlichen Staate weder unmittelbar noch mittelbar durch 
dessen Angehörige Unterstützung zu gewähren. Er wird des- 
halb gut tun, wenn er sich im allgemeinen zur Leistung von 
Schutz unter jenen Voraussetzungen verpflichtet, für den Fall 
seiner Neutralität die Schutzverpflichtung für sich auszu- 
schließen. 

Die vorstehenden Erörterungen stimmen mit den Ansichten 
der weitaus meisten Schriftsteller des europäischen Kontinents 
überein, insoweit es sich um die Schiffsladungen handelt. Sie 
weichen bezüglich der rechtlichen Stellung der Schiffe selbst 
von ihnen ab.^) 



^) Übereinstimmung mit der hier vertretenen Ansicht, aber ohne Be- 
gründung zeigen die Ausführungen von Pereis S. 188, 189 („Gegenstand des 
Seebeuterechts sind die Kauffahrteischifife der Angehörigen des feindUchen 
Staates" und „Auch wenn ein Schifif, das nach seinen Papieren die feindliche 
Nationalität trägt, zum Teil Eigentum „Neutraler** ist, unterliegt es dem 
Seebeuterecht, jedoch unterliegt es letzterem nicht, wenn es auschließlich 
Eigentum „Neutraler** ist); HaUeck I S. 438, Geffcken H.H. S. 681, Leroy 
8. 79 (dem die anglo-amerikanische Auffassung „noch richtiger** erscheint), 
V. Ulimann S. 344: Feindlich ist das Schiff auch dann, wenn es einem An- 
gehörigen eines neutralen Staates gehört, aber unter feindlicher Flagge 
fährt; indessen würde die Feststellung des wahren Sachverhaltes die Be- 
freiung von der VTegnahme rechtfertigen** (aus dem letzten Satze ist zu 
folgern, daß wenn festgestellt wird, das Schiff gehöre Untertanen eines 
neutralen Staates, die Aneignung unstatthaft ist, also gerade das Gegen- 
teil von dem, was im ersten Satze behauptet wird). Nach Rivier S. 430 
soU das Flaggenrecht entscheiden; ist aber ein Schiff, welches die feind- 
liche Flagge führt, in Wirklichkeit neutral, so soU es nicht als feindlich 
augesehen werden. „Wirklichkeit geht vor Schein.** Daran muß die Frage 
geschlossen werden: wann ist denn ein Schiff „in Wirklichkeit neutral**? 
Doch wohl dann, wenn es Eigentum eines Angehörigen eines neutralen 
Staates ist Läßt sich das also nachweisen, so unterliegt es auch nicht 
scheinbar dem Seebeuterecht, wie Rivier meint. De Boeck S. 158 u. 159 
sagt zutreffend: „En principe, cargaisons et navires seront ennemis, s'ils 
appartiennent k des proprietaires ennemis** und „Est ennemi tout siget de 
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Denn nach diesen letzteren soll die Flagge, welche der 
Eigentümer anf sein Schiff setzen darf, entscheiden, ob es dem 
Seebeuterecht unterliegt. Führt es die feindliche Flagge, so 
ist es, wie behauptet wird, feindlich, der Gegner darf es sich 
also aneignen; führt es dagegen die neutrale Flagge, so ist 
es neutral, es unterliegt also der Aneignung nicht. 

Zunächst muß darauf hingewiesen werden, daß die Be- 
zeichnungen „feindliche, neutrale Flagge", „feindliches, neu- 
trales Gut" nur Abkürzungen oder ungenaue Ausdrücke sein 
können. Denn „feindlich" im Rechtssinne kann weder eine 
Flagge, noch ein Schiff, noch auch irgend eine andere Sache 
oder ein Individuum sein, sondern nur jemand, der kriegerische 
Handlungen vornehmen kann, ein Staat, und ebenso kann nur 
ein Subjekt des Völkerrechts, ein Staat, neutral sein. G^ 
nauer gesprochen dürfte die herrschende Ansicht demnach be- 
haupten, daß ein Schiff, das unter der Flagge eines feind- 
lichen Staates fährt, diesem angehört und deshalb dem See- 
beuterechte unterliegt. Das Flaggenrecht kann aber keines- 
wegs bewirken, daß ein Schiff einem Staate angehört.*) Denn 
von einer Staatsangehörigkeit kann nur bezüglich solcher 
Personen oder Sachen die Rede sein, die Teile von Staats- 
elementen bilden, also nur in Bezug auf physische Personen 
und auf Grundstücke.*) Niemand wird aber dem Flaggenrechte 
die Fähigkeit zuzuschreiben wagen, Schiffe zu Teilen von 
Staatselementen zu machen. Schiffe treten niemals zu einem 
Staate, wie Individuen oder Grundstücke, in unmittelbare. 



TEtat ennemi . . .". Trotzdem vennag er sich S. 171 mit der Frage nicht 
abzufinden, ob ein Kauffahrteischiff, dessen Eigentümer das Becht zur 
Führung der Flagpge eines Staates habe, dem er selbst nicht angehört, 
dem Seebeuterechte unterliegt: „La question ne laisserait pas que d'Stre 
fort embarrassante : eile n'est pas encore pos^e devant les Conseils des 
Prises fran^ais/ Der Ansicht, das Flaggenrecht sei entscheidend, sind 
namentlich : v. Liszt S. 224, Despagnet S. 667, Dupnis S. 126. 

^) Zutreffend spricht auch das deutsche Beichsgesetz Tom 22. Juni 1899 
nicht mehr wie das Gesetz Tom 25. Oktober 1867 von einer „Nationalität^, 
sondern lediglich von einem Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe. 

*) Es empfiehlt sich, yon einer Staats zu gehörigkeit Ton Grundstücken 
zu sprechen. Denn mit der Staatsangehörigkeit pflegen eine Anzahl von 
Hechten und Pflichten verknüpft zu werden. Grundstücke aber können 
nicht Träger von Bechten und Pflichten sein. 
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sondern nur in mittelbare Beziehung wie Gewehre oder Pferde 
oder andere bewegliche Sachen, es sei denn, daß sie im Eigen- 
tum des Staates stehen. 

Es wird auch behauptet, ein Schiff habe einen Personen- 
stand, der völkerrechtlich durch die Flagge bestimmt werde ; ^) 
es wird also, um von der Staatsangehörigkeit eines Schiffes 
sprechen zu können, dasselbe als Person fingiert. Die 
Staatsangehörigkeit dieser fingierten Person soll sich nach 
der Flagge richten, welche sie zu fuhren berechtigt ist. 
Fiktionen haben stets einen bedenklichen Charakter. Sie 
sind häufig Yerlegenheitsmaßregeln, um einen Rechtssatz mit 
anderen Rechtssätzen, denen er widerspricht, in Einklang zu 
bringen; häufig aber muß man auch zu ihnen greifen, weil 
man die Erscheinungen, aus denen man einen Rechtssatz ab- 
leitet^ nicht richtig erkannt hat. 

Letzterer Fall liegt bei der Fiktion eines Schiffes als Person 
vor. Man hat nicht richtig erkannt, weshalb sich ein krieg- 
f&hrender Staat vielfach Schiffe, die Eigentum eines An- 
gehörigen eines neutralen Staates waren, aber unter der 
Flagge eines feindlichen Staates fuhren, aneignen konnte und 
hat deshalb fingiert, diese Schiffe seien Personen, die dem 
feindlichen Staate angehörten. 

Wenn die herrschende und die hier vertretene Anschauung 
theoretisch auch sehr verschieden sind, so ist ihr praktisches 
Ergebnis doch meist das gleiche, da Schiffseigentümer ihre 
Schiffe meist unter der Flagge des Staates, dem sie an- 
4 gehören, schwimmen lassen und da die meisten und gerade 

I die bedeutendsten Seehandelsstaaten nur ihren eigenen An- 

i gehörigen das Recht zur Führung ihrer Flagge verleihen.*) 



*) y. Liszt S. 203. „Durch die Flagge wird, so könnte man sagen, 
der Personenstand des Schiffes völkerrechtlich bestimmt.^ Entweder darf 
man das sagen oder man darf das nicht sagen, ein drittes ,,so könnte man 
sagen** gibt es nicht. Von Rechten and Pflichten der Schiffe, welche doch 
Toraossetzen , daß letztere Personen sind, wird auf fast jeder Seite der 
hier in Betracht kommenden Aasfiihnmgen yölkerrechtlicher Lehr- und 
Handbücher gesprochen. Es würde sich hier eine genauere Ausdrucks- 
weise empfehlen; die Vermeidung mancher Irrtümer würde sich als Folge 
ergeben. 

') So das Deutsche Beich (Gesetz, betr. das Flaggenrecht der Kauf- 
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Im Gegensatz zu beiden hier erörterten Ansichten steht 
die anglo-amerikanische Auffassung^) 

Sie läßt in Übereinstimmung mit der auf dem europäi- 
schen Kontinent herrschenden Lehre das Flaggenrecht ent- 
scheiden, nimmt aber außerdem noch Rücksicht auf den Eigen- 
tümer und auf die Art der Verwendung des Schiffes. Sie ist 
in kurzen Z&gen folgende: 

Ein Schiff ist dadurch, daß sein Eigentümer die Flagge 
eines neutralen Staates setzen darf, noch nicht von den Folgen 
des Seebeuterechts verschont. Vielmehr ist dazu noch er- 
forderlich, daß der Eigentümer nicht „feindlich" ist, und der 
Eigentümer ist nicht feindlich, wenn er seinen Wohnsitz nicht 
in dem Gebiete eines feindlichen Staates hat. Ob er einem 
feindlichen Staate angehört, ist gleichgültig. 

Aber der Wohnsitz des Eigentümers ist nicht allein ent- 
scheidend. Wenn er in dem Gebiete eines feindlichen Staates 
liegt, so ist das Schiff zwar immer feindlich; liegt er aber 
in dem Gebiete eines neutralen Staates, so ist das Schiff 
darum doch nicht immer neutral. Es unterliegt vielmehr 
auch unter letztgenannter Voraussetzung dem Seebeuterecht, 
falls es nur in der Schiffahrt oder dem Handel eines feind- 



fahrteischiffe vom 22. Juni 1899, vgl. schon das prenß. Gesetz Tom 5. April 
1845 § 2); Großbritannien (Narigationsakte vom 26. Jnni 1849 Art. 8 nnd 
Gesetz über die Handelsmarine vom 20. Angust 18&3 Art. 32, 33, 34, ebenso 
schon die grofibritannische Akte yom 26. Mai 1660 Art 10); die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika (Gesetz Tom 23. Dezember 1852) ; Roliland ; Nor- 
wegen nnd Spanien (Gesetz Tom 9. Jnli 1841). Österreich-Ungarn, Däne- 
mark und Schweden verlangen, daß wenigstens zwei Drittel des Schiffes 
Eigentum ihrer Staatsangehörigen seien, wobei Schweden norwegische Staats- 
angehörige den eigenen Untertanen gleichsteUt In Belgien soll mehr als 
die Hälfte Eigentum Staatsangehöriger sein, in Frankreich und Griechen- 
land (Gesetz vom 14. November 1836) wenigstens die Hälfte. Die meisten 
südamerikanischen Bepubliken dagegen, z. B. Kolumbien, Argentinien und 
Chile und Paraguay (vgl. z. B. das argentinische Gesetz vom 27. Oktober 
1854 und das Gesetz von Paraguay vom 3. November 1863) verleihen das 
Becht zur Führung ihrer Flagge auch an Schifibeigentümer, die ihnen nicht 
angehören. 

') Vgl. für sie vor allem l'ravers Twiss War II §§ 153 S. 313 ff.; auch 
HaUeck I § 37 S. 438, HaU I § 168 S. 428 ff., Upton S. 410, PhiUimore UI 
S. 368 und S. 734, 763. Eine gute Orientierung über sie geben Dupuis 
S. 128 ff., de Boeck S. 167 ff., Calvo m S. 66ff. 
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liehen Staates oder eines seiner Augehörigen Verwendung 
findet. ^) 

Für die Frage, ob Waren dem Seebeuterechte unterliegen, 
ist nach der anglo*amerikanischen Auffassung entsprechend 
den Bestimmungen über die rechtliche Stellung der Schiffe 
gleichfalls der Wohnsitz, nicht die Staatsangehörigkeit des 
Eigentümers entscheidend. Daneben ist die Verwendung der 
Ware in der Schiffahrt oder dem Handel eines feindlichen 
Staates oder seiner Angehörigen oder ihre Erzeugung in dem 
Gebiete eines feindlichen Staates maßgebend.^) 

Die Aneignung eines Schiffes ist demgemäß nach der 
anglo-amerikanischen Auffassung in dem Falle unzulässig, 
wo sein Eigentümer einem feindlichen Staate angehört, 
vorausgesetzt nur, daß er in einem neutralen Staate seinen 
Wohnsitz hat. Beachtet man jedoch, daß Schiffe, die Eigentum 
eines Angehörigen eines feindlichen Staates sind, in den meisten 
Fällen auch die Flagge des letzteren tragen, und die Flagge eines 
feindlichen Staates stets zur Aneignung berechtigen soll, so ergibt 
sich, daß die anglo-amerikanische Auffassung im praktischen 
Resultate bezüglich der rechtlichen Stellung von Schiffen, die 
Eigentum von Angehörigen eines feindlichen Staates sind, 
kaum von der herrschenden kontinentalen Auffassung abweicht. 

Wenn die anglo-amerikanische Lehre behauptet, daß 
Schiffe, die Eigentum von Angehörigen eines neutralen Staates 
sind und auf denen berechtigterweise die Flagge des letzteren 
gesetzt ist, vom Seebeuterecht ergriffen werden, falls ihr 
Eigentümer seinen Wohnsitz in dem Gebiet eines feindlichen 
Staates hat, so läßt sich diese Auffassung juristisch nur er- 
klären durch die Annahme einer Pflicht für jeden neutralen 
Staat seinen Untertanen unter den angeführten Voraussetzungen 
seinen Schutz zu verweigern. Dasselbe muß für den Fall gelten, 
wo die Schiffe im Handel oder der Schiffahrt des feindlichen 
Staates Verwendung finden. Ob die Eigentumsentziehung 



^) z. B. in der Küstenschififahrt einer Kriegspartei, ygl Trayers Twiss 
Bd. II § 155. 

*) In diesem Punkte nähert sich Bivier S. 4.% der anglo-amerikanischen 
Auffassung. Nach ihm sollen nftmlich Sachen, die auf dem Gehiete eines 
feindlichen Staates erzeugt sind, dem Seebeuterecht unterliegen, auch wenn 
ihr Eigentümer einem neutralen Staate angehört. Ebenso 7. Ullmann S. 844. 



— 75 — 

als Strafe oder als Maßregel anderer Art charakterisiert 
werden muß, kann nnerOrtert bleiben. 

Die englischen und nordamerikanischen Schriftsteller 
haben den Beweis bisher nicht erbracht, daß jedem neutralen 
Staate eine ßechtspflicht erwähnten Inhalts obliegt. Ihre all- 
gemeinen Ausführungen bieten nur Motive, aus denen die Be- 
gründung einer solchen Rechtspflicht angebracht erscheinen 
könnte.^) Den englischen und nordamerikanischen Schriftstelleni 
aber liegt der Beweis des Bestehens einer solchen Eechtspflicht 
ob. Denn grundsätzlich müssen die Angehörigen eines neu- 
tralen Staates wie dieser selbst von den Kämpfen der Eriegs- 
parteien unberührt bleiben. Sollen sie — wie in dem hier in 
Frage stehenden Falle — in sie hineingezogen werden dürfen, 
so beruht das auf einer Ausnahmebestimmung, und das Be- 
stehen von Ausnahmebestimmungen muß deijenige beweisen, 
der ihr Dasein behauptet. 

Bezweifelt muß werden, ob die bisherige englische Auf- 
fassung von den Engländern auch dann befolgt werden würde, 
wenn sie ihnen einmal weniger günstig sein sollte als die 
kontinentale. Dieser Fall ist bisher nicht praktisch geworden. 
Jedoch ließe es sich sehr wohl denken, daß sich ein kriegführen- 
der Staat auf Grund der englischen Auffassung Schiffe aneignete, 
die Eigentum von Angehörigen des neutralen Englands sind und 
unter englischer Flagge fahren, lediglich weil ihr Eigentümer 
in einem feindlichen Staate seinen Wohnsitz hat. England 
würde sich eine Aneignung unter solchen Umständen schwer- 
lich gefallen lassen, vielmehr wahrscheinlich zum Schutze 
seiner Angehörigen eingreifen. 

Eine Sache kann im Eigentum mehrerer Personen stehen, 

^) Die Engländer behaupten, ihre Lehre sei der kontinentalen Anf- 
faining Torznziehen, da sie zn weit weniger Schwierigkeiten Anlaß gäbe. 
Es könne eine Person mehrere Staatsangehörigkeiten haben; welche von 
diesen maßgebend sein solle, sei schwer zn entscheiden. Es könne aber 
niemand in zwei Staaten seinen Wohnsitz haben. Weshalb das unmöglich sein 
soll, wird aber nicht gesagt. Tatsächlich kann eine Person sehr wohl gleich- 
zeitig an mehreren Orten ihren Wohnsitz haben, das hat anch das Deutsche 
Bürgerliche Gesetzbuch in § 7 Abs. 2 anerkannt. Wenn es aber überhaupt 
möglich ist, daß eine Person gleichzeitig an mehreren Orten ihren Wohn« 
sitz hat, so ist nicht einzusehen, warum sie ihn nicht auch in mehreren 
Staaten haben kann. 
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von denen einige kriegführenden, andere neutralen Staaten 
angehören. 

In diesem Falle mn£ der feindliche Staat eine verschie- 
dene Stellung einnehmen, je nachdem es sich am ein Schiff 
oder nm eine Ware handelt. Handelt es sich nm ein Schiff, 
so ist die Flagge entscheidend, zu deren Führung die Eigen- 
tümer berechtigt sind. Lassen sie ihre Schiffe untei* der 
Flagge eines kriegführenden Staates schwimmen, so kann sich 
dessen Feind auch die Eigentumsanteile von Angehörigen 
neutraler Staaten aneignen, ohne daß er Entschädigungs- und 
Genogtuungsansprüche von letzterem zu befürchten hätte. ^) 
Denn ein Staat schützt seine Angehörigen in ihrem Schiffs- 
eigentume nur unter der Voraussetzung, daß sie ihr Schiff 
unter seiner Flagge schwimmen lassen. 

Ist auf dem Schiffe dagegen die Flagge eines neutralen 
Staates gesetzt, so darf sich ein kriegführender Staat die 
Eigentumsanteile neutraler Staaten oder von Angehörigen 
neutraler Staaten nicht aneignen. ') 

Dagegen steht der Aneignung von Eigentumsanteilen eines 
feindlichen Staates oder seiner Angehörigen nichts im Wege. 
Denn der neutrale Staat würde, wenn er den feindlichen Staat 
oder dessen Angehörige in ihrem Eigentum schützte, seine 
Neutralitätspflichten verletzen. ') 



^) Zu dem gleichen Ergebnifl kommt der Conseil des prises in der 
Begründang seiner am 22. Deiember 1870 gefällten Entscheidung in Sachen 
des preußischen Schiffes y^Tomer** (vgl. Barbonx S. 71—77). Unrichtig ist 
diese Entscheidung, insofern sie behauptet mit der Aneignung eines 
Schifies, das Untertanen eines feindlichen Staates gehöre, gingen Pfand- 
rechte unter, die Angehörigen neutraler Staaten an dem Schiffe zust&nden. 
Nach der engUschen Lehre (vgl. Travers Twiss, War 11 § 1Ö6) unterliegen 
die Eigentumsanteile der Personen, die ihren WohnsitE im Gebiete eines 
feindlichen Staates haben, der Aneignung. De Boeck S. 170 erklärt, dieser 
Satz beruhe auf keiner ernsthaften Grundlage, Despagnet S. 169 bezeichnet 
ihn als „purement arbitraire'*, beider Kritik ist durchaus zutreffend. 

') Anders HoUand, A manual of naval prize law S. 6 § 19. 

^ Nach Dupuis S. 126 soll das Schicksal des Schiffes in jedem Falle 
einheitlich sein: „la pavillon ennemi entndne confiscaüon des parts qui 
appartiennent k des propri^taires neutres; le paviUon neutre empörte libe- 
ration des parts des propri6taires ennemis.** Wer aUein das Flaggenrecht 
entscheiden läfit, muß ohne Bedenken zu der gleichen Ansicht wie Dupuis 
gelangen. Es ist unyerst&ndlich , weshalb de Boeck S. 169 zu der Frage, 
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Handelt es sich dagegen nm eine Ware, so darf ein krieg- 
führender Staat sich stets die Eigentumsanteile eines feind- 
lichen Staates oder seiner Angehörigen, niemals diejenigen eines 
neutralen Staats oder der Angehörigen eines solchen aneignen^ 

Ein Schiffseigentümer kann keinem Staate angehören. 
Dann bleibt sein Schiff von der Aneignung befreit, wenn er 
zur Führung der Flagge eines neutralen Staates berechtigt 
ist. Es unterliegt jedoch dem Seebeuterechte, wenn er das 
Becht zur Führung der Flagge eines feindlichen Staates hat. 
Denn ein neutraler Staat kann durch die Gewährung von 
Schutz an einen staatenlosen Eigentümer nicht gegen seine 
Neutralitätspflichten verstoßen, ein feindlicher Staat aber be- 
handelt einen staatlosen Eigentümer nicht günstiger als seine 
eigenen Staatsgenossen. 

Gehört ein Eigentümer anderer Sachen keinem Staate an, 
so wird sich ein kriegführender Staat diese Sachen aneignen 
dürfen, wenn er sie auf dem Schiffe eines feindlichen Staates 
oder der Angehörigen eines solchen vorgefunden hat Denn 
in diesem Falle gi'eift die Vermutung Platz, daß alle Sachen 
auf einem solchen Schiffe Gegenstände seien, welche der An- 
eignung unterliegen, und dem Eigentümer ist der Gegenbeweis 
nicht möglich, daß er einem neutralen Staate angehöre. Dieser 
Beweis muß aber gefuhrt werden; es genügt nicht, daß der 
Eigentümer nachweist, er gehöre keinem feindlichen Staate an^ 

Sind dagegen die Sachen auf dem Schiffe eines neutralen 
Staates oder der Angehörigen eines solchen vorgefunden, so 
darf der kriegführende Staat sie sich nicht aneignen, denn es 
wird vermutet, daß alle auf einem solchen Schiffe vorgefundenen 
Sachen der Aneignung nicht unterliegen, der kriegführende 
Staat aber kann einen Gegenbeweis nicht führen. 

Für eine Art von Personen, die keinem Staate angehören, 
gelten besondere Vorschriften, für die juristischen Personen. 
Sie werden hinsichtlich des Seebeuterechts so behandelt, als 



ob die Aneignung ganz oder teilweise in dem Falle znläasig ist, wo ein 
nnter der Flagge eines neutralen Staates fahrendes Schi£f znm Teil im 
Eigentum Ton Angehörigen des Feindes stehe, keine bestimmte Stellung 
zu nehmen wagt. Nach der englischen Lehre (vgl. Trayers Twiss II § 156) 
unterliegen die Eigentnmsanteile der Personen, die ihren Wohnsitz im Ge- 
biete eines feindlichen Staates haben, der Aneignung. 
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wenn sie Angehörige des Staates wären, in dessen Gebiet sie 
ihren Sitz haben. Maßgebend ist dabei der Umstand, daß 
jeder Staat juristischen Personen, die ihren Sitz in seinem Ge- 
biete haben, grnndsätzlich unter denselben Voraussetzungen und 
in demselben Umfange Schutz gewährt wie seinen Angehörigen. 

Kann sich ein kriegführender Staat, ohne daß er Ent- 
schädigungs- und Genugtuungsansprüche befürchten müßte, 
Sachen aneignen, deren Eigentümer mehreren Staaten, feind- 
lichen und neutralen, angehört. 

Die Aneignung von Schiffen ist zweifellos möglich, wenn 
sie unter der Flagge eines feindlichen Staates fahren. Denn 
in diesem Falle schützt der neutrale Staat seine Angehörigen 
in ihrem Schiffseigentume nicht, der feindliche Staat aber darf 
wegen seiner auf dem Seebeuterechte beruhenden Verpflich- 
tung keinen Schutz gewähren. 

Die Aneignung von Schiffen unter der Flagge eines neu- 
tralen Staates oder anderer Sachen ist grundsätzlich ebenfalls 
möglich. Doch ist dem Eigentümer und dem für ihn ein- 
greifenden neutralen Staate der Nachweis gestattet, der Eigen- 
tümer stehe zu dem feindlichen Staate, abgesehen von der 
Staatsangehörigkeit, in keinerlei rechtlicher oder wirtschaft- 
licher Beziehung; sein Handelsbetrieb könne also in keiner 
Weise für den feindlichen Staat förderlich sein. Der neutrale 
Staat könne also letzterem durch die Schutzgewährung an den 
Eigentümer keinerlei Unterstützung bringen. 

Die Aneignung auf Grund des Seebeuterechts ist nur 
wirksam, wenn die Sachen, welche ein kriegführender Staat 
sich angeeignet hat, im Augenblicke der Aneignung Eigentum 
eines feindlichen Staates oder Angehöriger eines feindlichen 
Staates waren. Demgemäß ist sie unwirksam, wenn das 
Eigentum bis zu jenem Augenblicke auf einen neutralen Staat 
oder seine Angehörigen übergegangen war. ^) Ob ein solcher 
Eigentumsübergang stattgefunden hat, entscheidet allein das 
auf den Eigentumsübertragungsakt zur Anwendung kommende 
einzelstaatliche Becht; insbesondere entscheidet dieses allein, 
ob eine nur zum Schein erfolgte Eigentumsübertragung nichtig 

') Nur anf die EigentnmsIlbertragTing kommt es an, nicht auf den 
Verkauf, wie Pereis S. 188 a. E. im Widerspruch zu seinen vorhergehenden 
Erörterungen meint. 
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ist.^) Das Völkerrecht greift hier nicht ein und kann hier 
nicht eingreifen. 

Die Übertragung des Eigentums an einer Sache darf auch 
dann erfolgen, wenn diese vom feindlichen Staate bereits auf- 
gebracht war. Denn durch die Aufbringung wird der Eigen- 
tftmer in seiner Befugnis zur Verfügung über sie nicht im 
geringsten beschränkt.^) 

Die Aufbringung setzt den feindlichen Staat nur in den 
Besitz der Sache. Sie gibt ihm lediglich die tatsächliche 
Gewalt Sie begründet aber weder eine Pflicht des Eigen- 
tümers über die Sachen nicht mehr zu verfügen, noch be- 
gründet sie an ihr ein dingliches Hecht, auf Grund dessen 
eine Verfügung unwirksam wäre. 

Demgemäß darf der Angehörige eines neutralen Staates 
von dem kriegführenden Staate die Herausgabe der aufge- 
brachten Sache verlangen, wenn letzterer sie sich aus irgend 
welchem Grunde nicht aneignen darf, z. B. weil inzwischen 
der Friede geschlossen ist, ohne daß er den Einwand be- 
fürchten müßte, nicht er, sondern der Angehörige des feind- 
lichen Staates sei der Eigentümer und dementsprechend be- 
rechtigt, die Herausgabe zu verlangen. 

Man darf sich nicht verhehlen, daß das Seebeuterecht für 
einen kriegführenden Staat jeden Wert verlieren würde, wenn 
er Sachen, die dem feindlichen Staate oder dessen Untertanen 
gehörten, stets würde herausgeben müssen, sobald sie in das 
Eigentum eines neutralen Staates oder der Angehörigen eines 
solchen übergegangen wären. 

In dieser Erkenntnis haben die Staaten stillschweigend 
eine wichtige Vereinbarung getroffen. 

Sie haben sich verpflichtet für den Fall ihrer Neutralität 
zu dulden, daß sich ein kriegführender Staat Sachen ihrer 
Angehörigen aneignet, falls die in Betracht kommenden Sachen 



') Pereis S. 188 behauptet, auf ronr fingierte oder simnlierte Eigen- 
tumBÜbertrajErnngen" sei „keine Rücksicht sn nehmen". Das ist nngenan. 
Entweder sind solche Eigentamsübertragnngen nach dem zur Anwendung 
kommenden einzelstaatlicheu Rechte nichtig, dann ist Eigentum überhaupt 
nicht übergegangen; oder sie sind gültig, dann muß auf sie auch „Rück- 
sicht genommen werden*'. 

*) Anders Pereis S. 188. ^ 



i 
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vorher im Eigentum eines feindlichen Staates odei* seiner An- 
gehörigen gestanden haben und die Eigentumsübertragnng 
nach Beginn des Krieges erfolgt ist. *) *) 

Bestritten ist, ob dem Eigentümer der Beweis nach- 
gelassen ist, die Eigentumsübertragnng sei nicht in der Ab- 
sicht geschehen, die Sachen den Folgen des Seebeuterechts zu 
entziehen. Der Billigkeit entspräche die Zulässigkeit dieses 
Beweises. ") 

Allerdings kann man es einem Staate nicht verargen, 
wenn er bei der Prüfung der Frage, ob nicht beabsichtigt 
gewesen ist eine Sache den Wirkungen des Seebeuterechts zu 
entziehen, sehr streng verfahrt, und insbesondere diese Ab- 
sicht stets als vorhanden gewesen annimmt, wenn das Eigen- 
tum unter einer auflösenden Bedingung übertragen ist. 

Eine Person kann während eines Krieges aus dem Ver- 
bände eines kriegführenden Staates ausgeschieden und An- 
gehöriger eines neutralen Staates geworden sein. Trotzdem 
darf der neutrale Staat sie nicht dagegen schützen, daß ihr 
durch einen Feind des Staates, dessen Untertan sie vorher 

^) Nach einzelnen Gesetzen (vgl. französisches Prisenreglement vom 
26. Jnli 1778 Art. 7; Ukas vom 1. Aagnst 1869 Art. 81, nissisches Prisen- 
reglement vom 27. März 1895 Art. 7; vgl. anch die bei Pist et Dnv. II 
8. 9, 10, 499 angeführten Entscheidungen des Conseil des Prises) soU ein 
kriegführender Staat vermuten dürfen, daß die Übertragung des Eigentums 
an Schiffen von Angehörigen eines feindlichen Staates auf Angehörige eines 
neutralen Staates nach Beginn des Krieges erfolgt ist, auch wenn sie 
möglicherweise schon vorher stattgefunden hat. Nur durch an Bord der 
Schiffe befindliche, authentische, von staatlichen Beamten beglaubigte Doku- 
mente soU wirksam nachgewiesen werden können, daß die Eigentumsüber- 
tragung bereits vor Beginn des Krieges erfolgt ist. Die Zulässigkeit 
dieser Beweisbeschränkung läßt sich völkerrechtlich nicht ausreichend he- 
genden. 

*) Anders v. Liszt S. 324, aber mit dem Zugeständnis, daß „die Becht- 
sprechung der Prisengerichte in den verschiedenen Ländern vielfach eine 
strengere Auf&usung vertreten'' hat. 

') Vgl. französ. Instrukt vom 26. Juli 1870 Art. 7. Die englische 
Lehre (vgl. PhiUimore III § 486, HaU S. 625) behauptet, dieser Beweis 
sei stets undurchführbar, wenn das Eigentum an einem Schiffe während 
der Fahrt des letzteren, in transitu, übertragen sei. Richtig ist, daß er 
unter dieser Voraussetzung in den weitaus meisten Fällen nicht wird er- 
bracht werden können. Die Behauptung, er sei stets undurchführbar', geht 
zu weit. ^ 
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war, ihr Eigentum an Schiffen oder auf diesen verfrachteten 
Gütern entzogen wird. 

Eine Ausnahme gilt nur, wenn der Eigentumer beweisen 
kann, er habe seine Staatsangehörigkeit nicht gewechselt, um 
seine Sachen den Wirkungen des Seebeuterechts zu entziehen.^) 

IV. Nach einem viel und scharf bekämpften, *) aber noch 
geltenden ') Bechtssatze darf ein kriegführender Staat von 
seinem Feinde verlangen, daß letzterer die Festhaltung seiner 
Untertanen und ihre Behandlung als Kriegsgefangene als nicht 
rechtswidrig betrachte, soweit sie zu der Besatzung eines ge- 

') Vgl. franz. Instrnktioneii vom 25. Jnli 1870 Art. 7. Nach dem 
franz. Begl. vom 26. Juli 1778 Art. 6 sollte dieser Beweis nnr dann als 
geführt angesehen werden müssen, wenn nachgewiesen war, daß der 
Wechsel der Staatsangehdrigkeit nach Verlegung des Wohnsitzes in das 
Gebiet des neutralen Staates erfolgt war, nnd daß die Verlegung des Wohn- 
sitzes ihrerseits drei Monate vor Beginn des Krieges stattgefunden hatte. 
Dem Falle, daß die Staatsangehörigkeit während des Krieges gewechselt 
war, sollte der FaU gleichstehen, daß sie drei Monate vor seinem Beginn 
gewechselt war. Diese Bestimmungen sind durchaus willkürlich und ent- 
behren jeder völkerrechtlichen Grundlage. 

') Vgl. z. B. Gessner, Kriegführende und neutrale Mächte 8. 90, 91 
und Droit des neutres S. 436; die Noten des Grafen Bismarck an die 
französische Regierung vom 4. Oktober und 14. November 1870; Des- 
pagnet S. 656, 657; Prisenregl. des Jahrbuchs für Völkerrecht S. 658. Ver- 
teidigt haben den Hechtssatz namentlich Bonfils-Fauchille S. 727, 728, 
Ortolan n S. Soff., Hautefeuille, Droits et devoirs IT S. 4, Westlake, Ob- 
servations, R.D.I.P1. VII S. 258 u. 678, Lord Palmerston in den Sitzungen 
des Unterhauses vom 11. und 17. März 1862. 

*) Vgl. Preuß. Prisenregl. vom 16. Juni 1864 Art. 18; Dänisches 
Prisenregl. vom 16. Februar 1864 Art. 19. Nach den Art. 10 u. 11 der 
nordamerikanischen Instruktionen vom 27. Juni 1900 dürfen die Mann- 
schaften eines genommenen Schiffes nur dann als Kriegsgefangene behandelt 
werden, wenn sie sich persönlich zur Wehr gesetzt oder ihr Schiff ver- 
teidigt haben oder durch ihre Ausbildung oder Anwerbung für die Leistung 
von Diensten auf Kriegsschiffen unmittelbar von Wert sind. Die Amerikaner 
haben die Mannschaften der von ihnen zu Beginn des spanisch-amerikanischen 
Krieges genommenen Handelsschiffe in die amerikanischen Häfen geführt 
und ihnen in den meisten Fällen ihre Freiheit wiedergegeben. Dieses Ver- 
fahren der Vereinigten Staaten ist wahrscheinlich in Sparsamkeitsrück- 
sichten begründet Die Offiziere behielten sie als Zeugen für die Prisen- 
gerichte zurück. Vgl. le Für, R.D.I.P1. V 8. 791. 

Das Bestehen der Befugnis nach geltendem Recht wird von ihren 
sämtlichen Verteidigern anerkannt, von ihren Gegnern, mit Ausnahme von 
Despagnet S. 657, bestritten. 

Bostooker Studien. II. 7. Heft 6 



— 82 — 

nommenen Schiffes gehören. Dieses Recht hat mit dem Seebeate- 
rechte gemeinsam, daß es einem kriegführenden Staate gegen 
seinen Feind zusteht, daß es eine Duldangspflicht des letzteren 
zum Inhalte hat und daß es sich — allerdings seiner Natur 
wegen abweichend vom Seebeuterecht — ausschließlich auf 
die Erlaubnis zur Verletzung von Rechtsgötem solcher Per- 
sonen bezieht, die keine staatlichen Organe sind. 

Es unterscheidet sich vom Seebeuterechte durch das 
Rechtsgut, dessen Verletzung es ermöglicht. Es richtet sich 
nämlich gegen die persönliche Freiheit von Angehörigen eines 
kriegführenden Staates, während sich das Seebeuterecht gegen 
ihr Eigentum an bestimmten Sachen wendet. Um dieses 
Gegensatzes willen erscheint es unzulässig, jenes Recht als 
einen besonderen Fall des Seebeuterechts*) zu behandeln. 



§8. 
Die Yoraassetznngen des Seebenterechts. 

A. Im allgemeinen. 

Ein kriegführender Staat darf von seinem Feinde nur 
dann verlangen, daß er die Aneignung von Sachen, welche 
das Seebeuterecht betrifft, auf Grund des letzteren als nicht 
rechtswidrig behandle, wenn folgende Voraussetzungen er- 
füllt sind: 

1. Der kriegführende Staat muß die tatsächliche Gewalt 
aber die Sachen, die er sich angeeignet hat, in rechtlich zu- 
lässiger Weise erlangt haben. 

2. Er muß die tatsächliche Gewalt im Augenblicke der 
Aneignung noch inne gehabt haben, und dieselbe muß in 
diesem Zeitpunkte gesichert gewesen sein. 

3. Die Zulässigkeit der Aneignung muß durch eine rechts- 
kräftige gerichtliche Entscheidung festgestellt sein. 

In einzelnen Fällen steht einem kriegführenden Staate 
das Seebeuterecht auch dann zu, wenn die zuletzt genannte 



^) So verfahren Perelfl S. 190, 191, Despagnet S« 656 iF. und nament- 
Uch Bonfils-FanchiUe §§ 1339—1342. 
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Voraussetzung noch nicht erfttUt ist. ^) *) Welche Fälle dahin 
gehören, kann zu Zweifeln Anlaß geben. Doch darf man wohl 
alle Fälle dahin rechnen, in denen ein wichtiger Grund ') zur 
Aneignung ohne vorheriges gerichtliches Verfahren vorliegt. 
Die Aneignung hat in diesen Fällen regelmäßig die Zerstörung 
der angeeigneten Sachen,*) vereinzelt auch deren Verkauf 
oder Verwendung zu eigenem Gebrauch zur Folge. *) Ein 
wichtiger Grund ffir die sofortige Aneignung ist insbesondere 
unter folgenden Verhältnissen anzunehmen: 

1. wenn das SchiflF der Aufbringung Widerstand leistet; 

2. wenn schweres Wetter herrscht;*) 

*) Schiffe, welche neutralen Staaten oder ihren Untertanen gehören, 
darf ein kriegführender Staat unter den entsprechenden Umständen ohne 
gerichtliches Urteil auf Grund des Eriegshlockade- oder Kriegskontrehande- 
rechts einziehen. A. M. Eleen, Neutrali te 11 S. 530 ff. Bei dieser Ge» 
legenheit oder später darf er sie zerstören oder in anderer Weise über sie 
verfügen. Auch in diesem FaUe erlischt sein Recht, wenn keine gericht- 
liche Entscheidung, oder wenn eine Entscheidung zu seinen Ungunsten erfolgt. 

*) Unklar sagt Heilbom, Enc. Bd. II 8. 1066, in diesen FäUen würde 
die Fortführung des Schiffes und die SteUung desselben vor ein Prisen- 
gericht des feindlichen Staates „durch Verkauf oder Zerstörung des Schiffes 
ersetzt. 

') Bluntschli, Modem. Völkerrecht S. 379 erklärt die Zerstörung nur 
im FaUe absoluter Notwendigkeit für zulässig, Geffcken, H.H. S. 690, erklärt 
sie nur für zulässig im Falle „unzweifelhafter force majeure*', wenn es sich 
um „feindliche*', H.H. S. 777 nur im äußersten NotfaUe, „wenn es sich um 
neutrale Schiffe** handelt (ebenso bei Heffter § 738 Anm. 6 bezw. § 171 
Anm. 6). Wie Bluntschli de Boeck 8. 304, Dupuis 8. 340. Eine so enge 
völkerrechtliche Einschränkung erscheint jedoch nicht zweckmäßig und ist 
in der Praxis auch nicht beachtet 

*) Über die Zerstörung zweier griechischer Handelsschiffe während des 
griechisch-türkischen ELrieges 1897 (der „Athena** im Golf von Saloniki 
durch ein türkisches Torpedoboot, der „Macedonia*' durch die Geschütze 
des Forts „Prevesa**) vgl. Politb, K.D.I.P. IV 8. 693. 

^) Ausgezeichnet ist die Bestimmung, welche das Preuß. Prisen- 
reglement vom 20. Juni 1864 in § 16 für diese Fälle trifft. Es schreibt 
„dem Befehlshaber des Kreuzers oder dem die Prise führenden Offizier" 
vor „nach bestem Ermessen unter Zuziehung des Schiffers und des Preuß. 
Konsuls, falls ein solcher an dem betreffenden Orte vorhanden ist, die zum 
Besten des Schiffes und der Ladung dienlichen Maßregeln zu treffen". Nach 
der nordamerikanischen Instrukt. vom 27. Juni 1900 soll zunächst ein Ver- 
kauf versucht werden; nur wenn dieser nicht möglich ist, soll die Zer- 
störung erfolgen dürfen; s. a. 8. 84, Note 1 und 6. 

*) Nordamerikanische Instruktionen vom 27. Juni 1900 Art. 60. 

6* 
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3. wenn das aufgebrachte Schiff seenntflchtig ist ; ^) *) ^) 

4. wenn das Schiff, welches die Sachen aufgebracht hat, 
vom Feinde verfolgt wird, und namentlich wenn die Wieder- 
wegnahme zu befürchten ist^ *) *) s. a. S. 83, Note 6 ; 

5. wenn das Schiff, das die Sachen aufgebracht hat, durch 
Wegfuhren des Schiffes in der Erfüllung seiner übrigen Auf- 
gaben sehr gestört wird ; *) *) ®) 

6. wenn es keine verfügbaren Mannschaften an Bord hat, 
um das aufgebrachte Schiff in Sicherheit zu bringen, und der 
Kommandant des letzteren freiwillig zu folgen sich weigert; ^) '') 

7. wenn ansteckende Krankheiten an Bord herrschen (s. 
S. 83, Note 6); 

8. wenn der Wert des aufgebrachten Schiffes so gering 
ist^ daß die Wegf&hrnng nicht lohnend ist, ') namentlich wenn 
in einem solchen Falle die Häfen, in die es gebracht werden 
konnte, sehr entfernt liegen *) ^) oder blockiert sind; 

9. wenn die aufgebrachten Waren dem Verderben aus- 
gesetzt sind;*) 

10. wenn die Schiffsbesatzung die Waren, welche von ihr 
aufgebracht sind, für ihren eigenen Bedarf dringend nötig hat. 

In allen diesen Fällen erlischt das Seebeuterecht wieder, 

^) Nordamerikanische Instr. vom 20. Juni 1898 8 24. 

*) Rassisches Prisenreglement vom 27. Mäns 1895 Art. 21 (vgl. R.D.I.P. 
1897, Doc. S. 9); s. a. 8. 83, Note 6. 

*) PrenO. Prisenreglement vom 20. Jnni 1864 § 16. 

«) Ebenso das vom Institut fQr Völkerrecht in Vorschlag gebrachte 
Prisenreglement Art. 60. 

^) Vgl. FranE. Ergftnznngsinstmkt. vom 26. Jnli 1870 Art 20. 

*) Bei Gelegenheit des Jüngsten gewaltsamen Vorgehens Englands 
und des Deutschen Reiches gegen Venezuela wurden Anfang Dezember 
1902 zwei durchaus wertlose venezolanische Eriegsfahrzeuge, die kleinen 
Dampfer „Totmus** und ,,General Crespo" von je 137 Tons, vom deutschen 
(Geschwader versenkt Begründet wurde dieses Vorgehen damit, daß die beiden 
Schiffe nicht genügend seetüchtig gewesen seien, um mit ihrer Besatzung die 
Fahrt nach Trinidad zu unternehmen. Auch würde ihr baulicher Zustand 
ein Schleppen dahin aller Wahrscheinlichkeit nach unmöglich gemacht haben. 
Dazu behauptete man, ein solcher Transport würde die Aktionsfthigkeit des 
mit dem Aufsuchen der übrigen venezolanischen Eriegsfahrzeuge beschäf- 
tigten deutschen Geschwaders wesentlich gehindert haben ; ein bloßes Treiben- 
lassen wäre gleichfalls nicht angängig erschienen, da sie in diesem Falle 
voraussichtlich den Venezolanern wieder in die Hände gefallen sein würden. 

^ So das nicht mehr geltende russische Prisenreglement von 1869 § 108. 
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wenn nicht binnen einer angemessenen Frist nach der An- 
eignung ein gerichtliches Verfahren über die Zolässigkeit der 
letzteren eingeleitet wird, oder wenn in einem stattgehabten 
gerichtlichen Verfahren festgestellt ist, daß dem feindlichen 
Staate hinsichtlich der von ihm aufgebrachten Sachen das 
Seebeaterecht nicht zustand. Unter den letztgeschilderten 
Umständen ist der Staat zum Ersätze des durch die Aneignung 
entstandenen Schadens verpflichtet. Sind die aufgebrachten 
Sachen nach oder bei der Aneignung zerstört, so hat der 
Staat ihren Wert zu ersetzen. Er kann dadurch schwere 
Nachteile erleiden, ^) und es ist durchaus gerechtfertigt, wenn 
Fauchille im Anschluß an eine Schrift des Vizeadmirals 
Bourgeois vor leichtfertigen Zerstörungen warnt. •) 

Dazu kommt, daß durch die Zerstörung von Schiffen 
häufig Mannschaften und Passagiere in Mitleidenschaft ge- 
zogen werden, die gleichfalls hohe Schadensersatzforderungen 
geltend machen. 

Vor allem jedoch herrscht die Gefahr, daß infolge von 
Aneignungen vor der gerichtlichen Entscheidung viele Streitig- 
keiten sowohl zwischen den kriegführenden Staaten unter- 
einander als auch zwischen diesen und den neutralen Staaten 
entstehen. ') 

^) Die einiselstaatlichen Gesetze ordnen deshalb anch an, yon der Zer- 
stOmng von Sachen möglichst wenig Gebrauch zu machen (vgl. Franz. 
Ergänznngsinstmkt. vom 25. Jnli 1870 Art. 20).. Durch Art 64 des Regle- 
ments vom 2. Prairial des Jahres XI wurde sie sogar bei Androhung der 
Todesstrafe für Zuwiderhandlungen verboten, wenn sie erfolgte „dans le 
dessein de c^ler la prise*'. 

*) Manuel 8. 726. Über die Ausführungen der französischen Autoren, 
welche das sog. ZerstOrungsrecht leidenschaftlich verteidigen, vgl. Dupuis 
§ 266. 

*) Die stark voneinander abweichenden Beurteilungen, welche die 
Zerstörung der deutschen Schiffe „Charlotte" am 14. Oktober 1870 und 
„Vorwärts" und „Ludwig" am 21. Oktober 1870 durch den französischen 
Avisodampfer „Desair" erfuhr, mögen als Beleg hierfür dienen. Vgl. die 
Beurteilung dieser F&Ue bei Duboc S. 248 ff., Dupuis S. 336 u. 336, Calvo 
§§ 3033 u. 3034, Pereis S. 299, Despagnet S. 681, de Boeck S. 296 ff. Gfinz- 
lich unhaltbar ist die Entscheidung des Conseil d'l^tat vom 16. März 1872, 
daß anch die neutralen Staatsangehörigen für ihre auf jenen Schiffen zer- 
störten, nicht als Eriegskontrebande anzusehenden Sachen keinen Ersatz 
verlangen dürften (vgl. Barboux S. 166). Sie steht auch im Widerspruch 
mit der Französ. Ergänzungsinstruktion vom 25. Juli 1870 Art. 20. 
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Nach Martens^) ist eine weitere Voraussetzung des See- 
beuterechts, daß nach erfolgtem Friedensschlüsse in dem 
Friedensverträge die Herausgabe der aufgebrachten Sachen 
nicht vorgeschrieben ist. Nach dieser Theorie würde also ein 
Staat, der schon vor jenem Zeitpunkte über eine aufgebrachte 
Sache verfügt hätte, es sich gefallen lassen müssen, daß seine 
Verfügung von seinem Feinde als unwirksam behandelt würde. 
Eine derartige Annahme steht jedoch mit der gesamten Praxis 
in schroffem Widerspruche. 



§9. 

B. Die einzelnen Voraussetzungen des Seebeute- 
rechts. 

I. Der kriegführende Staat muß die tatsächliche Gewalt 
über die Sachen, die er sich angeeignet hat, in rechtlich zu- 
lässiger Weise erlangt haben. 

Daß hierin eine Voraussetzung des Seebeuterechts liegt, 
ist nirgends in der Literatur klar zum Ausdruck gebracht^ 
ohne daß sich ein Grund für diesen Mangel vorbringen ließe.') 



>) Veraach etc. §§ 44—47; Heffter S. 304 und im Anschluß an ihn 
Klobnkowski S. 81 fordern die Anüiahme einer derartigen Bestimmnng in 
das volkerrecht. 

*) Pereis meint S. 192 anscheinend (ähnlich y. Liszt S. 326), es genüge, 
wenn ,»die Rechtmäßigkeit der Nehmnng (!) durch Urteil des zuständigen 
Prisengerichts festgesteUt sei''. Das ist nicht zutreffend. Ein krieg- 
führender Staat ist nicht verpflichtet, die Aneignung einer Sache als er- 
laubt zu behandeln, wenn die Erlangung der tatsächlichen Gewalt über 
die Sache völkerrechtswidrig war, mag sie auch nach dem Bechte des feind- 
lichen Staates erlaubt gewesen sein und dessen Prisengericht demgemäß 
„die Rechtmäßigkeit der Nehmung** anerkannt haben. Betrachten wir 
folgenden FaU: Ein kriegführender Staat hat durch einen Kaper ein Schiff 
seines Feindes aufgebracht. Im Verhältnis zwischen den beteiligen Staaten 
ist die Kaperei beseitigt. Nach dem Rechte des wegnehmenden Staates 
ist sie jedoch erlaubt geblieben. Das Prisengericht des letzteren erklärt 
die Aneignung deshalb auch für zulässig, und der Staat eignet sich das 
Schiff an. Hier könnte nach Pereis der andere Teil vieUeicht Entschä- 
digung verlangen, weil der aufbringende Staat sein Landesrecht nicht so 
gestaltet hat, wie es seine völkerrechtlichen Pflichten notwendig machen. 
Die Aneignung an sich müßte er aber als rechtswirksam behandeln. Er müßte 
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Und doch kann es keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn ein 
kriegführender Staat die Erlangung der tatsächlichen Gewalt 
seitens des feindlichen Staates als rechtswidrig behandeln 
darf, er sich auch die Aneignung nicht gefallen lassen muß. 
Es wäre widersinnig, wenn er zwar die tatsächliche Gewalt 
zurückverlangen dürfte, das Eigentum jedoch seinem Feinde 
lassen müßte. 

Die Arten, auf die ein Staat in rechtlich zulässiger Weise 
die tatsächliche Gewalt über Sachen erlangen kann, sind 
während eines Krieges grundsätzlich dieselben wie während 
des Friedenszustandes. In Betracht kommt also auch hinsicht- 
lich des Seebeuterechts in erster Linie die Möglichkeit, daß ihm 
die Sache, welche er sich angeeignet hat, von dem früheren 
Gewaltinhaber übergeben ist, sei es nun auf Grund eines 
Leih- oder Mietvertrages oder zur Begründung eines Nieß- 
brauches oder eines Pfandrechts oder aus einem anderen Grunde. 
Doch würde ein Staat nicht sehr vornehm handeln, wenn er 
sich auf Grund des Seebeuterechts eine Sache aneignen würde, 
die er auf solche Weise in seine Gewalt bekommen hätte. 

Es kommt selten vor, daß ein kriegführender Staat die 
tatsächliche Gewalt über Sachen, welche das Seebeuterecht 
betrifft, bei Ausbruch des Krieges bereits inne hat oder nach 
dessen Ausbruche auf eine schon während des Friedens zu- 
lässige Art erlangt. Dem Seebeuterecht würde deshalb kaum 
Bedeutung zukommen, wenn nicht ein Staat als Kriegspartei 
noch auf andere Weise als während des Friedens die tat- 
sächliche Herrschaft über Sachen jener Art ohne einen Ver- 
stoß gegen die Rechtsordnung erlangen könnte. Mit Rück- 
sicht darauf erklärt denn auch das Völkerrecht unter gewissen 
Voraussetzungen die Anwendung von Gewaltmaßregeln zur 
Erlangung der tatsächlichen Herrschaft über solche Sachen, 
welche dem Seebeuterecht unterliegen, als rechtlich zulässig. 
Es handelt sich hier um das Aufbringungsrecht, von dessen 



also, wenn er das Schiff wiedergenommen hat eine gerichtliche Entscheidong 
herbeiführen, bevor er es seinem Angehörigen, dem früheren Eigentümer, 
zurückgeben dürfte. Richtig ist dagegen, daß er in diesem FaUe die Aneignung 
überhaupt nicht als rechtswirksam behandeln mnÜ, daß er ihretwegen Ent- 
schädigung verlangen und daß er das Schiff bei dessen Wiederwegnahme 
ohne weiteres dem ihm angehörenden Eigentümer lurückgeben darf. 
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Begriff und Wesen bereits oben in § 217 gesprochen ist. 
Die einzelnen Grundsätze des Auf bringungsrechts sind jedoch 
noch nicht geschildert und sollen erst jetzt betrachtet werden. 
Zu yermeiden ist ihre Darstellung nicht, da sie für das See- 
beuterecht von größter Wichtigkeit sind. 

Das Aufbringungsrecht steht denselben Personen zu wie 
das Seebeuterecht, also grundsätzlich nur Staaten, die mit- 
einander auch während eines Zustandes offenen Kampfes in 
völkerrechtlichen Beziehungen stehen. Es genügt deshalb an 
dieser Stelle insoweit auf die Ausführungen des § 6 zu verweisen. 

Das Aufbringungsrecht ist femer von folgenden Voraus- 
setzungen abhängig: 

1. Nach einem scheinbar zwar nur partikularen, aber un- 
zweifelhaft die meisten und gerade die bedeutendsten Staaten 
bindenden Völkerrechtssatze ^) mu£ die Aufbringung von den 
Staaten selbst durch ihre staatlichen Organe ausgeführt sein. Ein 
kriegführender Staat hat demgemäß das Aufbringungsrecht 
nicht) falls die Wegnahme durch Privatpersonen vorgenommen 
ist — wenn auch in seinem Auftrage oder infolge seiner Er- 
mächtigung. Diese Privatpersonen werden ebenso wie die- 
jenigen, welche auf Grund des Seebeuterechts seitens eines krieg- 
führenden Staates mit der Aneignung von Sachen beauftragt 
oder zu ihr ermächtigt sind,') Kaper ') genannt. Mit R&cksicht auf 



') Die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Spanien, Mexiko, Bolivia, 
Venezuela nnd ümgnay sind dem Art. 1 der Pariser Seerechtsdeklaration 
vom 10. April 1856, dnrch den dieser Völkerrechtssatz ausdrücklich ver- 
einhart wurde, nicht beigetreten. Zweifelhaft ist, oh man nicht annehmen 
darf, daß jene Staaten oder einige von ihnen sp&ter mit den Signatar- 
Staaten der Pariser Seerechtsdeklaration eine stillschweigende Vereinbarung 
gleichen Inhalts getroffen haben. Bemerkenswert ist in dieser Hinsicht, 
daß Spanien und die Vereinigten Staaten von Nordamerika im Kriege 1898 
keine Kaper ausgerüstet haben. 

') Vgl. oben § 6, wo ausgeführt ist, daß das Seebeuterecht solchen 
Personen selbst nicht zusteht, und daß nach jetzigem Völkerrechte der die Er- 
mächtigung oder den Auftrag erteilende Staat gegen den feindlichen Staat 
keinen Anspruch darauf hat, daß letzterer die durch solche Personen vor- 
genommenen Aneignungen ids nicht rechtswidrig behandle. Das Seebeute- 
recht ist dem Staate, der solche Personen beauftragt oder erm&chtigt hat, 
in Beziehung auf deren Handlungen, wenn sie Aneignungen vorgenommen 
haben, schon geraume Zeit vor dem Aufbringungsrecht durch das Völker- 
recht entzogen worden. 
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diese Bezeichnung pflegt der Rechtssatz, daß das Aufbringungs- 
recht bei Aufbringungen durch Privatpersonen nicht zur An- 
wendung kommen soll, in die Formel gefaßt zu werden: 

„Die Kaperei ist und bleibt abgeschafft'' (la course est 
et demeure abolie).*) 

Werden trotzdem Sachen von Eapem aufgebracht, so 
darf sich der Staat, der die letzteren beauftragt oder er- 
mächtigt hat, dem nicht widersetzen, daß der feindliche Staat 
die betreffenden Aufbringungen als unzulässig behandelt und 
insbesondere die Kaper nicht nach Eriegsrecht, sondern ebenso 
behandelt, wie Personen, die im Frieden ihm oder seinen 
Angehörigen Sachen zur See gewaltsam weggenommen haben.') 
Ja, er darf gegen sie noch schroffer vorgehen, da er im Kriege 
seinen Anspruch auf ihre Bestrafung regelmäßig als gefährdet 
ansehen darf. Er darf sie selbst festnehmen und, wenn der 
feindliche Staat, wie es regelmäßig der Fall sein wird, keine 
Maßregeln zu ihrer Bestrafung trifft, selbst nach seinem 
eigenen Rechte Zwangs- und Strafmaßregeln gegen sie an- 
wenden. 

Während die Beschaffenheit der staatlichen Organe, 
welche die Aneignung ausgeführt haben, auf das Seebeute- 
recht ohne Einfluß ist, steht das Aufbringungsrecht einem 
kiiegf&hrenden Staate nur zu, wenn diejenigen seiner Organe, 
welche die Wegnahme ausgeführt haben, gewissen Voraus- 
setzungen genügen. 

Diese Anforderungen decken sich im wesentlichen mit 
denjenigen, welche das Landkriegsrecht dafür aufstellt, daß 



') (S. 88.) Auf die geschichtliche Entwicklung des Eaperwesens kann 
hier nicht eingegangen werden. Es muß vielmehr mit einem Hinweise auf 
die einschlägigen DarsteUungen hei Martens, Versuch tther Kaper nsw., 
Cauchy, Le droit marit intern. Bd. I, GeiFcken, H.H. S. 548 ff., Pereis 
S. 171 ff., Leroy.S. 50 ff. sein Bewenden hahen. 

^) Vgl. Art. 1 der Pariser Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856. 

') Richtig hinsichtlich der Behandlung der Freibeuter Triepel S.291. 
Ungenau behauptet y. Liszt S. 318, die Annahme yon Eaperbriefen seitens 
solcher Schiffe, die nicht der Handelsmarine des Kriegführenden angehören, 
gelte als yOlkerrechtswidrig. Danach müßte man also annehmen, daß Privat- 
personen Völkerrechtsverletzungen begehen könnten, was aber nicht zu- 
trifft und von v. Liszt selbst an früheren SteUen seines Lehrbuches, z. B. 
S. 34, bestritten wird. 
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Handlungen staatlicher Organe vom Feinde nicht nach dem 
im Frieden geltenden, sondern nach Kriegsrecht beurteilt 
werden müssen. In beiden Fällen müssen nämlich die staat- 
lichen Organe, damit der feindliche Staat gezwungen sei sie 
nach Kriegsrecht zu behandeln, in fester Organisation unter 
verantwortlicher Führung und äußerlich als zum Kampfe be- 
stimmte Staatsorgane erkennbar auftreten.') 

Hiemach läßt sich die Frage leicht entscheiden, ob einem 
Staate das Aufbringungsrecht zusteht, wenn die Aufbringung 
durch seine sog. freiwillige Seewehr erfolgt ist.*) Ihm steht 
das Aufbringungsrecht zu, wenn die freiwillige Seewehr den 
geschilderten Anforderungen genügt; er hat das Aufbringungs- 
recht nicht, falls sie ihnen in irgend einer Beziehung nicht 
entspricht. Wenn im deutsch-französischen Kriege 1870/71 
eine in Gemäßheit der Verordnung des Königs von Preußen 
vom 24. Juli 1870 gebildete freiwillige Seewehr kriegerische 
Maßregeln vorgenommen hätte, so wären letztere zweifellos 
nach Kriegsrecht zu beurteilen gewesen.") 

Gleichgültig ist, ob die den angeführten Bestimmungen 
entsprechenden staatlichen Organe für die Vornahme mili- 
tärischer Operationen auf dem Lande oder zur See bestimmt 



^) Ähnlich hinsichtlich der Landtruppen und Freischärler Triepel 
S. 291. Vgl. namentlich anch das Haager Abkommen betr. die Oesetze 
und Oebränche des Landkrieges vom 29. Juli 1899 Art. 1, sowie die be- 
sondere, namentlich anf Verlangen der schweizerischen Eidgenossenschaft 
aufgenommene Bestimmung des Art. 2. 

') Vorkehrungen zur Bildung freiwilliger Seewehren haben u. a. ge- 
troffen das Deutsche Beich, Großbritannien, Rußland, Frankreich und die Ver- 
einigten Staaten yon Nordamerika. Im griechisch-tttrkischen Kriege scheint 
Griechenland vorübergehend die Absicht gehabt zu haben eine freiwillige 
Seewehr zu bilden. Im spanisch-amerikanischen Kriege beabsichtigte Spanien 
die Bildung einer solchen (vgl. die Abhandlung des spanischen Admirals 
Mozo in den R. de droit intern. priv6 1898 S. 661). 

^) Daß die Bildung einer freiwilligen Flotte nach der obengenannten 
Verordnung ein Verstoß gegen die Pariser Seerechtsdeklaration von 1856 
gewesen wäre, nehmen fast alle älteren französischen Schriftsteller an, von 
englischen Autoren Phillimore Com. ni 8. ö36 und Hall S. 456. Gegen 
sie Bluntschli, Das Beuterecht 8. 87, Geffcken H.H. S. 561, de Boeck S. 342 ff. 
u. 135—136 (dementgegen wieder Calvo III S. 301—302) , Travers Twiss, 
B. de droit intern, et de l^gisl. comp. 1884 8. 121, Dupuis S. 109 ff., Rivier 
S. 381, Leroy S. 70, Despagnet S. 675. 
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sind. Aufbringungen durch Landtruppen müssen ebenso be- 
handelt werden wie Aufbringungen durch Kriegsschiffe. 

Was femer den Ort der Aufbringung anbetrifft, so ist 
allein entscheidend, wo sich der aufgebrachte Gegenstand, 
nicht wo sich die aufbringende Person befunden hat. Auch 
durch Aktionen vom Lande aus dürfen Aufbringungen aus- 
geführt werden.^) ^ 

2. Die Aufbringung muß zu einer Zeit stattgefunden haben, 
als zwischen den beteiligten Staaten ein Krieg herrschte. Das 
Aufbringungsrecht beginnt^) zwar nicht erst mit dem Aus- 
bruche des Krieges, es besteht schon vorher zu Recht, aber 
erst nach dem Ausbruche eines Krieges ist Gelegenheit zu 
seiner rechtmäßigen Ausübung vorhanden.^) Es endigt ^) zwar 
nicht mit der Beendigung des Krieges, aber nach diesem 
Augenblicke können Aufbringungen, die von der Gegenpartei 
als rechtlich erlaubt behandelt werden müssen, nicht mehr 
vorkommen. 

Die Fragen nach dem Augenblicke des Kriegsausbruches 
und der Kriegsbeendigung haben mithin für das Aufbringungs- 
und damit auch für das Seebeuterecht eine so große Be- 
deutung, daß ihre Prüfung an dieser Stelle vollkommen gerecht- 
fertigt erscheint. 

a) Da der Krieg ein Zustand offenen Kampfes zwischen 
Staaten ist^ so beginnt er mit dem Augenblicke, in dem ein 
Zustand offenen Kampfes zwischen Staaten zur Entstehung 
gelangt ist. Das trifft zu, sobald eine Gewalthandlung eines 
Staates mit einer Gewalthandlung eines anderen Staates 
beantwortet ist. Es genügt nicht, daß ein Staat ein- 
seitig gegen einen anderen Staat mit Waffengewalt vor- 
gegangen ist.*) 

1) Zutreffend Heffter S. 300, Pereis S. 189, Rivier S. 430; a. M. an- 
scheinend de Boeck S. 241. 

') Über den umgekehrten Fall, daß zur See befindliche Personen auf 
dem Lande befindliche Sachen wegnehmen, vgl. HaUeck S. 81 Anm. 1. 

') So Heffter S. 299, de Boeck S. 261, Bonfils-FauchUle S. 762. 

*) Zutreffend Pereis S. 191 : „. . . tritt in Wirksamkeit mit dem Aus- 
bruche des Krieges^. 

'^) So Pereis S. 191, Bonfils-FauchUle S. 762, y. Liszt S. 327, de Boeck 
S. 261. 

*) Ebenso t. Liszt S. 293, Rivier 8. 378 u. 386, Heilbom, Enc. Bd. n 
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Hiernach mußten alle Gewalthandlangen eines Staates, 
die zeitlich vor der ersten Erwiderang des angegriffenen 
Staates liegen, nach den Grundsätzen des Friedensrechts be- 
urteilt werden, auch wenn sie nur die Einleitung eines Krieges 
darstellen. Insbesondere wären alle Aneignungen von Sachen 
des fremden Staates oder seiner Angehörigen unter jener Vor- 
aussetzung rechtswidrig, sofern nicht zu ihnen ein besonderes 
Becht bestände, und das gleiche müßte gelten von allen In- 
besitznahmen, sofern nicht auch zu diesen ein besonderes 
Recht bestände oder sie als Repressalien erschienen.^) 

Da ein Krieg Gewalthandlungen von beiden Seiten vor- 
aussetzt, so könnte ein Staat dadurch, daß er den ersten An- 
griffen des Gegners auswiche, den Beginn des Krieges hinaus- 
schieben und, wenn er mit seinen Rüstungen noch nicht 
weit genug vorgeschritten wäre, auf diese Weise man- 
chen Vorteil erzielen. Denn wegen jeder Gewalthandlung 
des fremden Staates würde er Entschädigungs- und Genug- 
tuungsansprüche gegen diesen erlangen, die für ihn, falls er 
später das Übergewicht erlangen sollte, nicht ohne Wert sein 
würden. 

Ein solches Ergebnis kann nicht im Sinne des Völker- 
rechts liegen. Man wird vielmehr annehmen müssen, daß 
bereits die ersten einseitigen Gewalthandlungen, wenn auch 
noch kein Krieg hen'scht,') doch kraft Völkerrechts nach 
Kriegsrecht beurteilt werden müssen, falls nur im Zusammen- 
hange mit ihnen ein Krieg zur Entstehung gelangt. 

Aus dem Begriffe des Krieges ergibt sich femer, daß 
mit der Kriegserklärung der Krieg keineswegs begonnen 



S. 1065, Lneder H.H. IV S. 177 Anm. 3 nnd die zahlreichen dort zitierten 
SchriftsteUer. 

') Aneignungen als Repressalien sind nnzolässig. Anders Travers 
Twiss, War n S. 21. — Nach einem weit verbreiteten partikularen Volker- 
rechte ist anch das Embargo, die Inbesitznahme von Schiffen, die nicht 
dem fremden Staate gehören, ausgeschlossen, vgl. nur z. B. die Freond- 
schafts-, Handels- nnd Schiffahrtsverträge zwischen dem Deutschen Reiche 
und San Salvador vom 13. Juni 1870 (R.0.B1. 1872 S. 377) Art 6, ver- 
längert 12. Januar 1888 sowie zwischen dem Deutschen Reich und Kolumbien 
vom 23. Juü 1892 (R.G.B1. 1894 S. 471). 

*) Das meint Lueder, H.H. S. 333. 
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hat,^) mag die Eriegserkläning nnn ausdrücklich und sogar in 
feierlicher Form oder durch konkludente Handlungen, wie durch 
die Abberufung des Gesandten, erfolgt sein, mag sie unbedingt 
oder bedingt, betagt oder unbefristet lauten. Es ist undenkbar, 
da£ eine einseitige Erklärung eines Staates, er wolle mit 
einem anderen Staate kämpfen, einen Zustand offenen Kampfes 
zwischen diesen Staaten hervorruft Die Kriegserklärung be- 
deutet vielmehr, — abgesehen von der Mitteilung des Staates, 
er beabsichtige mit dem anderen Staate zu kämpfen, — nur eine 
Aufforderung^) an den anderen Staat zu einer Vereinbarung, 
wonach von einem bestimmten Termine an auf ihre Beziehungen 
zueinander die Grundsätze des Kriegsrechts zur Anwendung 
kommen sollen.^ Wenn der andere Staat, wie meistens der Fall 



') Abweichend Bynkershoek I S. 2, Rivier S. 370, y. Liszt S. 292, 
Laeder, H.H. S. 332 ff. and yiele andere Antoren. 

*) Die Kriegserkläntng hat diese Bedeutung namentlich in dem FaUe, 
wo 8ie nach Beginn des Krieges erfolgt, wie 1876 in dem Kriege zwischen 
Serbien und der Türkei. Der Kampf zwischen diesen Mächten begann bereits 
am 1. Juli, die Kriegserklärung erfolgte erst am 3. Juli. Im Kriege zwischen 
Frankreich und England 1766—1763 erfolgte die Kriegserklärung sogar erst 
2 Jahre nach Beginn der Feindseligkeiten. Zu Beginn des griechisch-türkischen 
Krieges 1893 wurde am 18. April einige Stunden vor Überreichung der 
türkischen Kriegserklärung in Athen das griechische Schiff „Macedonia'' 
von dem türkischen Fort Prevesa am Ausgange des Ambracischen Golfes 
beschossen. Es ist anzunehmen, daß die griechische Regierung damit ein- 
verstanden war, dafi in ihren Beziehungen zu der Türkei vom Tage der 
türkischen Kriegserklärung an Kriegsrecht gelten solle. Da diese vom 
17. April datiert war, so war die Beschießung des Schiffes nach Kriegs- 
recht zu beurteilen. Hätte Griechenland gegen den Beginn des Krieges 
an jenem Tage protestiert, so hätte er mit der ersten Erwiderung des ge- 
waltsamen Vorgehens gegen Griechenland begonnen, die Grundsätze des 
Kriegsrechts hätten aber schon mit der ersten Gewalthandlung überhaupt 
Anwendung finden müssen, also mit der Beschießung der „Macedonia**. 

*) Erforderlich ist eine derartige Aufforderung nicht Die Kriegs- 
erklärung ist auch insoweit nicht notwendig als sie eine Ankündigung 
eines Staates an einen anderen enthält, daß er mit ihm kämpfen woUe. 
Ebenso Bynkershoek I c. 2, Heilbom, Enc. Bd. n S. 10&9, Rivier S. 385/386 
(der aber die Herbeiführung einer „bestimmten Willenserklärung^ de lege 
ferenda für angebracht hält), HaU § 123 S. 315—322, Phülimore ni §§ 51 
bis 56, Lueder H.H. S. 337, Sir William Scott in dem von Halleck S. 524 
angeführten Prisengerichtsurteil betreffend das Schiff „Elisa Anna". Eine 
ausdrückliche Kriegserklärung halten für erforderlich: Blnntschli, Völker- 
recht § 522, Heffter S. 256, 257, Calvo III § 1663, Feraud-Qiraud in d. R. 
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sein wird, schweigt, so gilt jene Aufforderang als angenommen, 
die entsprechende Vereinbarung als getroffen. Lehnt er die 
Aufforderung ab, so kommen die Grundsätze des Kriegsrechts 
von der ersten Gewalthandlung an zur Anwendung. Der Krieg 
selbst beginnt aber auch in diesem Falle erst in dem Augen- 



d. d. intern, et de l^gisl. comp. Bd. 17 S. 19 ff., Despagnet S. 549 ff., 
HaUeck I S. 523/524, Wheaton, Eiern. IV c. I § 8, Bonfils-FancbiUe S. 582 
n. a. Gegen sie Dnpnis S. 18fif. y. Liszt behauptet S. 293, eine ausdrück- 
liche E^egserklärnng sei nicht erforderlich, sie könne auch durch konklu- 
dente Handlungen ersetzt werden. Ähnlich Geffcken zu Heffter § 120 
Anm. 1, Ortolan U S. 23 u. 24, de Boeck S. 262. Als konkludente Hand- 
lung kommt namentlich die Abberufung des Gesandten in Betracht. Im 
jetzt herrschenden russisch-japanischen Kriege berief Japan am 7. Februar 
1904 seinen Gesandten aus Petersburg ab und forderte damit Rußland 
auf, von diesem Tage ab, insbesondere von dem Augenblicke an, in 
dem der japauische Gesandte seine Pässe verlangte, in ihren Beziehungen 
zu einander das Eriegsrecht in Wirksamkeit treten zu lassen. Eui^land 
antwortete darauf an demselben Tage mit der Abbenifung seines Ge- 
sandten aus Tokio und nahm auf diese Weise die Aufforderung Japans 
widerspruchslos an. Vom 7. Februar 1904 ab sind mithin die Beziehungen 
zwischen Rußland und Japan nach Kriegsrecht zu beurteilen. Hieraus er- 
gibt sich, daß der japanische Torpedoangrifif auf die russische Flotte vor Port 
Arthur in der Nacht vom 8./9. Februar 1904 völkerrechtlich erlaubt war. — 
Es hat sich bisher nicht mit Gewißheit feststeUen lassen, daß im russisch- 
japanischen Kriege bereits vor dem 7. Februar 1904 kriegerische Hand- 
lungen ausgeführt sind. Sollte das zutreffen, so mtlßte ein noch frtlherer 
Zeitpunkt für den Beginn des Krieges festgesetzt werden. Die Abberufung 
der beiderseitigen Gesandten würde in diesem FaUe ihre Bedeutung für 
den Kriegsanfang verlieren. Am 10. Februar 1904 wurde in Tokio durch 
eine kaiserliche Proklamation von demselben Tage der Kriegszustand gegen 
Rußland verkündet und damit ausgesprochen, es sollten nunmehr in Japan 
die besonderen landesrechtlichen Bestimmungen wirksam werden, welche 
dort für den FaU bestehen, daß Japan Kriegspartei ist. An demselben 
Tage wurde die Proklamation auch den fremden Gesandten mitgeteilt, 
damit ihre Staaten sich nicht mehr darauf berufen könnten, sie wüßten 
nichts von dem Bestehen eines Krieges zwischen Rußland und Japan und 
könnten deshalb für Neutralitätsverletzungen nicht verantwortlich gemacht 
werden. — Wenn auch das Völkerrecht keine Kriegserklärung gebietet, so 
gebietet sie doch der Anstand im Staatenleben. Dieser erfordert zum 
wenigsten eine Kriegserklärung durch konkludente Handlungen. Vor Be- 
ginn der meisten Kriege im 19. Jahrhundert ist sogar eine ausdrückliche 
Kriegserklärung erfolgt. Eine Ausnahme bildet der Krieg zwischen den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und Mexiko. 1755, 1758, 1793 und 
1812 eröffnete England seine Kriege ohne Kriegserklärung. 
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blicke, in dem das gewaltsame Vorgehen des einen Staates 
durch den anderen Staat erwidert ist. 

Bestreitet ein Staat, daß der Krieg in dem Augenblicke, 
in dem sein Feind eine Sache auf Grund des Aufbringungs- 
rechts in Besitz genommen hat, bereits begonnen habe, so 
trifft den Feind für diese Tatsache die Beweislast. 

Gleichgültig ist, ob der Eigentümer im Augenblicke der 
Aufbringung von dem Bestehen des Kriegszustandes Kenntnis 
liatte. Da dieser Bechtssatz unzweifelhaft leicht zu Härten 
Veranlassung geben kann, so haben zu Beginn der neueren 
Kriege die in einen Kampf eintretenden Staaten die Auf- 
bringung von Schiffen, die in ihren Häfen waren oder von 
ihnen kamen oder zu ihnen hinfuhren, innerhalb einer ge- 
wissen Frist vom Kriegsausbruche an untersagt.^) 

Wenn eine gemeinsame, diese Frist anerkennende völker- 
rechtliche Vereinbai'ung getroffen würde, so wäre wünschenswert, 
daß sie abweichend von den bisherigen Vereinbarungen *) und 

^) Vorbildlich waren in dieser Beziehung die vor Beginn des Erim- 
krieges ergangenen französischen nnd englischen Verordnungen (Französ. 
Deklaration vom 27. März 1854 Art. 1 und 2; Order in Council vom 
29. März 1864). 1870 setzte Frankreich den deutschen Schiffen 30 Tage 
Frist. Derartige Fristen wurden gleichfalls im russisch-türkischen Kriege 
1877/78 (vgl. den türkischen Erlaß vom 19. April /l. Mai 1879 und den 
Ukas vom 24. Mai 1879) und im griechisch-türkischen Kriege 1897 (vgl. 
Politis, B.D.LP. rv S. 690) zugestanden. Spanien und die Vereinigten 
Staaten ließen zu Beginn des Krieges 1898 einander wissen , daß sie sich 
diesem Verhalten anschließen würden. Die Vereinigten Staaten gestanden 
eine Frist von einem Monat, vom 21. April ab zu, Spanien eine Frist von 
6 Tagen vom 27. Aprü ab (vgl. le Für, B.D.LP. V S. 808). Vgl. auch die 
Vorschläge des Instituts fUr Volkerrecht in dem von ihm entworfenen 
Prisenreglement Art 40 und die nordamerikanischen Instruktionen vom 
27. Juni 1900 Art 40. Eine japanische kaiserliche Verordnung vom 
10. Februar 1904 über Wegnahmen russischer Handelsschiffe befreit von der 
Aufbringung die Schiffe, welche bis zum 16. Februar 1904 Japan verlassen, 
sowie solche, die bis zu diesem Tage aus einem nichtjapanischen Hafen in 
direkter Fahrt nach Japan auslaufen, Japan nach Löschung ihrer Ladung 
verlassen und bei ihrer Bückfahrt den ihnen vorgeschriebenen Weg ein- 
halten. Voraussetzung soU sein, daß die Schiffe keine verbotenen Einfuhr- 
güter und keine Kriegskontrebande an Bord haben. Diese Verordnung 
soU Zeitungsnachrichten zufolge von Japan zurückgenommen sein, da 
Bußland keine entsprechenden Vorschriften erlassen habe. Bestimmtes hat 
dch in dieser Hinsicht jedoch bisher nicht feststeUen lassen. 

') Z. B. den Verträgen zwischen dem Deutschen Beich und Costa 
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einzelstaatlichen Gesetzen ^) auch für die Schiffe Geltung er- 
langte, die zn einem neutralen Hafen hinfahren oder von ihm 
kommen. Denn es liegt kein Grund vor, weshalb man nicht 
auch ihnen diese Gunst gewähren sollte. 

b) Die Aufbringung mufi vor Ende des Ejieges erfolgt sein. 
Der Krieg ist beendigt , sobald der Zustand offenen Kampfes 
zwischen den beteiligten Staaten aufgehört hat. Diese Tatsache 
ist in dem Augenblicke eingetreten, wo die letzten Gewalt- 
handlungen seitens eines kriegführenden Staates ihr Ende ge- 
fimden haben. Der Augenblick selbst wird sich häufig schwer 
feststellen lassen. Deshalb vereinbaren die Staaten, die im 
Ki'iege miteinander gestanden haben, in den meisten Fällen,^) 
daß bis zu einem bestimmten Zeitpunkte ihre Beziehungen 
den Grundsätzen des Kriegsrechts unterworfen sein sollen*) 
ohne Bäcksicht darauf, ob bis zu diesem Zeitpunkt der Krieg 
wirklich geherrscht hat.*) 

Als dieser Zeitpunkt wird meist der Tag gewählt, an dem 
die Unterzeichnung oder an dem die Ratifikation des Friedens- 
vertrages erfolgt ist. 

Der Krieg ist ein Kampfzustand zwischen Staaten. Er 
endigt mithin auch in dem Augenblicke, in dem von zwei 
einander gegenüberstehenden kriegführenden Staaten einer 
untergegangen ist, z. B. dadurch, daß seine Staatsgewalt zu 
bestehen aufgehört hat. Kommen nach jenem Zeitpunkte noch 



Rica vom 18. Mai 1875 Art. 13, zwischen den Vereinigten Staaten und 
San Salvador vom 6. Dezember 1870 Art. 27 , zwischen den Vereinigten 
Staaten und Italien vom 26. Febmar 1871 Art. 21. 

*) Vgl. oben Anm. 22. 

*) Es hatten keine Friedensverträge im Gefolge : die Slriege Spaniens 
mit seinen Kolonien, der Krieg Spaniens mit Chile nnd der Krieg Frank- 
reichs mit Mexiko in den Jahren 1862—1866. 

') Der Friedensvertrag von Bukarest vom 3. März 1886 zwischen 
Serbien nnd Bulgarien traf nur die Bestimmung, daß mit dem Tage seiner 
Unterzeichnung in den Beziehungen zwischen den kontrahierenden Staaten 
wieder Friedensrecht zur Anwendung kommen solle. 

*) Unzutreffend behaupten v. Liszt S. 295, Despagnet S. 622, Heffter 
S. 389 ff. und im Anschluß an ihn Bonfils-FaucMUe S. 873, Bivier S. 463, 
V. Kirchenheim, H.H. S. 793, v. Ullmann S. 365 u. a. . daß der Krieg bis 
zu dem Zeitpunkte der Ratifikation (oder der Unterzeichnung) des Friedens- 
vertrages herrsche. 
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Kämpfe vor, wie mit einzelnen Organen, die von dem Unter- 
gange ihres Staates noch keine Kenntnis haben, so findet 
auf jene das Landesrecht des erobernden Staates Anwendung. 

Nach diesem Rechte werden diejenigen Handlungen der 
Organe des untergegangenen Staates, die bei Fortbestehen des 
letzteren infolge der kriegsrechtlichen Grundsätze nicht rechts- 
widrig waren, zwar rechtswidrig sein, dennoch aber, wenn 
wenigstens die Organe in Unkenntnis gehandelt haben, regel- 
nQäßig nicht zur Leistung von Entschädigung verpflichten oder 
Strafe nach sich ziehen. 

In manchen Friedensverträgen ') wird ein besonderer Zeit- 
punkt festgesetzt, bis zu dem Aneignungen auf Grund des 
Seebeuterechts wirksam sein sollen. Ist die Aneignung in 
einem solchen Falle nach dem festgesetzten Zeitpunkte erfolgt, 
so ist der Staat zur Herausgabe der angeeigneten Sachen ver- 
pflichtet.^) Kann er sie nicht mehr herausgeben, so mu£ er 
die durch ihre Verwertung gewonnene Bereicherung erstatten.*) 
Zum Schadenersatz ist er nicht verpflichtet, da ihn ein Ver- 
schulden wegen der rechtsunwirksamen Aneignung nicht trifft. 
Dagegen besteht eine Verpflichtung zum Schadensersatz, wenn 
ein Staat weiß, daß der Friede eingetreten ist, und trotzdem 
noch Aufbringungen oder Aneignungen vornimmt. 

c) Kriegführende Staaten können vereinbaren, daß eine 
bestimmte Zeit lang auf dem gesamten Kriegsschauplatze oder 
in bestimmten Gebieten keine Kämpfe stattfinden dürfen. Ver- 
einbarungen diesen Inhalts heißen Waffenstillstandsverträge 
und dienen regelmäßig zur Anbahnung von Friedensverhand- 
lungen. Der Krieg dauert auch während des Waffenstillstandes 
fort. Es gelten demgemäß auch die Grundsätze des Kriegs- 
rechts weiter. Aber Gewalthandlungen dürfen nur in einem 
gewissen Umfange oder überhaupt nicht ausgeführt werden. 



^) Vgl. z. B. den Frankfurter Friedensvertrag vom 10. Hai 1871 
Art. 13, der als entscheidenden Zeitpunkt für eine wirksame Kondemnation 
den 2. März 1871 festsetzte; femer den Züricher Friedensvertrag vom 
10. November 1869 Art. 3 und den Wiener Friedensvertrag vom 30. Ok- 
tober 1864 Art. 13, die den Tag der Unterzeichnung des Friedensvertrages 
maßgebend sein Uelzen. 

■) Vgl. den Frankfurter Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 Art. 13 
(R.G.B1. S. 223). 

Rostocker Stadien. II. 7 Heft 7 
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Geschehen sie trotzdem, so enthalten sie eine Verletzung der 
Waffenstillstandsvereinbarung, nicht des im Frieden geltenden 
Rechts, und nur wegen der Verletzung der Waffenstillstands- 
vereinbarung darf der benachteiligte Staat Entschädigung 
und Genugtuung verlangen. Da ihm diese Anspräche zustehen, 
und er seiner hinderlichen völkerrechtlichen Verbindlichkeit 
ledig ist, so wird er sich seinerseits meist für verpflichtet halten, 
seinen Angehörigen für Aufbringungen durch den feindlichen 
Staat während eines Waffenstillstandes Entschädigung zu ver- 
schaffen. 

3. Die aufgebrachten Sachen müssen sich zur Zeit der Auf- 
bringung auf hoher See oder in Gewässern befunden haben, 
die der unbeschränkten oder beschi*änkten Gebietshoheit eines 
kriegführenden Staates unterliegen. 

Ein kriegführender Staat ist nicht verpflichtet eine Auf- 
bringung als erlaubt zu behandeln, wenn sich die aufgebrachten 
Sachen zur Zeit der Aufbringung in Gewässern befanden, 
über die einem neutralen Staate unbeschränkte oder beschränkte 
Gebietshoheit zusteht.^) 

Diese Bestimmung ist in dem Bestreben der Staaten be- 



^) Es macht dabei keinen Unterschied, ob es sich um Ströme, Kanäle, 
Binnenmeere, Häfen, Reeden, Baien, Buchten oder Eüstengewässer handelt. 
Binnenmeere im weiteren Sinne, Buchten, Baien, Häfen und Reeden stehen 
unter der Gebietshoheit eines neutralen Staates, wenn er der einzige Ufer- 
staat ist und die Verbindung mit dem Meere vollständig beherrscht, andern- 
falls finden auf jene Gewässer die für die hohe See geltenden Grundsätze 
Anwendung. Es ist dann auch auf ihnen die Ausübung des Seebenterechts 
außerhalb der Eüstengewässer der neutralen Uferstaaten erlaubt. Eüsten- 
gewässer eines neutralen Staates sind die den Küsten eines neutralen 
Staates zunächst liegenden Teile des ofifenen Meeres. Die Frage nach ihrer 
Ausdehnung fällt mit der Frage nach der Ausdehnung der Küstengewässer 
überhaupt zusammen. Über letztere bestehen nur wenige partikulare völker- 
rechtliche Bestimmungen, die noch dazu teilweise voneinander abweichen. 
Auch in der Praxis, in den Gesetzen der einzelnen Staaten und in der 
Literatur herrscht keine Übereinstimmung. Erwähnt werden müssen zwei 
Anschauungen. In der Literatur wird namentlich der Grundsatz vertreten, 
der Uferstaat dürfe, wenn es an einer besonderen Regelung fehle, seine 
Gebietshoheit soweit erstrecken, als er das offene Meer von der Küste aus 
durch Strandbatterien beherrschen könne (so Oppenheim, Völkerrecht S. 128, 
Klüber § 130, v. Martens, Pr^cis I S. 141, 142, Bluntschli, Völkerr. § 302, 
Geßner, Droit des Neutres S. 22, 23, Heffter § 75, Hautefeuille, Histoire 
S. 20 ff., de Boeck S. 247 u. 248, Rivier S. 133, v. Liszt S. 51); vgl. für die 
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gründet, die Wirkungen eines Krieges möglichst einzuschränken 
und solchen kriegerischen Handlungen möglichst vorzubeugen, 
die geeignet sind, neutrale Staaten in die Streitigkeiten der 
Kriegfuhrenden hineinzuziehen. 

Wurde ein kriegführender Staat die Aufbringung von 

Praxis den Schiedsspruch vom 13./25. Febmar 1897 in Sachen des Walfisch- 
fahrers „Costa Rica Packet*' (Rev. de droit intern, et de l^gisl. comp. 1898 
S. 462). Nach Anderen ist die Grenze nicht eine für aUe Male feststehende, 
sondern abhängig von der größten Tragweite der Geschütze jeder Zeit- 
epoche, soweit dabei auf eine hinreichende Treffsicherheit gerechnet werden 
kOnne (so Bynkershoek, de dominio maris cap. 2, Ortolan I S. 158, Pereis 
8. 22). Nach einigen völkerrechtlichen Vereinbamngen nnd Verträgen 
soUen sich die Eüstengewässer bis auf eine Entfernung von 3 Seemeilen 
(ÖÖ50 km), vom niedrigsten Wasserstande bei Ebbe ans gerechnet, erstrecken 
(so der englisch-französische Vertrag Tom 11. November 1867 Art. 1, der 
Haager Vertrag zwischen Belgien, dem Deutschen Reiche, den Nieder- 
landen, Dänemark, Frankreich nnd Großbritannien vom 6. Mai 1882 betr. 
die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee außerhalb der Küsten- 
gewässer Art. 2 u. 3; der Vertrag betr. den Suezkanal vom 29. Oktober 
1888 Art 4). Auch in der Praxis und in den Gesetzen der einzelnen Staaten 
wird dieser Grundsatz viel vertreten (so im Urteil in Sachen des deutschen 
Schiffes „Franconia^; femer in der deutschen, französischen, russischen Ge- 
setzgebung und in der englischen Territorial Waters Jurisd. Act von 1878; 
der Standpunkt der deutschen Reichsregierung ergibt sich z. B. auch aus 
§ 2, Ib der Verordnung vom 21. August 1900 betr. Zeigen der National- 
flagge durch Kauffahrteischiffe). Für eine Regelung durch Vereinbarung 
der Staaten erscheint die Annahme der Dreiseemeilenzone, oder besser 
noch, wie das Institut für Völkerrecht (Sitzung zu Paris 1894, Annuaire 
Bd. Xin S. 328 ff. Art. 3 der bezügl. Resolution) vorgeschlagen hat, der 
Sechsseemeilenzone vom Strande beim tiefsten Ebbestande, am zweck- 
mäßigsten. AUe anderen Vorschläge, auch der aUein logische, die Eüsten- 
gewässer soweit sich erstrecken zu lassen, als die Wirkung der Strand- 
batterien reicht, leiden daran, daß sie nur einen kleinen Teil der jetzt be- 
stehenden Schwierigkeiten hinwegräumen, zugleich aber neue Schwierig- 
keiten schaffen. Das Institut für Völkerrecht hat in seiner Sitzung zu 
Paris 1894 (Annuaire Bd. 13 Art. 4 der bezügl. Resolution) den zweck- 
mäßigen Vorschlag gemacht, daß zu Beginn eines Krieges jeder neutrale 
Staat in seiner Neutralitätserklärung oder durch Spezialnotifikation die 
neutrale Zone über 6 Seemeilen hinaus soweit auszudehnen befugt sein 
solle, als seine Strandbatterien Wirkung ausüben könnten (vgl. dazu die 
KoUektivnote der niederländischen Regierung von 1896 bezüglich der Be- 
rufung eines internationalen Kongresses zur Beschlußfassung über eine 
einheitliche Begrenzung des Küstenmeeres). Nach den in dieser Note ent- 
haltenen Vorschlägen soUte die neutrale Zone für die kriegerische Aktion 
auf 12 Seemeilen festgesetzt werden. 

?♦ 
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Sachen seiner Angehörigen in Gewässern unter der Gebiets- 
hoheit eines neutralen Staates als erlaubt behandeln müssen, 
so würde er regelmäßig dieser Verpflichtung auch Folge leisten, 
und der feindliche Staat würde zweifellos von dem entsprechen- 
den Rechte — falls nicht der neutrale Staat mit seiner Gesetz- 
gebung eingriffe — in möglichst weitem Umfange Gebrauch 
machen. Daß auf diese Weise nicht nur eine Beunruhigung 
der Küsten des neutralen Staates, sondern auch eine bedeutende 
Gefahr zu Konflikten zwischen den kriegführenden und dem 
neutralen Staate herbeigeführt würde, bedarf keiner näheren 
Erörterung.^) 

Diese Gefahr wii'd weit geringer, wenn der kriegführende 
Staat die Aufbringung von Sachen in Gewässern, welche der 
Gebietshoheit eines neutralen Staates unterliegen, nicht als 
rechtlich erlaubt zu behandeln braucht. Denn in diesem Fall 
wird er sie regelmäßig auch nicht als erlaubt behandeln, und 
der feindliche Staat wird infolgedessen von solcher Aufbringung 
regelmäßig abstehen. 

Die überwiegende Ansicht in der Literatur,') in der 
Praxis ") und in den einzelstaatlichen Gesetzgebungen ^) scheint 

') Wie großen Wert die neutralen Staaten, die in die Feindselig- 
keiten nicht hineingezogen werden wollen , darauf legen , daß innerhalb 
ihrer Küstengewässer keine Aufbringungen ausgeführt werden, geht mit 
besonderer Deutlichkeit daraus hervor, daß sie häufig in ihren Neutralitäts- 
erklärungen Aufbringungen in ihren Gewässern noch besonders verbieten. 
(Vgl. z. B. die Foreign Enlistment Act von 1870 § 14, die brasilianische 
Neutralitätserklärung vom 29. April 1898 Art. 15, die japanische Verord- 
nung vom 30. April 1895 Art. 2, die portugiesische Neutralitätserklärung 
vom 28. April 1898 Art. 3 § 1.) 

') Die in dieser Frage wie in zahlreichen anderen Fragen des Völker- 
rechts von der Wissenschaft beliebte Ungenauigkeit im Ausdruck läßt die 
SteUungnahme der verschiedenen SchriftsteUer nur schwer erkennen. 

') Bezüglich der Praxis vgl. den Fall „Nossa Senhora do Carmels" 
(Conseil des prises de France, 27 fructidor an VIII, Pist. et Duv. I S. 106), 
den „Karolina"-Fall 1838, den „Anna^-FaU 1805, u. a. (bei Calvo a. a. 0. 
m S. 481 ff.). 

*) So erklären das preußische Prisenregleroent vom 20. Juni 1867 § 9, 
das dänische Prisenreglement vom 16. Februar 1864 § 8, der österreichische 
Erlaß vom 8. März 1864 § 3, die französischen Instruktionen vom 25. Juli 
1870 § 4, das russische Prisenreglement von 1869 §§ 20, 21, 27 und 28 
und von 1895 Art. 16, die italienische Instruktion vom 20. Juni 1866 Art. 4 
§ 14, die Aufbringung in neutralem Seegebiete für unstatthaft. 
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damit einverstanden zu sein, daß ein kriegführender Staat die 
Erlaubnis zur Aufbringung in neutralen Gewässern nicht zu 
erteilen braucht. Sehr bestritten ist nur, für und gegen wen 
Ansprüche entstehen, wenn der feindliche Staat Sachen auf 
neutralem Gebiete aufbringt, obgleich sein Gegner eine solche 
Aufbringung nicht als rechtlich erlaubt behandeln muß. Bei 
der Entscheidung dieser Frage muß davon ausg^angen werden, 
daß die Aufbringung grundsätzlich wie im Frieden rechtswidrig 
ist. Der kriegführende Staat ist mithin wie im Frieden nach 
Völkerrecht berechtigt und nach den Landesrechten der meisten 
zivilisierten Staaten verpflichtet, zugunsten seiner Angehörigen 
gegen den fremden Staat Entschädigungsansprüche geltend zu 
machen. 

Da der Gegner um seiner Angehörigen willen gleichfalls 
die Aufbringung verbieten wird und, wenn er sie verbietet, 
sie ohne Bücksicht auf die Staatsangehörigkeit verbieten muß, 
so werden zwischen den kriegführenden Staaten dieselben 
Verhältnisse bezüglich der Behandlung des Eigentums eines 
feindlichen Staates und der Angehörigen eines solchen be- 
stehen wie im Friedenszustande. Wie aber ein Staat von 
einem anderen Staate, falls dieser während des Friedens- 
zustandes Sachen des ersteren oder Sachen von dessen An- 
gehörigen ohne rechtliche Erlaubnis weggenommen hat, ohne 
Rücksicht auf wessen Gebiete die Wegnahme erfolgt ist, Ent- 
schädigung und Genugtuung fordern darf, so darf er das auch 
während des Krieges, in letzterem allerdings nur unter der 
Voraussetzung, daß sich die Sachen bei der Wegnahme auf 
neutralem Gebiete befanden. 

Die Literatur scheint allgemein einem kriegführenden 
Staate diesen Anspruch gegen den feindlichen Staat nicht zu- 
zugestehen.^) Wenigstens ist seine Zulässigkeit von keinem 

') In der Praxis ist sein Bestehen mehrfach anerkannt. So gah Frank- 
reich das Schiff „Christiania", das in den Gewässern des neutralen Staates 
Toscana aufgebracht war, auf Grund eines Prisengerichtsurteils vom 14. 
ventöse des Jahres VII (vgl. Pist. et Duv. I, 123) heraus, in dem die Un« 
zulässigkeit der Aufbringung in neutralen Gewässern ausgesprochen war. 
Die toscanische Regierung hatte nicht reklamiert. Sicher hätte Frankreich 
das Schiff nicht herausgegeben, wenn es dazu nicht Tölkerrechtlich yer- 
pflichtet gewesen wäre. Vgl. außerdem den „Saint Michel^-Fall (Pist. et 
Duv. I S. 99), den „Perle"-Fall (Pist. et Duv. I S. IOC). Das Conseil de& 
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Schriftsteller klar zum Ausdruck gebracht.^) In nicht mifl- 
zuverstehender Weise wird einem kriegführenden Staate, wenn 
ihm nicht jeder Anspruch abgestritten wird,*) doch nur ein 
Anspruch gegen den neutralen Staat gegeben, in dessen Ge- 
biete die Aufbringung erfolgt ist.') Der Anspruch gegen den 

Prises hebt in seinem Urteile vom 18. Januar 1871 (vgl. Barbonx S. 66 
bis 68) in dem FaUe des Schiffes „Frei^ besonders hervor , daß letzteres 
außerhalb der Küstengewässer des neutralen England aufgebracht sei. 
ZweifeUos hätte es die Herausgabe angeordnet, wenn die „Frei" innerhalb 
der englischen Eüstengewässer aufgebracht wäre, auch ohne daß die eng- 
lische Regierung die Herausgabe gefordert hätte, lediglich, weil Frankreich 
dem Deutschen Reiche gegenüber zur Herausgabe verpflichtet war. 

^) Einzelne SchnftsteUer sagen nur, eine auf neutralem Seegebiete 
gemachte Prise sei nichtig, ohne sich über die entstehenden Ansprüche 
auszulassen: so Rivier S. 425, Despagnet S. 695, Bonfils-Fauchille S. 752, 
HefFter S. 300 (§ 737). Nach Rivier S. 430 „kann" eine Wegnahme nicht 
in neutralen Gewässern erfolgen, auch Geffcken, H.H. S. 588 und v. ÜU- 
mann S. 344 sagen, daß sie in diesen nicht stattfinden könne. Das ist 
zweifellos unrichtig; eine Wegnahme „kann" auch in neutralen Gewässern 
erfolgen, nur „darf" sie das nicht. Der im Text vertretenen Ansicht 
kommen die Ausführungen de Boeck's a. a. 0. S. 255—257 am nächsten. 
Nach de Boeck ist das Prisengericht des feindlichen Staates verpflichtet, 
die angebrachten Sachen loszusprechen, auch wenn der neutrale Staat nicht 
reklamiert hat. De Boeck sagt aber nicht, wem gegenüber diese Verpflich- 
tung bestehe. Außerdem hat der geschädigte Staat nicht, wie de Boeck 
meint, einen Anspruch auf Lossprechung durch das Prisengericht, sondern 
auf Herausgabe der angebrachten Sachen oder auf Entschädigung und 
auf Genugtuung. Auch die Begründung, welche de Boeck seiner Ansicht 
gibt, ist nicht zutreffend. Denn das Prisengericht des aufbringenden Staates 
ist keineswegs zu der Prüfung verpflichtet, ob die Prise nach den Be- 
stimmungen des Völkerrechts statthaft ist. es hat vielmehr die Frage der 
Zulässigkeit nur nach dem Rechte des eigenen Staates zu prüfen. Richtig 
ist, wenn de Boeck außerdem dem geschädigten Staate auch einen Anspruch 
gegen den neutralen Staat gibt („r^damer est le droit du souverain neutre ; 
c^est son devoir en vers le bellig4rant l^s^"). 

*) So Phillimore III S. 563: Secondlj, as between enemies, a capture 
made within neutral waters is deemed, to aU intents and purposes, right- 
ful; it is onlj by the neutral sovereign that its legal validity can be called 
in question, . . . The enemy has no right whatsoever. Phillimore führt zur 
Bekräftigung seiner Ansicht Aussprüche von Story und Lord Stowell an, 
in denen diese berühmten Prisenrichter dieselbe Ansicht wie er vertreten. 

') So Geffcken bei Heffter S. 300 („. . . nur dem Neutralen gegenüber, 
der reklamieren muß"), Dupuis S. 301 u. 439. Unklar sind die Ausfüh- 
rungen von Pereis S. 219. Er erklärt den neutralen Staat „zur Intervention 
wegen Verletzung seiner Souveränitätsrechte" für „befugt", und behauptet 
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neutralen Staat soll darauf gehen, daß letzterer die Heraas- 
2;abe des aufgebrachten Gutes an den Eigentümer bewirke. 



im folgenden Satze, die Handhabung einer parteilosen „Neutralität^ be- 
greife in solchem FaUe „die Pflicht, die Herausgabe der Prise an den 
Eigentümer zn verlangen und je nach Lage der Verhältnisse die Freigabe 
sa erzwingen". Wem gegenüber ist der neutrale Staat hierzu verpflichtet? 
Man muß annehmen, dem verletzten kriegführenden Staate oder dessen 
Angehörigen gegenüber. Darüber, ob letztere auch einen Anspruch gegen 
den feindlichen Staat haben, läßt sich Pereis nicht deutlich aus. Er be- 
hauptet nur, daß „die Interessenten an Schiff und Ladung ein Becht auf 
Anfechtung der Legalität der Prise aus dem Gesichtspunkte der Verletzung 
der Souveränitätsrechte des neutralen Staates nicht hätten*'. Das ist Pereis 
ohne weiteres zuzugeben. Es fragt sich nur, ob sie sich nicht aus einem 
anderen Gesichtspunkte die Wegnahme nicht gefallen zu lassen brauchen. 
Übrigens bedarf die Behauptung, welche sich von Albericus Gentilis, Ad- 
vocatio Hispanica tit. I cap. XIV durch die meisten Lehr- und Handbücher 
des Völkerrechts bis auf Pereis fortgepflanzt hat, da£ die Wegnahme auf 
neutralem Gebiete die „Souveränitätsrechte" des neutralen Staates verletze, 
dringend einer Prüfung. H. E. kann die Souveränität eines Staates nur 
durch Handlungen verletzt werden, welche eine Ausübung von Hoheits- 
rechten über diesen Staat enthalten, mögen ihm nun gegen seinen Willen 
Gesetze gegeben werden oder mag er gegen seinen Willen vor die Gerichte 
eines anderen Staates gezogen werden oder mögen ihm Verwaltnngsvor- 
schriften auferlegt werden. Dadurch aber, daß in seinem Gebiete ein 
anderer Staat Sachen von Angehörigen eines dritten Staates ohne Ent- 
schädigung wegnimmt, übt der wegnehmende Staat kein Hoheitsrecht aus. 
Er verletzt also auch die „Souveränität" des Staates nicht, in dessen Ge- 
biete er die Wegnahme ausführt Er verletzt vielmehr dessen Gesetze und 
hat die Folgen zu tragen, die einen souveränen Staat wegen einer Ver- 
letzung solcher Gesetze eines anderen Staates treffen, denen sich zu unter- 
werfen auch der souveräne Staat verpflichtet ist. Er ist zur Leistung von 
Entschädigung und Genugtuung verpflichtet. Beiläufig sei hier bemerkt, 
daß die Behauptung v. Liszts a. a. 0. S. 40, „eine Beleidigung eines fremden 
Staates, sei es in seinen völkerrechtlichen Vertretern und Organen, sei es 
in seinen Hoheitszeichen, erscheine als „Verletzung der Souveränität, mit- 
hin als völkerrechtliches Delikt" gleichfalls unzutreffend ist. Wenn z. B. 
ein Staat die Hoheitszeichen eines fremden Staates herunterreißen und zer- 
stören läßt, verletzt er nicht dessen Souveränität, dessen Fähigkeit aus- 
schließlicher rechtlicher Selbstbestimmung, sondern dessen Ehre; er gibt 
seiner Mißachtung Ausdruck, er erkennt dem fremden Staate dessen sitt- 
lichen Wert ab oder den Besitz derjenigen Eigenschaften, welche für den 
letzteren die Erfüllung der Staatspflichten erfordert Die Zerstörung von 
Hoheitszeichen eines fremden Staates durch einen Staat hat keinen anderen 
rechtlichen Inhalt als die Zerstörung durch einzelne. Man kann aber nicht 
behaupten, daß eine Handlung, welche gegen den § 103 a des Strafgesetz- 
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Richtig ist, daß ein Anspruch dieses Inhalts dem krieg- 
fühi*enden Staate gegen den neutralen Staat zusteht.^) Denn 



bachs für das Deutsche Reich yerstöOt, als eine Verletznng der Sonyeränität 
des fremden Staates erscheint, ebenso wie man nicht behaupten kann, daß 
eine Übertretung des § 135 desselben Gesetzes als eine Verletzung der 
Souveränität des Deutschen Reiches anzusehen ist. Wheaton, Eiern., franz. 
Ausgabe n S. 88—89, der ebenfalls von der unrichtigen Annahme ausgeht, 
durch die Wegnahme sei die Souveränität des neutralen Staates verletzt, 
gibt gleichfalls nur letzterem ein Recht, die Nichtigkeit der Prise herbei- 
zuführen, nicht dem feindlichen Interessenten. Im Anschluß an ihn sagt 
Ortolan a. a. 0. II S. 298 ff., der Staat, der die Wegnahme ausgeführt habe, 
sei zur Herausgabe an die Eigentümer verpflichtet. Aus seinen weiteren 
Erörterungen geht hervor, daß diese Pflicht aber nur dem neutralen Staat 
gegenüber bestehen soll. Der letztere ist seinerseits nach Ortolan zur Be- 
wirkung der Herausgabe vom feindlichen Staate nur verpflichtet, wenn die 
Sache nach der Wegnahme in seinen Gebiete geblieben ist. In allen anderen 
Fällen darf der neutrale Staat nach seinem Ermessen die Herausgabe fordern 
oder dem feindlichen Staate freie Hand lassen. Auf dem Entschädigungs- 
anspruche kann demnach der Anspruch auf Herausgabe nicht beruhen. Er 
kann auch nicht aus dem Genugtuungsanspruche hervorgehen, weil Genug- 
tuungsansprüche eines Staates wesentlich anderen Inhalts sind. Das geben 
auch Ortolan und Pereis zu, indem sie dem neutralen Staate neben dem 
Herausgabeanspruch „einen Anspruch auf Genugtuung*' zugestehen. Auf 
die Verletzung der Souveränität des neutralen Staates läßt sich mithin 
dessen Herausgabeanspruch nicht gründen. Auch die Schriftsteller, die 
nur das Bestehen eines Anspruchs des geschädigten kriegführenden Staates 
gegen den neutralen Staat anerkennen, müssen zugeben, daß der krieg- 
führende Staat die Aufbringung auf neutralen Gewässern zu erlauben nicht 
verpflichtet ist Würde er hierzu verpflichtet sein, so könnte er zwar trotz 
seiner entgegenstehenden völkerrechtlichen Pflicht solche Wegnahme als 
rechtswidrig behandeln; falls er aber seine völkerrechtliche Pflicht nicht 
verletzen wollte, könnte er von dem neutralen Staate die Geltendmachung 
des Herausgabeanspruches nicht verlangen. Denn zweifellos ist nach dem 
Rechte des neutralen Staates die Rechtswidrigkeit der Wegnahme fremder 
Sachen ausgeschlossen, falls die Wegnahme mit dem Willen des Benach- 
teiligten erfolgte; ein Staat braucht aber die Angehörigen eines fremden 
Staates ebensowenig wie seine eigenen Angehörigen gegen Handlungen zu 
schützen, die nicht gegen seine Rechte verstoßen. Sollte man aber an- 
nehmen, daß der neutrale Staat die Aufbringung trotz der Erlaubnis des 
benachteiligten kriegführenden Staates verbieten würde, so hätte doch nur er 
selbst wegen der Nichtbeachtung seiner Gesetze einen Anspruch gegen den 
feindlichen Staat, nicht dessen Gegner, der die Aufbringung erlaubt hat 
^) Auch der neutrale Staat hat einen Anspruch gegen den aufbringen- 
den Staat auf Entschädigung. Der Schaden, den der neutrale Staat durch 
die Aufbringung erlitten hat, besteht darin, daß er durch sie mit der Ver- 
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jeder neutrale Staat ist jedem kriegfahrenden Staate gegenüber 
verpflichtet, dessen Angehörige bezüglich ihres Eigentums zu 
schützen, soweit dasselbe sich in seinem Gebiete befindet. 

Der Grund für diese Schutzpflicht, die nicht besteht, wenn 
der Staat nicht neutral ist, d. h. wenn nicht zwischen anderen 
Staaten ein Krieg herrscht, läfit sich unschwer erkennen. 

Wie bereits oben ^) ausgeführt wurde, ist das Völken^echt 
von dem Bestreben erfüllt, Konflikten zwischen Staaten mög- \ 

liehst vorzubeugen. Bei der Wegnahme von Sachen des An- 
gehörigen eines feindlichen Staates auf neutralem Gebiete 
können aber leicht Konflikte mit dem neutralen Staate ent- 
stehen. Deshalb muß das Völkerrecht solche Wegnahme 
möglichst zu hindern suchen. 

Zu diesem Zwecke legt es einmal, wie bereits oben er- 
wähnt wurde, dem kriegführenden Staate keine Pflicht auf, solche 
Wegnahme zu dulden, zweitens aber sucht es dieses Ziel in sehr 
zweckmäßiger Weise daduixh zu erreichen, daß es den neu- 
tralen Staat zum Schutze der Angehörigen des feindlichen 
Staates und des letzteren selbst gegen rechtswidrige Weg- 
nahmen verpflichtet. Denn der feindliche Staat wird infolge- 
dessen fürchten, daß der neutrale Staat seine Machtmittel 
gegen ihn aufbieten könnte, und sich dadurch häufig bewegen 
lassen, von rechtswidrigen Wegnahmen abzustehen. 

Steht er jedoch nicht von ihnen ab, und tritt ihm der neutrale 
Staat nicht entgegen, sei es aus Vorsatz oder aus Fahrlässigkeit 
oder aus Mangel an den erforderlichen Machtmitteln, so ist 
der neutrale Staat dem verletzten Eigentümer zur Ent- 
schädigung verpflichtet. Die Entschädigung hat durch die 
Wiederherstellung des Zustandes zu erfolgen, der vor der 

pflichtung belastet ist, die Herausgabe der aufgebrachten Sachen zu be- 
wirken. Er darf Befreiung von dieser Verpflichtung verlangen. Außerdem 
hat er wegen der Verletzung seiner Strafgesetze einen Anspruch auf Ge- 
nugtuung. Einen weiteren Anspruch hat er nicht. Insbesondere darf er 
nicht die prisengerichtliche Lossprechung verlangen (anders Ortolan S. 299 und 
Bonfils-Fauchille S. 752 — bei letzterem ist übrigens nicht ersichtlich, ob der 
Anspruch des geschädigten kriegführenden oder des neutralen Staates gemeint 
ist; richtig Perels S. 219). Es ist für einen kriegführenden Staat ja auch 
gleichgültig, in welcher Weise der feindliche Staat seiner Herausgabepflicht 
nachkommt; er hat nur das eine Interesse, daß er ihr überhaupt nachkommt. 
») S. 99. 
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Wegnahme bestand. Der neutrale Staat muß demnach nötigen- 
falls durch die Anwendung von Gewaltmitteln bewirken, daß 
der Eigentümer wieder in den Besitz der aufgebrachten Sachen 
kommt. Bewirkt er das nicht, so darf der kriegführende 
Staat selbst zum Schutze seiner Angehörigen dem neutralen 
Staate entgegentreten und von ihm die Bewirkung der Her- 
ausgabe gewaltsam verlangen. 

Dem kriegführenden Staate steht aber dieser Anspruch 
gegen den neutralen Staat nicht allein, sondern wahlweise 
neben dem geschilderten Ansprüche gegen den feindlichen 
Staat zu.^) 

In den meisten Fällen wird der kriegführende Staat, 
dessen Angehörige in ihrem Eigentume verletzt sind, sich für 
die Geltendmachung seines Anspruchs gegen den neutralen 
Staat entscheiden, da er auf diese Weise auch dessen Macht- 
mittel zu seinen Gunsten in Bewegung zu setzen vermag. 
Nur dann wird er geneigt sein, seinen Anspruch gegen den 
feindlichen Staat geltend zu machen, wenn er siegreich ist 
oder wenn er befürchtet, daß von dem neutralen Staate eine 
Gelegenheit zu einem Konflikte mit ihm gesucht wird und er 
einen Konflikt zu vermeiden sucht oder wenn er einen Eechts- 
grund für Anwendung von Repressalien zu haben wünscht, 
den ihm die etwaige Weigerung seines Gegners, seinen Ver- 
pflichtungen nachzukommen, bieten soll. 

Die Aufbringung von Sachen auf hoher See außerhalb 
der Küstengewässer eines neutralen Staates ist selbst dann 
nicht rechtswidrig, wenn sie in der Nähe dieser Küstengewässer 
erfolgt ist. 

Häufig treffen neutrale Staaten Vorschriften, nach denen 
ein Kriegsschiff eines kriegführenden Staates einen ihrer 
Häfen nicht unmittelbar nach dem Auslaufen eines Schiffes, 
das im Eigentum des feindlichen Staates oder seiner Ange 
hörigen steht, verlassen darf. Meist soll zwischen dem Auslaufen 
der beiden Schiffe ein Zeitraum von 24 Stunden liegen.*) 

^) Ist er bei der Geltendmachnng einer der beiden Ansprüche nicht 
YöUig befriedigt worden, so darf er, insoweit er nicht befriedigt ist, noch 
den anderen Anspruch geltend machen. 

*) So die brasilianische NeatraUtätserklämng vom 29. April 1898 
Art. 16, die dänische Nentralitätserkläning vom 29. April 1898 Abs. 2 
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Handelt das Kriegsschiff einer derartigen Vorschrift zu- 
wider und gelingt es ihm dadurch, in der Nähe der Küsten- 
gewässer des neutralen Staates das Schiff eines feindlichen 
Staates oder des Angehörigen eines solchen aufzubringen, 
so ist die Aufbringung rechtlich erlaubt. Der neutrale Staat 
darf aber wegen Verletzung seiner Gesetze von dem Staate, 
zu dessen Streitkräften das Kriegsschiff gehört, Genugtuung 
und, falls er einen Schaden erlitten hat, auch Entschädigung 
verlangen. Für den geschädigten kriegführenden Staat oder 
dessen Angehörige entsteht jedoch kein Anspruch aus der Ver- 
letzung jener Vorschriften des neutralen Staates. 

Wie Festlandsgebiete können Meere, Meerengen, Binnen- 
gewässer, Ströme und Kanäle neutralisiert werden,^) d. h. es 

Ziff. 1, das Zirknlarschreiben des großbritannischen auswärtigen Amtes vom 
23. April 1898 rnle 1, die japanische Verordnung vom 30. April 1898 Art. 7, 
der niederländische Ministerialerlafi vom 3. Mai 1898 Art. 5, die Neutrali- 
tätserklärung Portugals vom 28. April 1898 Art. 3 § 4, die russische 
Neutralitätserklärung vom 18./30. April 1898, vorletzte Bestimmung. 

^) Von der Neutralisierung einzelner Gebiete ist die Neutralisierung 
ganzer Staaten, wie z. B. die Neutralisierung der Schweiz, Luxemburgs, 
Belgiens, zu unterscheiden. Zutreffend, aber ohne nähere Ausführungen 
V. Liszt S. 30 u. 217; keinen Unterschied machen Heffter S. 317 u. 318, 
Geffcken bei Heffter Anm. 1 zu § 145, Geffcken, H.H. IV § 136 ff., v. Ull- 
mann S. 61, Bonfils-Fauchille S. 193, Despagnet S. 146 fühlt einen Unter- 
schied, findet aber nicht heraus, worin er besteht. Rivier unterscheidet in 
der 2. Aufl. im Gegensatze zu der 1. Aufl. (S. 110) scharf zwischen ver- 
tragsmäßig und dauernd neutralen Staaten (S. 119 fr.) und neutralisierten Ge- 
bietsteile (S. 140/141). Die Neutralisierung eines Staates beruht auf anderem 
Grunde und hat einen anderen Inhalt als die Neutralisierung einzelner 
Land- oder Wassergebiete. Letztere geht daraus hervor, daß eine größere 
Anzahl Staaten, zu denen die an dem Gebiete namentlich interessierten 
gehören müssen, den Rechtssatz vereinbaren, daß auf jenem Gebiete kriege- 
rische Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen. Alle Signatarstaaten 
geben dahingehende Willenserklärungen gleichen Inhalts ab, die sie gleich- 
zeitig vereinigen. Die Mitwirkung des Staates, zu dem das zu neutrali- 
sierende Gebiet gehört, ist nicht wesentlich (abweichend Despagnet S. 146). 
Man dürfte demnach von einer Neutralisierung des Suezkanals auch dann 
sprechen, wenn die Türkei an dem Abschlüsse des Suezkanalvertrages nicht 
beteiligt gewesen wäre, vorausgesetzt nur, daß die an der Integrität des 
Xanals interessierten Seemächte sämtlich mitgewirkt hätten. Zutreffend 
bezeichnet v. Liszt S. 218 die Meerengen des Bosporus und der Dardanellen 
fils dauernd neutralisierte Gebietsteile, obgleich nach dem Londoner Meer- 
«ngenvertrage vom 13. Juli 1841 die Türkei Kriegsschiffe in diesen Ge- 
^wässem halten darf, und obgleich ihr die Vornahme von kriegerischen 
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können Staaten vereinbaren, in bestimmten Gewässern militä- 
rische Streitkräfte überhaupt nicht zn halten oder erscheinen 
zu lassen ^) (sog. negative Neutralisierung) oder doch auf ihnen 



Handinngen, z. B. Aufbringungen von Gütern der Angehörigen eines feind- 
lichen Staates, in ihnen nicht verboten ist. GleichfaUs zutreffend bezeichnet 
Y. Liszt S. 142 die Bestimmung letzterwähnten Vertrages, wonach jene Meer- 
engen den Kriegsschiffen fremder Staaten verschlossen sind, solange die 
Türkei sich im Friedenszustande befindet, als einen „Rechtssatz". Die 
Neutralisierung eines Staates dagegen beruht auf einer größeren Anzahl 
von meist in einer Urkunde zusammengefaßten Verträgen zwischen dem 
zu neutralisierenden Staate und jedem der an seiner Neutralisation in- 
teressierten Staaten. Diese Verträge haben im wesentlichen sämtlich den 
gleichen Inhalt. Der zu neutralisierende Staat verpflichtet sich in ihnen 
dem anderen Vertragsteile gegenüber, außer zur Verteidigung seines Ge- 
bietes keinen Kampf zu beginnen, weder gegen ihn noch gegen dritte 
Staaten ; der Gegenkontrahent verspricht dem zu neutralisierenden Staate, 
gegen ihn keinen Kampf zu eröffnen, meist auch, ihn gegen Angriffe 
dritter Staaten zu schützen. Es gibt also der zu neutralisierende Staat 
eine Willenserklärung anderen Inhalts ab als jeder der übrigen Signatar* 
Staaten. Die Neutralisierung eines Staates begründet subjektive Rechte 
und Pflichten zwischen diesem und jedem der übrigen Signatarstaaten, 
nicht objektives Hecht. Sie erfordert femer die Mitwirkung des zu neutrali- 
sierenden Staates. Denn ohne seine Verpflichtung, keinen Kampf zn führen, 
kann von seiner Neutralisierung nicht gesprochen werden. Auch läßt sich 
der Zweck der letzteren ohne jene Verpflichtung nicht erreichen. Es ist 
unmöglich, einen Staat vor den Einverleibungsgelüsten seiner Nachbarn 
sicher zu stellen, wenn er nicht seinerseits verpflichtet wird sich ruhig zu 
verhalten. Kriegerische Verwicklungen wären fortwährend zu befürchten, 
in deren Verlaufe sein Gebiet schließlich von einem Nachbar würde besetzt 
werden müssen. Hätte dieser aber das Gebiet erst in seiner Gewalt, so 
würde er es freiwillig sobald nicht wieder aufgeben; es ihm zu entreißen 
würde jedoch schwer sein, da er gerade durch das besetzte Gebiet meist 
eine bedeutend verstärkte Position erlangt haben wird. Von dem Neutrali- 
sierungsvertrage ist eine Vereinbarung der übrigen Staaten untereinander, 
daß die Eröffnung eines Angriffs auf den zu neutralisierenden Staat un- 
zulässig sein soll, wohl zu unterscheiden. Eine derartige Vereinbarung 
enthielt der Art. 9 des zwischen den sog. fünf Großmächten am 15. Oktober 
1831 geschlossenen Vertrages. Die Neutralisierung Belgiens ist aber erst 
als erfolgt anzusehen, als der Vertrag mit Belgien vom 15. November 1831 
zustande gekommen war. 

^) So waren nach Art. 11 des Pariser Friedens von 1856 die Gewässer 
und Häfen des Schwarzen Meeres allen Signatarstaaten in Krieg und Frieden 
„auf ewig" verschlossen. Rußland hatte seine dahingehende Erklärung 
nur widerwillig unter dem von den übrigen Mächten ausgeübten Drucke 
abgegeben, es benutzte die infolge des deutsch-französischen Krieges für 
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keine kriegerischen Operationen vorzunehmen ^) (sog. positive 
Neutralisierung oder Internationalisierung). 

Die positive Neutralisierung, die hier allein interessiert, 
berührt nur die Rechtsverhältnisse derjenigen Staaten zu- 
einander, welche die Neutralisierungs Vereinbarung getroffen 
oder sich ihr angeschlossen haben. Besteht ein Krieg zwischen 
Staaten, welche nicht sämtlich die Neutralisirung vereinbart 



seine Stellung günstige politische Lage, am sich bereits 1870 von jener 
Vereinbamng loszusagen. Der durch Art. 11 des Pariser Friedens von 
1856 geschaffene Bechtssatz wurde sodann durch den Londoner Vertrag 
vom 13. März 1871 ausdrücklich wieder beseitigt. Nach geltendem Völker- 
recht dürfen keine Kriegsschiffe erscheinen in den Gewässern der Inseln 
Korfu und Paxos und ihren Dependenzen (Londoner Vertrag vom 29. März 
1864) und in den montenegrinischen Gewässern (Berliner Vertrag vom 
13. Juli 1878 Art 29 Abs. 6). Nur in sehr beschränktem Umfange dürfen 
Kriegsschiffe durch die Dardanellen und den Bosporus fahren (Londoner 
Meerengenvertrag vom 13. Juli 1841, Londoner Vertrag vom 13. März 1871, 
Berliner Vertrag von 1878 Art. 63, Irade des Sultans vom 10. Dezember 
1895); nur türkischen Kriegsschiffen steht die Durchfahrt vollständig frei. 
Die Vornahme kriegerischer Handlungen in den DardaneUen und auf dem 
Bosporus ist der Türkei und allen Staaten, die an einem Kriege gegen 
diese, sei es als ihre Gegner oder ihre Verbündeten, beteiligt sind, erlaubt. 
Femer dürfen keine Kriegsschiffe die Donau abwärts des Eisernen Tores 
befahren. Die Stationsschiffe der Mächte an den Donaumündungen dürfen 
jedoch bis nach Galatz hinaufgehen (Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 
Art. 52). Kriegerische Handlungen aber dürfen auch sie auf dieser Strecke 
der Donau nicht ausüben. 

^) Auf dem Suezkanal, dem Niger und dem Kongo dürfen zwar Kriegs- 
schiffe erscheinen, es dürfen aber auf diesen Flüssen keine kriegerischen 
Handlungen vorgenommen werden (Generalakte der Berliner Konferenz vom 
26. Februar 1885 Art. 25, bezüglich des Kongo und des Niger; Vertrag 
vom 29. Oktober 1888 bezüglich des Suezkanals). Nur das Kontrebande- 
recht darf auf dem Niger und dem Kongo nach den allgemeinen Grund- 
sätzen ausgeübt werden (Art. 25 der Generalakte der Berliner Konferenz 
vom 26. Februar 1885). Das Halten von Kriegsschiffen im Suezkanal ist 
den Mächten verboten. Li den Häfen von Port Said und Suez darf jede 
Macht höchstens zwei Kriegsschiffe halten. Kriegführende Staaten haben 
dies Hecht nicht (Art. 7 des Vertrages vom 29. Oktober 1888). Auch in 
den Zufahrtshäfen zum Suezkanal sowie in einer Zone von drei Seemeilen 
von diesen Häfen abgerechnet dürfen kriegerische Handlungen nicht vor- 
genommen werden. Nach dem Vertrage vom 18. November 1901 (vgl. 
Zeitschr. für intern. Privatr. und öffentl. Becht Bd. 12 S. 366 ff.) wird der 
durch Zentralamerika zu bauende Kanal auf der Basis der Konvention vom 
29. Oktober 1888 über die freie Schiffahrt auf dem Suezkanal neutralisiert sein. 
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haben, so gelten demnach für Aufbringungen auf neutrali- 
sierten Gewässern die allgemeinen für Aufbringungen be- 
stehenden Eegeln, nach denen die Aufbringungen verschiedene 
rechtliche Wirkungen ausüben, je nachdem sie auf hoher See 
außerhalb der Küstengewässer eines neutralen Staates oder 
in Gewässern unter der Gebietshoheit eines solchen statt- 
gefunden haben. 

Dieselben beiden Möglichkeiten müssen wir unterscheiden, 
wenn es sich um Aufbringungen in neutralisierten Gewässern 
handelt und die kriegführenden Staaten an der Neutrali- 
sierungsvereinbarung teilgenommen haben. ^) Hat die Auf- 
bringung in neutralisierten Gewässern stattgefunden, die der 
Gebietshoheit eines neutralen Staates unterliegen, so erwächst 
für den geschädigten kriegführenden Staat neben den An- 
sprüchen, die ihm bei allen unerlaubten Aufbringungen in 
Gewässern unter der Gebietshoheit eines neutralen Staates 
gegeben sind, ein konkurrierender Entschädigungs- und Ge- 
nugtuungsanspruch gegen den feindlichen Staat aus der Ver- 
letzung des aus der Neutralisations Vereinbarung hervor- 
gegangenen Völkerrechts. Nur der letzterwähnte Anspruch 
entsteht für ihn, wenn die Aufbringung in neutralisierten 
Gewässern stattgefunden hat, welche der Hoheit eines Staates 
überhaupt nicht oder der Gebietshoheit eines kriegführenden 
Staates unterworfen sind. 

Außerdem ist in beiden Fällen jeder der übrigen Staaten, 
welche die Neutralisierung vereinbart haben, von dem auf- 
bringenden Staate wegen Verletzung des Völkerrechts Ent- 
schädigung und Genugtuung zu erlangen befugt. Für den 
kriegführenden Staat entspringen gegen die übrigen Signatar- 
staaten aus dem Gesichtspunkte der Neutralisierung der Ge- 
wässer, in denen die Aufbringung stattgefunden hat, keine 
Ansprüche. 

4. Nach einem weit verbreiteten, wenn auch, wie anzu- 
nehmen ist, nicht gemeinen Völkerrechte steht einem krieg- 
führenden Staate das Aufbringungsrecht an Sachen des feind- 
lichen Staates oder der Angehörigen eines solchen mit Aus- 



') Bonfils-FauchiUe S. 752 steUt nnzntreffenderweise die Aufbringung 
in neutralen Gewässern der in neutralisierten Gewässern Tollständig gleich. 
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nähme von Schiffen nur in dem Falle zu, wenn sich jene 
Sachen zur Zeit der Aufbringung auf einem Schiffe befanden, 
das dem Seebeute- oder Kriegsblockade- oder Kriegskontre- 
banderechte unterliegt. Darf dem Eigentümer sein Eigentum 
an dem Schiffe auf Grund eines dieser Eechte nicht entzogen 
werden, so ist auch die Aneignung jener Sachen unzulässig, 
und der Staat, welcher die letzteren aufgebracht hat, ist 
dementsprechend zu ihrer Herausgabe verpflichtet. Den durch 
ihre Aufbringung dem Eigentiimer entstandenen Schaden 
hat er nicht zu ersetzen. Ist durch die Aufbringung dem 
Schiffseigentümer ein Schaden erwachsen, so ist dieser zu 
erstatten. Sachen, die einem feindlichen Staate oder dessen 
Untertanen gehören und zum Kriege bestimmt sind, darf 
sich der feindliche Staat auf Grund des Kriegsbeuterechts 
aneignen. 

Die zuletzt geschilderte Voraussetzung des Aufbringungs- 
rechts bezweckt, neutrale Staaten und ihre Angehörigen vor 
Belästigungen durch die kriegführenden Staaten möglichst zu 
schützen. Jedem der kriegführenden Staaten bringt sie Vor- 
teile und Nachteile. 

Sie bestand bis in die Mitte des 17. Jahrhunderts nicht 
zu Recht, hat aber seitdem in eine große Anzahl völkerrecht- 
licher Vereinbarungen ^) Aufnahme gefunden. 

Namentlich vereinbarten die Staaten, welche den Vertrag 
der ersten bewaffneten Neutralität 1780 abgeschlossen, daß, 
wenn jene Voraussetzung nicht erfüllt sei, das Aufbringungs- 
recht nicht ausgeübt werden dürfe. Die Signatarstaaten der 
Pariser Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856 haben durch 
Art. 2 der letzteren eine gleiche Vereinbarung getroffen, zum 
Teil auch durch ihn einen zwischen ihnen bereits bestehenden 
Eechtssatz nochmals zum Ausdrucke gebracht 

Unterliegt ein Schiff dem Aufbringungsrechte, so werden 
die auf ihm befindlichen Sachen, welche einem neutralen 
Staate oder dessen Untertanen gehören, vom Aufbringungs- 
rechte nicht mit ergriffen, es sei denn, dass sie vom Kriegs- 
blockade- oder Kriegskontrebanderechte betroffen werden. 



^) Aach in einzelstaatlichen Gesetzgebungen ist sie ansgesprochen, 
so im Prenß. allgem. Landrecht T. I tit. IX §§ 214, 21ö. 



■JPVHH ■ Bii ■ ■ V m^mtmiimmm i i ^i^pwvvmh^^^f 



— 112 — 

Früher war vielfach das Gegenteil bestimmt, ohne daß diese 
Vorschrift genügend begründet war oder genügend begründet 
werden könnte. Durch die Pariser Seerechtsdeklaration vom 
16. April 1856 Art. 3 ist sie unter den bedeutendsten Staaten 
endgültig beseitigt. 

5. Voraussetzung des Aufbringungsrechts ist nicht, daß 
im Augenblicke der Aufbringung ein Verdacht bestand, die 
aufgebrachten Sachen würden vom Seebeuterechte oder vom 
Kriegsblockade- oder Kriegskontrebanderechte betroffen. ^) 

Jedoch erlischt das Aufbringungsrecht, wenn der Eigen- 
tümer der aufgebrachten Sachen nachweist, letztere würden 
von keinem jener Rechte ergriffen. Unter dieser Voraus- 
setzung ist der Staat, welcher die Aufbringung ausgeübt hat, 
in allen Fällen zur Herausgabe der aufgebrachten Sachen 
verpflichtet. Dazu muß er den durch die Aufbringung er- 
wachsenen Schaden ersetzen. Eine Ausnahme gilt nur, wenn 
er den Umständen nach annehmen durfte, es handle sich um 
Sachen, die vom Seebeute- oder Kriegsblockade- oder Kriegs- 
kontrebanderechte ergriffen würden und wenn diese Annahme- 
möglichkeit durch den feindlichen Staat oder dessen Ange- 
hörigen verschuldet war. Deshalb muß jedem kriegführenden 
Staat geraten werden, nur beim Vorliegen eines derartigen 
Verdachtes Sachen aufzubringen, aber das Aufbringungsrecht 
ist nicht von einem solchen Verdachte abhängig. Nicht der 
Staat, welcher die Sachen aufgebracht hat, muß beweisen, 
daß die aufgebrachten Sachen verdächtig waren und sind, 
sondern der andere Teü muß beweisen, daß sie vom Seebeute- 
rechte bezw. vom Kriegsblockade- oder Kriegskontrebande- 
rechte nicht ergriffen werden. Erst mit dem Gelingen dieses 
Nachweises erlischt das Aufbringungsrecht. 

Aus Besorgnis vor Schadensersatzansprüchen pflegen denn 
auch viele Staaten ihren Organen vorzuschreiben, nur dann 
Sachen aufzubringen, wenn feststeht, daß diese Sachen dem 
Kriegs- oder Seebeute- oder dem Kriegsblockade- oder Kriegs- 
kontrebanderechte unterliegen oder wenn wenigstens die Ver- 

') Abweichend Bivier S. 431. Nach t. Ulhnann S. 345 and Despagnet 
S. 678 darf em Schiff dann in Beschlag genommen werden, wenn es „feind- 
lich^ ist. Diese Voranssetznng für die Beschlagnahme wird sich nur in 
vielen FäUen nicht gleich feststeUen lassen; was soU aber dann geschehen? 
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hältnisse, unter denen sich die Sachen befinden, einen be- 
gründeten Verdacht hierfür bieten. ^) Die staatlichen Organe 
sollen nach den einzelstaatlichen Vorschriften einen solchen 
Verdacht als vorliegend annehmen: 

1. wenn ein Schiff der Aufforderung zum Anhalten nicht 
nachgekommen ist; 

2. wenn es sich mit Gewalt der Anhaltung oder der Auf- 
bringung widersetzt hat; 

3. wenn sein Befehlshaber über die Person des Schiffs- 
eigentümers und dessen Staatsangehörigkeit nicht genügenden 
Ausweis zu geben vermag; 

4. wenn ihm wichtige Schiffspapiere fehlen oder wenn 
doppelte Papiere verschiedenen Inhalts oder Papiere, die ge- 
fälscht sind oder bei denen ein dringender Verdacht für eine 
Fälschung vorliegt, geführt werden; 

5. wenn sich der Befehlshaber der Durchsuchung der 
Schiffsräume widersetzt hat. 

Es muß nun jedem kriegführenden Staate daran liegen, 
daß er, ohne Rechtsverletzungen zu begehen, feststellen kann, 
ob Tatsachen für die Begründung eines derartigen Verdachtes 
vorliegen. Diesem Interesse jedes Staates trägt das Völker- 
recht Eechnang, indem es jedem kriegführenden Staate 
das sog. Anhaltungs- und Durchsuchungsrecht ein- 
räumt. Auf Grund des letzteren darf er von jedem feind- 
lichen und jedem neutralen Staate verlangen, daß derselbe die 
Anhaltung und Durchsuchung aller Sachen, die ihm oder 
seinen Untertanen gehören und auf See schwimmen, als 
rechtlich behandle. 

Eine Ausnahme gilt nur für Schiffe, die offensichtlich 
Kriegsschiffe eines neutralen Staates sind. 

Das Anhaltungs- und Durchsuchungsrecht besteht auch 
hinsichtlich aller Schiffe, die unter einem „Konvoi", d. h. dem 
Geleite des neutralen Staates fahren, dem ihr Eigentümer 
angehört. ^) Jedoch kann zwischen dem durchsuchenden 

^) Vgl. den italienischen Erlaß vom 20. Juni 1866 Art. 10. 

') Vgl. für die zn dem gleichen Ergehnis gelangende englische Lite- 
ratur Phillimore ni S. 435, der eine Entscheidung Lord Stowells anführt, 
und HaU § 272 ; Lawrence § 268 nimmt eine etwas abweichende SteUung ein 
und sucht einen Ausgleich zwischen der sog. kontinentalen und englischen 

Rostocker Studien. IL 7. Heft. 8 
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Staate und dem geleitenden neutralen Staate das Anhaltungs- 
und Durchsuchungsrecht für den Fall der Konvoiierung aus- 
nahmslos ausgeschlossen sein. 

In allen anderen Fällen steht dem kriegführenden Staate 
also das Änhaltungs- und Durchsuchungsrecht zu; er muß 
aber, falls sich herausstellen sollte, daß die angehaltenen und 
durchsuchten Sachen weder dem Kriegs- oder Seebeuterecht, 
noch dem Kriegsblockade- oder Kriegskontrebanderecht unter- 
liegen, ihrem Eigentümer in den meisten Fällen Schadens- 
ersatz leisten. Denn der Nachweis, daß der Eigentümer die 
Anhaltung und Durchsuchung durch sein Verhalten ver- 
schuldet habe, ist im Falle der Konvoiierung regelmäßig aus- 
geschlossen. Das gilt besonders, wenn der Befehlshaber des 
geleitenden Kriegsschiffes die Erklärung abgegeben hat, die 
geleiteten Sachen unterlägen keinem jener Rechte, *) und die 
Richtigkeit dieser Erklärung nicht durch ein früheres Ver- 
halten des Kommandanten in Zweifel gestellt wird.*) Hierin 
liegt der große Vorteil der Konvoiierung für die neutralen 
Staaten und deren Angehörige. Um der Entstehung einer 
Verpflichtung zum Schadensersatze möglichst vorzubeugen, 
verbieten viele, ^) jedoch nicht sämtliche Staaten ihren Organen 



Anffassimg herbeizuführen. Die englische Regiemng teilt den Standpunkt 
der erstgenannten englischen Schriftsteller. 

') WiU er diese Erklämng nicht abgeben, so ist eine daraufhin er- 
folgte Anhaltnng and Durchsnchnng von ihm verschnldet, nnd er ist zur 
Entschädigung der benachteiligten Eigentümer Terpflichtet. 

') Letzteres geschieht namentlich, wenn der Befehlshaber schon früher 
unrichtige Erklärungen abgegeben hat 

') So das preußische Prisenregl. vom 20. Juni 1864 § 12, das dänische 
Prisenregl. vom 16. Februar 1864 § 14; die österreichische Verordnung 
vom 9. JuU 1866 § 9; das italienische Begl. vom 31. März 1898 Art. 786 
Ziff. 2; die nordamerik. Instr. vom 27. Juni 1900 Art. 30. Ebenso die Vor- 
schläge des Instituts für Völkerrecht in dem von ihm aufgestellten Prisen- 
regl. § 16 (Jahrb. d. Inst. 1887/88 S. 218—243). Spanien verbot in semen 
Instruktionen vom 24. April 1898 Art. XI die Anhaltung und Durchsuchung 
ohne Einschränkungen. Vgl. die Beurteilung dieser Maßnahmen durch 
Mozo im J. de droit intern. privS Bd. 25 S. 657. Nur in sehr engen Grenzen 
erlaubten die Durchsuchung, auch wenn die besprochene Erklärung ab- 
gegeben war, der Vertrag Englands mit Bußland vom 17. Juni 1801 Art. IV. 
und die franz. Instrukt. vom 31. März 1814 Art. 14. Das Ehrenwort des 
Befehihabers des konvoiierenden Schiffes verlangen die Verträge des Deutschen 
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eine Durchsuchung von konvoyierten Sachen sogar ausnahms- 
los, insofern nur der Befehlshaber eine Erklärung des er- 
örterten Inhalts abgegeben hat. 

Das Anhaltungs- und Durchsuchungsrecht steht den 
gleichen Personen zu wie das Aufbringungs- und das See- 
beuterecht ^) 

Zur Voraussetzung hat es einmal, daß die Anhaltung und 
Durchsuchung während eines Krieges auf hoher See oder in 
den Gewässern der kriegführenden Staaten erfolgt ist, sodann, 
daß die staatlichen Organe, welche sie vorgenommen haben, 
derart gestaltet sind, daß sie die durchsuchten Sachen auf 
Grund des Aufbringungsrechts ohne Rechtsverletzung auch 
wegnehmen könnten.*) 

Voraussetzung des Anhaltungs- und Durchsuchungsrechts 
ist nicht, daß die Anhaltung und Durchsuchung in bestimmter 
Form erfolgt ist. Jedoch pflegen die Staaten ihren Organen 
die Wahrung bestimmter Formen vorzuschreiben, um der 
Entstehung von Schädigungen und daraus hervorgehenden 
Ersatzansprüchen möglichst vorzubeugen.') 

Es gibt eine ganze Anzahl „Verträge^', in denen die 
Kontrahenten die Einhaltung besonderer Formen bei der An- 
haltung und Durchsuchung vereinbaren. *) Werden diese Vor- 
schriften von einem Teile nicht beachtet, so ist der andere 



Eeiches mit San Salvador vom 13. Juni 1870 Art 21 and mit Costa Bica vom 
18. Mai 1875 Art. 24 (R.G.B1. 1877 S. 13). 

*) Vgl. oben § 6. 

«) Vgl. oben § 9 Ziff. 1. 

») So die französ. Instr. vom 31. März 1854 Art. 13; vom 25. Juli 1870 
Art. 13 nnd die ErgänzongsinBtrnktion von demselben Tage Art 4; das 
prenß. Prisenregl. vom 20. Jnni 1864 § 11; vgl. auch die Vorschläge des 
Instituts für Völkerrecht in dem von ihm aufgesteUten Prisenregl. §§ 19 
bis 22 (Jahrb. 1887/88 S. 218-243). 

*) Vgl. besonders den für viele der hier in Betracht kommenden Verein- 
barungen maßgebend gewordenen Pyrenäenvertrag zwischen Frankreich und 
Spanien vom Jahre 1659, Mai und November, Art. 17 ; vgl. Martens, Versuch 
§§ 20 u. 21. Femer die Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsverträge 
zwischen dem Norddeutschen Bunde und Mexiko vom 28. Dezember 1869 Art. 17 ; 
zwischen dem Norddeutschen Bunde und San Salvador vom 3. Juni 1870 
Art. 21 ; zwischen dem Deutschen Reiche und Costa Rica vom 18. Mai 1875 
Art. 24; zwischen den Vereinigten Staaten von Nordamerika und Italien 
vom 26. Februar 1871 Art. 18. 
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Teil wegen dieser Rechtsverletzung Ersatz zu verlangen be- 
rechtigt. Das Anhaltungs- und Durchsuchungsrecht steht 
ersterem jedoch trotzdem zu. 

6. Auch davon ist das Aufbringungsrecht nicht abhängig, 
daß die Aufbringung in einer bestimmten Form erfolgt ist 
Insbesondere ist es nicht erforderlich, daß das Schiflf von 
Mannschaften des aufbringenden Staates besetzt wird.^) 

Einzelstaatliche Bestimmungen, wie z. B. die Vorschrift, 
daß der Führer des aufbringenden Schiffes auf dem aufge- 
brachten Schiffe sofort die Flagge seines Staates zu hissen 
habe, besitzen keine völkerrechtliche Bedeutung. 

Kraft des Aufbringungsrechts darf ein kriegführender 
Staat nur verlangen, daß sein Feind oder der neutrale Staat 
die Wegnahme, die Inbesitznahme von Sachen als rechtlich 
erlaubt behandle. Weitergehende Rechte hat er nicht. Ins- 
besondere braucht sich der feindliche oder der neutrale Staat 
auf Grund des Aufbringungsrechts keine Verfügungen über 
die aufgebrachten Sachen gefallen zu lassen. 

Der kriegführende Staat hat aber auch keine Pflichten 
bezüglich der von ihm aufgebrachten Sachen. ^) 

Viele Staaten schreiben ihren Organen vor, nach der Auf- 
bringung von Sachen bestimmte Maßnahmen zu treffen, wie 
Eintragungen in die Schiffspapiere, Versiegelung bestimmter 
Räume vorzunehmen u. dgl.; völkerrechtlich kommen diese 
Vorschriften nicht in Betracht. *) 

Doch muß einem kriegführenden Staate ja selbst daran 
liegen, alle von ihm aufgebrachten Sachen möglichst unver- 
ändert und unversehrt zu erhalten, da er den Wert von 
Schädigungen möglicherweise ersetzen muß. 

^) Nach T. UUmann S. 345 wird ein Schiff in Beschlag genommen 
durch Besetzung desselben durch einen Teil der Mannschaft des Kriegs- 
schiffs (amariner). Nach Despagnet S. 678 „eskortiert** das aufbringende 
Schiff regelmäiiig das aufgebrachte Schiff, nur unter bestimmten Umständen 
dürfe der Kommandant des ersteren letzteres auch besetzen lassen. In 
Wahrheit dürfen beide Formen ohne Unterschied angewendet werden und 
werden beide Formen gleich häufig angewendet. 

*) Vgl. z. B. die nordamerikanischen Instruktionen Tom 27. Juni 1900 
Art. 47. 

*) Anders Pereis S. 297, Rivier S. 431, Leroy S. 103 und yiele andere 
Autoren. 
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Auch hat er selbst das größte Interesse daran, ungesäumt 
eine gerichtliche Entscheidung über die Zulässigkeit der An- 
eignung der aufgebrachten Sachen herbeizuführen, um sich 
die letzteren möglichst bald aneignen zu dürfen. Denn durch 
den plötzlichen Eintritt des Friedenszustandes könnte er 
das Aufbringungsrecht hinsichtlich der aufgebrachten Sachen 
verlieren, das Seebeuterecht aber in Bezug auf sie über- 
haupt nicht erlangen^) und sich so zu ihrer Herausgabe ge- 
zwungen sehen. 

Verpflichtet ist auf Grund des Aufbringungsrechts jedoch 
kein Staat eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen, 
durch welche die Aneignung der aufgebrachten Sachen für 
zulässig erklärt wird. Ja, er braucht nicht einmal die Zu- 
lässigkeit der Aufbringung feststellen zu lassen. Es ist viel- 
mehr dem früheren Besitzer der aufgebrachten Sachen an- 
heimgegeben, ihre Herausgabe zu verlangen, indem er geltend 
macht und nachweist, entweder, daß die aufgebrachten 
Sachen weder vom Seebeute- noch vom Kriegsblockade- oder 
Kriegskontrebanderechte ergriifen werden, oder daß die Vor- 
aussetzungen für eine rechtlich zulässige Aufbringung nicht 
vorgelegen haben. 

In beiden Fällen darf er auch Entschädigungsansprüche 
geltend machen, und, falls ihm deren Durchsetzung nicht 
gelingt, darf sein Staat sie für ihn geltend machen. 

Auch nach Beendigung des Kriegszustandes dürfen die 
Entschädigungsansprüche noch erhoben werden. 

§ 10. 

II. Der Staat muß die tatsächliche Gewalt über die dem 
Seebeuterechte unterliegende Sache im Augenblicke ihrer 
Aneignung innegehabt haben, und die tatsächliche Gewalt 
muß zu diesem Zeitpunkte gesichert gewesen sein.^) 



^) Wenn es sich am Sachen des nentralen Staates oder neutraler 
Staatsangehöriger handelt, das Eriegsblockade- oder Kriegskontrebanderecht. 

') Dagegen brauchen die Sachen nicht in demselben Hafen gewesen 
zu sein, in dem das entscheidende Gericht seinen Sitz hatte. A. M. 
RiYier S. 432. 
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1. Ein kriegflihrender Staat kann die tatsächliche Ge- 
walt über eine ihm ttbergebene oder von ihm aufgebrachte 
Sache, welche dem Seebeuterechte unterliegt, in verschiedener 
Weise wieder verloren haben. Er kann sie 

a) dadurch verloren haben, daß der F&hrer des auf- 
gebrachten Schiffes mit den aufgebrachten Sachen sich selbst 
befreit hat oder entwichen ist; auch Gewalt darf hierbei an- 
gewendet werden. 

b) Er kann sie dadurch verloren haben, daß der feind- 
liche Staat sie durch seine Streitkräfte wieder an sich ge- 
rissen hat (reprise, recousse). 

Auf Grund des Seebeuterechts ist ein kriegführender 
Staat erst dann verpflichtet, eine Aneignung als rechtlich er- 
laubt zu behandeln, wenn eine gerichtliche Entscheidung hin- 
sichtlich der im Besitz des feindlichen Staates befindlichen 
Sachen ergangen ist. Vorher darf er nach Völkerrecht seine 
Angehörigen noch als ihre Eigentümer betrachten. Doch 
hindert ihn nichts daran, in seinem Eechte die Aneignung 
schon zu einem früheren Zeitpunkte als rechtlich erlaubt zu 
betrachten, seine Angehörigen also ungünstiger zu behandeln, 
als seine völkerrechtlichen Pflichten es verlangen.*) Sein 
Feind braucht selbstverständlich seinerseits darauf keine 
Rücksicht zu nehmen. Er kann also die Aneignung von 
Sachen, die seinen Untertanen gehören, solange als rechts- 
widrig behandeln, bis eine gerichtliche Entscheidung die Zu- 
lässigkeit der Aneignung ausgesprochen hat, obgleich sein 
Feind die Aneignung z. B. schon dann als rechtlich erlaubt 
behandelt, wenn die Sachen vierundzwanzig Stunden im Be- 
sitze des Gegners gewesen oder auch nur in einen Hafen des 
feindlichen oder eines neutralen Staates gebracht sind. 

Da nun jeder Staat von der Anschauung ausgeht, daß 
sich sein Feind Sachen in dem Augenblicke, in dem er sie 



^) So früher die franz. Ordonnanz von 1584 Art. 61 nnd 1681 des 
prises Art. 8 (Tgl. dagegen den Erlaß Tom 2 prairial d. J. XI Art. 54 bei 
de Boeck S. 312 und die franz. Instrokt. Tom 26. Juli 1870 Art. 11), femer 
die österr. Verordnung vom 8. März 1864 Art. 6 (vgL dagegen die'Gsterr. 
Verordnung vom 9. Jnli 1866) nnd andere bei Bolmerincq, B. de droit 
intern, p. et de legisl. comp. XIV S. 167 angeführten Gesetze. So jetzt 
noch das dänische Prisenreglement vom 16. Febmar 1864 11, 11 d. 
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sich aneignen darf, auch aneignete, so nimmt er an, da£ seine 
Angehörigen nach Eintritt des vierundzwanzigstündigen Be- 
sitzes oder der ihm gleichstehenden Tatsachen ihr Eigentnm 
an den aufgebrachten Sachen zugunsten des feindlichen 
Staates verloren haben. Es liegt dann kein Grund für ihn 
vor, weshalb er die dem feindlichen Staate wieder weg- 
genommenen Sachen seiner Angehörigen ihren früheren Eigen- 
tümern zurückgeben sollte, es sei denn, daß er diesen eine 
besondere Gnade sollte gewähren wollen, oder daß er sich des 
Gefühles nicht erwehren kann, seine aus dem Seebeuterechte 
hervorgehende Pflicht gebe überhaupt zu Unbilligkeiten An- 
laß, die er nach Möglichkeit ausgleichen müsse. ^) 

Behandelt der kriegführende Staat seine Angehörigen 
dagegen nicht ungünstiger, wie seine völkerrechtlichen Pflichten 
es erfordern, so behalten sie ihr Eigentum bis zur gericht- 
lichen Entscheidung, und ihr Staat ist, wenn er die aufge- 
brachten Sachen dem Feinde wieder weggenommen hat, nach 
seinem Landesrechte zu ihrer Herausgabe wie jeder Besitzer 
dem Eigentümer gegenüber verpflichtet. *) 

Er darf jedoch Aufwendungen für die aufgebrachten 
Sachen ersetzt verlangen und für seine Mühewaltung eine 
Entschädigung beanspruchen, wenn sein Landesrecht keine 
besonderen Bestimmungen gibt. Ob ein fester Betrag für 
die zu erstattenden Aufwendungen gesetzlich bestimmt ist') 
oder ob die im konkreten Falle entstandenen Kosten zu er- 
setzen sind, ^) bestimmt gleichfalls das Landesrecht. Trifft es 
keine Bestimmung, so ist letzteres anzunehmen. Daneben 
kann dem Eigentümer die Pflicht zu einer Prämie auferlegt 
sein. Dem Staate kann für diese Ansprüche ein Zurück- 
haltungsrecht zustehen, ja, er kann befugt sein, sich für sie 
aus den wieder weggenommenen Sachen zu befriedigen. Diese 
Bestimmungen gehören aber allein dem Rechte des einzelnen 
Staates an; sie haben mit dem Völkerrechte nichts zu tun. 



') Vgl. die noch weitergehende engUsche Prize Act von 1864, 27 und 
28 Vict, eh. lY § 540; Tgl. auch die Aosführangen Phülimore's m S. 634 
Über diese Bestimmmig. 

') Vgl. die nordamerikanische KongreOakte Tom 30. Jnni 1869 Art 29. 

') So die Prisenreglementfl der meisten Staaten. 

^) So die österreichische Verordnmig Tom 9. Juli 1866. 
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da sie lediglich Beziehungen eines Staates zu seinen Ange- 
hörigen regeln.*) 

Hat ein Staat Sachen, die Eigentum von Angehörigen 
verbündeter oder neutraler Staaten sind, wieder weg- 
genommen, so darf er nach Völkerrecht jene Eigentümer 
nicht ungünstiger behandeln als seine Untertanen; günstiger 
darf er sie selbstverständlich stellen. Beachten mu£ er 
namentlich, daß es sich, wenn neutralen Staatsangehörigen 
ihr Eigentum entzogen wird, um eine Einziehung, um eine 
Bestrafung, handelt. Da nun nach seinem Eechte eine solche 
regelmäßig nur zulässig sein wird, wenn sie durch eine ge- 
richtliche Entscheidung ausgesprochen ist, so wird regelmäßig 
das Eigentum nach seinem Eechte noch nicht übergegangen 
sein. Der neutrale Staatsangehörige wird sich vielmehr noch 
im Eigentum befinden nnd von dem wieder wegnehmenden 
Staate die Herausgabe der aufgebrachten Sachen verlangen 
dürfen. 

Der kriegführende Staat kann den Besitz der von ihm 
aufgebrachten Sachen vor der gerichtlichen Entscheidung auch 
aufgegeben haben. Er kann hierzu durch Naturereignisse, 
wie Stürme, gezwungen worden sein, er kann ihn auch auf 
Grund eines Vertrags mit dem Eigentümer der aufgebrachten 
Sachen aufgegeben haben. Derartige Verträge werden Los- 
kauf-, Ranzionierungsverträge genannt, wenn sie den Eigen- 
tümer der aufgebrachten Sachen zur Zahlung einer Geldsumme, 
eines Lösegeldes , den feindlichen Staat aber zum Aufgeben 
seines Besitzes an ihnen verpflichten. Zugleich wird letzterer 
meist auch verpflichtet» die aufgebrachten Sachen während der 
im Vertrage bestimmten, regelmäßig während der ganzen unter- 
brochenen Fahrt nicht wieder aufzubringen« Doch kann auch 
das Gegenteil bestimmt werden. Eine solche Verpflichtung 
bindet selbstverständlich nur den vertragschließenden Staat, 
nicht dessen Verbündete. 

Der Abschluß von Loskaufverträgen ist nicht wünschens- 

^) Das ist in der Literatnr aUgemem nicht genügend erkannt oder 
nicht genügend heryorgehohen , Tgl. z. B. Dnpois S. 360 ff., HantefeniUe, 
Des droits et des devoirs III S. 386 ff., Bivier 8. 433, y. Ulimann 8. 346, 
V. Liszt 8. 327, Pereis 8. 193, Leroy 8. 121. Die Folge war die Entstehung 
zahlreicher Streitfragen, zu denen überhaupt kein Anlaß yorlag. 
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wert,^) da durch sie das Seebeuterecht seinen eigentlichen 
Zweck, nämlich die Vernichtung des ^feindlichen Seehandels'' 
zu ermöglichen, verliert und lediglich zu Bereicherungs- 
zwecken gebraucht wird. Deshalb haben denn auch viele 
Staaten derartige Verträge für nichtig erklärt und ihren 
Organen sowie ihren Angehörigen den Abschluß verboten*) 
oder seine Zulässigkeit wenigstens sehr eingeschränkt.^) EJagt 
trotzdem ein kriegführender Staat bei dem Gerichte eines feind- 
lichen Staates, der Loskauf vertrage fär nichtig erklärt hat, auf 
Zahlung des Lösegeldes, so muß er mit seiner Elage abge- 
wiesen werden ; klagt er dagegen bei seinem eigenen Gerichte, 
so dringt er mit seiner Klage regelmäßig durch. Doch darf 
er das zu seinen Gunsten ergangene UiteU nur in seinem 
eigenen Gebiete vollstrecken lassen. Befinden sich in letzterem 
keine Wertobjekte des Eigentümers der aufgebrachten und 
wieder freigegebenen Sachen, so wird das Urteil für ihn 
regelmäßig wenig Wert haben. Er darf nicht etwa ver- 
langen, daß sein Feind selbst das Urteil gegen seinen Ange- 
hörigen vollstreckt. 

Über die Verpflichtung zur Zahlung des Lösegeldes wird 
regelmäßig eine Urkunde (billet de rangon) ausgestellt. Die 
Klage auf Zahlung des Lösegeldes muß nach den meisten 
Landesrechten abgewiesen werden, wenn die Verpflichtung 
hierzu nicht durch jene Urkunde bewiesen werden kann. 
Das ist besonders in dem Falle von Wichtigkeit, wo der 
feindliche Staat sie ihrem Besitzer gewaltsam wieder abge- 
nommen hat. Der Eigentümer der aufgebrachten Sachen oder 
der Kommandant des weggenommenen Schifi^es erhält bei Ab- 



^) Eine Ausnahme läßt sich nur anerkennen, wenn die Voraassetznngen 
des „Zerstörnng^srechtes" (vgl. oben § 8) vorliegen. 

') Gänzlich verbieten den Abschluß von Loskanfverträgen die bei de 
Boeck S. 283 angeführten niederländischen, schwedischen, rassischen nnd 
spanischen Gesetze. 

') Den Abschluß von Loskaufverträgen erlauben die franz. Instmkt 
vom 2ö. Juli 1870 Art. 17 nur im Falle einer ,,force majeure". Ähnlich 
d. engl, manual of naval prize law Art. 45. Die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika gestatten dagegen den Abschluß von Loskaufverträgen un- 
beschränkt (vgl. Kongreßakte vom 2. August 1813). Übrigens haben die 
Grundsätze von den Loskaufverträgen in den letzten Kriegen wenig Be- 
deutung erlangt. 
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Schluß des Loskaufyertrages eine Urkunde gleichen Inhalts. 
Nur wenn durch diese der Abschluß des Loskaufyertrages 
nachgewiesen werden kann, entgehen die freigegebenen Sachen 
einer erneuten Aufbringung. 

2. Der Besitz muß im Augenblicke der Aneignung ge- 
sichert gewesen sein. 

Ob diese Voraussetzung erfüllt ist, entscheiden allein die 
tatsächlichen Verhältnisse, die in jenem Zeitpunkte bestanden 
haben. Die Frage läßt sich unschwer beantworten, wenn sich 
die aufgebrachten Sachen zu jener Zeit in einem Hafen des 
Staates, der sie aufgebracht hat, befunden haben und dieser 
Staat zu dessen Verteidigung imstande gewesen ist Schwie- 
rigkeiten können sich jedoch namentlich dann ergeben, wenn 
die aufgebrachten Sachen zur Zeit der Aneignung in neutralen 
Gewässern gewesen sind. Doch wird sich auch in diesem 
Falle meist eine befriedigende Lösung finden lassen. So kann 
der Besitz nicht als gesichert gelten, wenn der Staat die auf- 
gebrachten Sachen binnen einer bestimmten Frist aus den 
neutralen Gewässern wieder hinausschaffen muß, ohne daß er, 
sei es infolge der Gesetze des neutralen Staates, sei es aus 
Mangel an Nachfrage oder ähnlichen Gründen, vorher über 
sie verfügen konnte. 



§ 11. 

ni Die Zulässigkeit der Aneignung muß durch eine rechts- 
kräftige gerichtliche Entscheidung festgestellt sein. ^) 

Einige Autoren') behaupten, es sei nur eine Pflicht des 
Staates, der Sachen aufgebracht habe, über die Zulässigkeit 



^) Besonders treffend bringen diese Voraussetzung znm Ansdmck die 
nordamerik. Instmkt vom 27. Jnni 1900 Art. 49: y,The title to property 
seized as prize changer only by the decision rendered by the prize conr^ 
Daß in dem Ergehen einer gerichtlichen Entscheidung über die Zulässig- 
keit der Aneignung eine Voraussetzung des Seebeuterechts liegt, behaupten 
namentlich Pereis S. 192, Triepel, Völkerrecht und Landesrecht S. 290 u. 
291, T. ÜUmann S. 345, anscheinend auch Bonfils-FauchUle S. 763, Geffcken, 
H.H. S. 694 und zu Heffter § 138 Anm. 2 S. 301. 

*) Leroy S. 103, de Boeck S. 298 u. 299. 



IBM 
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ihrer Aneignung eine gerichtliche Entscheidung herbei- 
zuführen. 

Die Unrichtigkeit dieser Ansicht ergibt sich ohne weiteres. 
Denn wenn einem Staate oder seinen Untertanen das Eigen- 
tum an Sachen mit Rttcksicht auf das Seebeuterecht ohne 
gerichtliche Entscheidung entzogen worden ist, so erkennt er 
den Eigentumsübergang niemals an und verlangt von seinem 
Feinde auch nicht nur, um wegen Verletzung der völker- 
rechtlichen Pflicht eine gerichtliche Entscheidung herbeizu- 
fuhren, Entschädigung, sondern jeder Staat behandelt bei 
dieser Sachlage die Aneignung als unwirksam. 

Einzelne staatliche Gesetze^) verpflichten allerdings ihre 
Organe über die Zulässigkeit einer Aneignung eine gericht- 
liche Entscheidung herbeLzuführeu, aber nicht weU der Staat 
hierzu verpflichtet wäre, sondern weü er ohne die gericht- 
liche Entscheidung von dem ihm vorteilhaften Seebeuterecht 
keinen Gebrauch machen könnte. 

Zahlreiche Schriftsteller*) behaupten unter der Einwir- 
kung dieser landesrechtKchen Vorschriften, daß jede Prise 
abgeurteilt werden müsse (tonte prise doit 6tre jug6e). Dem 



^) Vgl. z. B. die franzGs. Instruktionen Tom 25. Juli 1870 § 17. 

') Leroy S. 111, Dnpnis S. 370, de Boeck S. 346, Despagnet S. 684, 
PhiUimore m S. 572 n. a. Bivier behauptet S. 432, daß mit dem vier- 
undzwanzigstttndigen Besitze oder mit Verbringnng des weggenommenen 
Schiffes in den Hafen „definitives Eigentum des Nehmers" noch nicht be- 
gründet sei. Dazu sei noch erforderlich „daß ein Gericht . . ., dem Nehme- 
staate das Eigentum zugesprochen habe''. Nicht nur die Kaper, auch die 
Kriegsschiffe müßten sich beim Prisengerichte über die Rechtmäßigkeit der 
Prise ausweisen. Er erklärt femer S. 433, daß ein Schiff im FaUe der 
Beprise dem Eigentümer zurückgegeben werden solle, da dieser sein Eigen- 
tum noch nicht „definitiv'' verloren habe. Bivier meint also anscheinend, 
das Seebeuterecht stehe einem Staate schon dann zu, wenn er die in Frage 
kommende Sache in Sicherheit gebracht habe, gehe aber wieder unter, 
wenn durch gerichtliche Entscheidung festgesteUt werde, daß die Aneig^nung 
nicht zulässig gewesen sei. Eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen 
sei aber Pflicht des Staates. Diese Ansicht steht jedoch mit der herrschen- 
den Praxis nicht in Einklang. AUerdings gibt es einzelne, nämlich die 
oben in § 8 behandelten FäUe, in denen einem Staate das Seebeuterecht 
vor dem Ergehen einer gerichtlichen Entscheidung zusteht, aber diese sind 
nur als Ausnahmefälle anzusehen, wie aus der Praxis zweifelsfrei ersicht- 
lich ist. 
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ist jedoch nur beizupflichten, wenn damit gesagt werden soll, 
daß ein Staat eine gerichtliche Entscheidung erwirken müsse, 
falls er das Seebeuterecht haben will. Dagegen kann ihr 
nicht zugestimmt werden, wenn das Wort „müssen" eine 
echte Pflicht des Staates zum Ausdruck bringen soll. 

Die Vorschrift einer gerichtlichen Entscheidung über die 
Zulässigkeit der Aneignung ist ebensosehr für den Staat, 
welcher sich die Sachen aneignen will, wie für den Eigen- 
tümer von Vorteil. Denn dem ersteren ermöglicht das durch 
sie bedingte gerichtliche Verfahren eine sorgsame Nachprüfung, 
ob seine Organe ihre Pflicht bei der Aufbringung erfüllt 
haben. 

Zugleich kann der Staat, wenn sein Feind oder ein neu- 
traler Staat nach der Entscheidung mit Ersatzansprüchen an 
ihn herantreten, geltend machen, sein objektiv unrichtiges Ver- 
halten sei durch die Schuld des anderen Teiles selbst ver- 
ursacht, dieser hätte bereits früher seine Ansprüche geltend 
machen müssen. Dadurch wird er von Verpflichtung zum 
Schadenersatz frei und hat nur noch die vorhandene unge- 
rechtfertigte Bereicherung herauszugeben. 

Die gerichtliche Entscheidung liegt anderseits im Inter- 
esse der Eigentümer, da das gerichtliche Verfahren ihnen 
Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Ansprüche und zum 
Vorbringen ihrer Beweismittel bietet, und da es für sie immer- 
bin noch besser ist, wenn über ihre Ansprüche nach Eechts- 
grundsätzen, wenn auch nur nach dem Landesrechte des 
feindlichen Staates, entschieden wird, als wenn sie lediglich 
von der Willkür des Gegners abhingen. 

Schließlich ist das gerichtliche Verfahren für alle Staaten 
von Nutzen. Denn die Zahl der zwischen ihnen entstehenden 
Streitigkeiten wird durch dieses Verfahren beschränkt werden. 
Wird es doch den Staatsangehörigen in manchen Fällen die 
Möglichkeit bieten, ihre Sachen durch Anrufung der Gerichte 
wieder zu bekommen, so daß sich ihr Staat zum Eingreifen 
nicht veranlaßt sehen kann. 

Im einzelnen verlangt die an dieser Stelle zu besprechende 
Voraussetzung des Seebeuterechts zunächst eine gerichtliche 
Entscheidung. Nicht notwendig ist, daß sie in besonderer 
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feierlicher Form ergeht, daß sie sich als ein Urteil^) dar- 
stellt. 

Doch muß hinsichtlich der Personen, welche sie gefällt 
haben, und hinsichtlich des Verfahrens, auf Grund dessen sie 
getroffen ist, den Anforderungen genügt sein, welche nach 
den Rechten aller sog. zivilisierter Staaten bei allen gericht- 
lichen Entscheidungen erfordert werden. 

Die entscheidenden Personen müssen eine ausreichende 
Bildung haben und eine von administrativen Einflüssen un- 
abhängige Stellung genießen. Nicht erforderlich ist, daß sie 
auch sonst ein Richteramt bekleiden oder daß ihre Unab- 
hängigkeit ebenso garantiert ist wie die der übrigen Richter 
ihres Staates. 

Die Staaten pflegen die Abgabe der Entscheidungen, 
welche das Seebeute- oder das Eriegsblockade- oder Eriegs- 
kontrebanderecht voraussetzen, ihren eigenen Organen, und 
zwar besonders geschaffenen Behörden, den sog. Prisengerichten, 
zu übertragen.^) Sie gehen dabei von der Ansicht aus, daß 
man von den ordentlichen Gerichten eine eingehende Kenntnis 
der bei jenen Entscheidungen zur Anwendung kommenden 
teilweise schwer erkennbaren Rechtsvorschriften nicht ver- 
langen dürfe. 

Ob die Prisengerichte nach dem Eintritte des Friedens- 
znstandes ihre Tätigkeit fortzusetzen oder einzustellen haben, ^) 
bestimmt das Recht ihres Staates. Schreibt dieses die Ein- 
stellung des Verfahrens vor, so müssen sowohl der Staat selbst 
wie die Eigentümer ihre etwaigen Ansprüche, insbesondere 
ihre Schadensersatzforderungen, bei den ordentlichen Gerichten 



^) Abweichend Phillimore m S. 573, Geffcken, H.H. S. 594, Rivier 
S. 432, Pereis S. 192, y. Liszt S. 326, y. Ullmann S. 345, Despagnet S. 687, 
Bonfils-Fanchille S. 763 und yiele andere Autoren. Bichtig z. B. das prenß. 
PrisenregL yom 20. Juni 1864 §§ 1, 20, 23, 25 und an anderen SteUen, 
femer das deutsche Beichsgesetz betr. die Prisengerichtsbarkeit yom 3. Mai 
1884 § 1. 

*) Vgl. z. B. das deutsche Beichsgesetz betr. die Prisengerichtsbarkeit 
yom 3. Mai 1884 (B.G.B1. S. 49) § 1. 

') Vgl. die diesbezüglichen Erörterungen bei der bekannten Entschei- 
dung in Sachen des „Doelwyjk*' yom 8. Dezember 1896. Eine Übersetzung 
derselben gibt Niemeyer in der Zeitschr. für das internationale Priyat- und 
Strafrecht Bd. 10 S. 432 £f. 
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geltend machen. Da aber durch diese Überleitung der Sachen 
notwendigerweise große Verschleppungen entstehen müssen, 
empfiehlt es sich für die Staaten, ihre Prisengerichte noch 
nach Eintritt des Friedenszustandes bestehen zu lassen, bis 
alle vor sie gehörenden Sachen erledigt sind. 

Die Zusammensetzung der Prisengerichte ^) in den einzelnen 
Staaten eingehend darzustellen, würde über die Aufgabe dieser 
Abhandlung hinausgehen. Bemerkt soll nur werden, daß in 
verschiedenen Staaten außer juristisch gebildeten Eichtem 
auch höhere Seeoffiziere den Prisengerichten angehören. 

Der Instanzenzug ist in der Regel in der Weise geregelt, 
daß zwei Instanzen eingesetzt sind, die zweite als Berufungs- 
oder Kassationsinstanz. 

So fungiert in Frankreich als erste Instanz ein conseil 
des prises, gebildet aus Beamten des Justiz- und Marine- 
ministeriums und des Ministeriums für die auswärtigen An- 
gelegenheiten, als 2. Instanz das Conseil d'Etat.*) Die preußische 
Gesetzgebung ') kannte als 1. Instanz den Prisenrat, als 

2. Instanz den Oberprisenrat*) 

Für das Seebeuterecht ist es nur mittelbar von Bedeutung, 
auf welchem Staatsgebiete die entscheidende Behörde ihren 
Sitz gehabt hat. 

Hatte sie ihren Sitz in einem neutralen Staate, und hatte 
dieser ihre Tätigkeit gestattet, so ist die Entscheidung trotz 
des Sitzes der entscheidenden Behörde auf neutralem Staats- 
gebiete wirksam, *) •) das Seebeuterecht also begründet. AUer- 

') Vgl. über sie besonders de Boeck §§ 338 ff. 

>) Vgl. die französ. Gesetze Tom 18. Juli 1884, 9. Mai 1859, 28. No- 
vember 1861 und 27. Oktober 1870. 

') Vgl. die prenß. Bestimmungen über das Verfahren in Prisensachen 
vom 20. Juni 1864 §§ 1—7, 20 ff. 

*) Für das Deutsche Reich sind bezÜgUch der Zusammensetzung der 
Prisengerichte bisher keine Bestimmungen getroffen. Vgl. den Vorbehalt 
in § 2 des deutschen Beichsgesetzes betr. die Prisengerichtsbarkeit vom 

3. Mai 1884 (B.G.B1. S. 49). Auf Grund dieser Bestimmung wurde am 
lö. Februar 1889 die Verordnung betr. die Ausübung der Prisengericbts- 
barkeit aus Anlaß der ostafrikanischen Blockade (R.G.B1. S. 5) erlassen. 

^) Das Gegenteil behauptet v. Ullmann S. 344 unter Beziehung auf 
V. Martitz, letzterer jedoch mit dem Zusätze, daß das Prisengericht 
„eventuell" in dem Gebiete des Verbündeten seinen Sitz haben könne. Vgl. 
auch Dupuis S. 439 (§ 321) 7. 
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dings kann der neutrale Staat durch die Erteilung der Er- 
laubnis einen Staat begünstigt und dadurch seine Neutralität 
verletzt haben. Hat der neutrale Staat die Ausübung der 
prisengerichtlichen Tätigkeit auf seinem Gebiete nicht ge- 
stattet, so kommt eine gültige Entscheidung nicht zustande, 
und das Seebeuterecht fällt aus. 

Auch die Frage, ob die Entscheidung von der zuständigen 
Behörde gefällt ist, hat für das Seebeuterecht nur mittelbare 
Bedeutung. Erklärt das Landesrecht des Staates, der sich 
die Sachen angeeignet hat, die Entscheidung, obwohl sie von 
der unzuständigen Behörde getroffen ist, für gültig, so muß 
auch der feindliche Staat sie anerkennen und sich dem See- 
beuterechte unterwerfen;^) erklärt ersterer die Entscheidung 
unter solchen Umständen dagegen für nichtig, so braucht 
letzterer die Aneignung sich nicht eher gefallen zu lassen, 
als bis eine wirksame Entscheidung erfolgt ist. 

Jede gerichtliche Entscheidung setzt nach den Rechten 
aller sog. zivilisierter Staaten ein rechtlich geordnetes Ver- 
fahren voraus. Der gerichtlichen Entscheidung, welche das 
Seebeuterecht voraussetzt, muß nicht das gleiche Verfahren 
vorausgehen, wie andere von demselben Staate getroffenen 
gerichtlichen Entscheidungen. Das Völkerrecht überläßt dessen 
Ordnung vielmehr dem Ermessen jedes Staates in der Er- 
wartung, daß jeder Staat den modernen Verhältnissen ent- 
sprechende Rechtsgrundsätze aufstellt. 

Insbesondere soll jede Partei die gleichen Rechte und 
Pflichten haben und jeder die Möglichkeit geboten sein, die 
Tatsachen, welche ihr für die Entscheidung erheblich er- 
scheinen, mit den Beweismitteln vorzubringen. 

Regelmäßig zerfällt das gerichtliche Verfahren in zwei 
Abschnitte, ein Vorverfahren und ein Hauptverfahren.*) 

In ersterem werden sämtliche Schiffspapiere und Bücher 



«) (S. 126.) Abweichend Calvo §§ 3056, 3057, vgl. auch Phillimore 
m S. 581. 

') Folgende Autoren behaupten dagegen, es sei eine Voraussetzung 
des Seebeuterechts, daß die gerichtliche Entscheidung von dem zuständigen 
Prisengerichte gefäUt sei : Geffcken, H.H. S. 594 und zu Heffter § 138 
Anm. 2 (S. 301), Rivier 8. 432, v. UUmann S. 345, Pereis S. 192. 

'] Vgl. besonders die engl, nayal prize Act Ton 1902 2 Edw. 7. 
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der entscheidenden Behörde vorgelegt und Ermittlungen zur 
Aufklärung des Sachverhalts angestellt — meist unter Ver- 
nehmung des Führers des aufgebrachten Schiffes und anderer 
Personen der Besatzung. 

Im Hauptverfahren wird den Eigentümern Gelegenheit 
zum Nachweise geboten, daß ihre Sachen weder dem See- 
beute-, noch dem Kriegsblockade- oder Kriegskontrebanderechte 
unterliegen oder daß die Voraussetzungen fdr diese Rechte 
nicht erfüllt sind. 

Die ergangene gerichtliche Entscheidung muß zur Zeit 
der Aneignung rechtskräftig gewesen sein, d. h. sie mußte zu 
diesem Zeitpunkte durch Rechtsmittel nicht mehr angefochten 
werden können. Ob diese Voraussetzung erfüllt war, ist nach 
den Rechten der einzelnen Staaten zu beurteilen. 

Die Rechte der einzelnen Staaten erklären regelmäßig 
eine Entscheidung dann für rechtskräftig, wenn es an einem 
Instanzenzuge fehlt, oder dieser erschöpft ist, oder wenn die 
Parteien auf die Einlegung von Rechtsmitteln verzichtet oder 
die frist- und formgerechte Einlegung eines solchen unter- 
lassen haben. 

Durch die gerichtliche Entscheidung muß die Zulässig- 
keit der Aneignung festgestellt sein. Ist ihre Unzulässigkeit 
festgestellt, so steht dem Staat das Seebeuterecht mithin nicht 
zu. Er kann sich die aufgebrachten Sachen nicht aneignen, 
ohne Entschädigungsansprüche gewärtigen zu müssen, und 
schreibt deshalb seinen Organen die Herausgabe der Sachen 
vor. Auch leistet er Entschädigung für die Aufbringung, 
wenn diese nicht durch ein Verschulden der Eigentümer her- 
beigeführt ist. Die Verpflichtung zum Schadensersatze muß 
nach den Rechten der meisten Staaten gleich in der gericht- 
lichen Entscheidung festgestellt werden. 

Nach den Landesrechten müssen die Prisengerichte in 
ihren Entscheidungen, falls sie die Zulässigkeit der Aneignung 
feststellen, zugleich aussprechen, daß das Eigentum an den 
aufgebrachten Sachen nunmehr auf ihren Staat übergegangen 
sei. Die Landesrechte knüpfen unmittelbar an diesen Aus- 
spruch den Eigentumsübergang. Auf das Seebeuterecht haben 
diese Vorschriften keinen Einfluß, es ist von einer „Zu- 
sprechung" des Eigentums unabhängig.^) 
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Ob die Tovaussetzungen des Seebeuterechts bis auf die 
gerichtliche Entscheidung selbst erfüllt sind, haben die Pnsen- 
gerichte nach dem Rechte ihres Staates zu entscheiden,') da 
sie Organe des letzteren sind und somit ihre Tätigkeit Staats- 
tätigkeit ist. Das ist besonders dann von Bedeutung, wenn 
ein Widerspruch zwischen dem Rechte ihres Staates und dem 
Völkerrechte besteht. Es ist nicht ihre Sache, sondern die 
Sache der Staatsorgane, welche den Staat nach außen ver- 
treten, die völkerrechtlichen Schwierigkeiten, die sich durch 
die Anwendung völkerrechtswidrigen Landesrechts ergeben 
können, zu berücksichtigen und, wenn es ihnen notwendig 
erscheint, auf eine völkerrechtsgemäße Gestaltung des Rechts 
ihres Staates hinzuwirken. 

Auch in den Fällen, in denen das Landesrecht keine 
oder doch nur schwer erkennbare Vorschriften gibt, haben 
die Priseugerichte nicht ohne weiteres Völken-echt anzuwenden. 
Jedoch dürfen sie annehmen, daß ihr Landesrecht den völker- 

') (S. 128.) Zutreffend Pereis S. 192, v. Lidzt S. 306. Abweichend: 
Hivier S. -132, Geffcken zu Heffter S. 301, t. Ullmann S. 346. Welche 
Stellnng Heilboro. Enc. Bi. II 8. 1066 id dieser Frage einnimmt, ist nicht 
klar ersichtlich. 

*i Daa bestimmt auBdrücklicb das italienische Dekret vom 20. Jnni 
1866 Art. 6. Zntreffeud Pereis S. 307, Lawrence S. 400—403, Dupuis 
S. 386—386; vgl. namentlich auch Triepel, Volkerrecbt nml Landesrecbt 
R. 163, 154, 398 n. 399. besonders S. 399 Anm. 1. Das Prisengericht ent- 
acheidei nicht „über Fragen dea Vülkerrecbts", wie Ririer S. 413 behanjitet, 
sondern seine Ent^clieidungen sind unr fUr das Vülkerrecht bedeutsam. 
Ungenau v. Ullmann S. 363, v. Liszt 8. 7, de Boeck S. 37a— 374, Bonfila- 
Fanchille S. 871, Cauchy II S. 144 ff. und Despagnet S. G86, nach denen 
die Prise ngericlite nach Völkerrecht entscheiden sollen , ebenso die ältere 
englische Literatur (vgl. die von Phillimore III S. 662 ff. zitierten Aub- 
führnngen der berühmten engÜBeben Prisenrichter 3ir James Mackintosh 
nnd Lord Stowell); Geüner, le droit dea nentres 8. 93 n. 400, der grund- 
sätzlich die doktrinäre AufCaasung für antreffend erachtet, daQ die Prisen- 
gerichte an die von ihren .Staaten erlassenen Vorschritten nicht gebunden 
sind, soweit letztere mit dem Volkerrechte im Widerspruche stehen, kommt 
schlieülich doch zu dem Resultate, daß. saSange nicht internationale Priseii- 
eerichte organisiert sind, die Prisengerichte ihre nationalen Gesetze anzu- 
wenden haben, sie sollen diese aber in zweifelhaften Fällen nach Maßgabe 
der Yülkerrechtsgrundsätze auslegen nnd bandhaben. Ähnlich wie GeOner 
Blnntschli, Völkerrecht § 847. 

RoatDcker Stndiea. It. ;. Heft. 9 
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rechtlichen Vorschriften entsprechende BestimmuDgen enthält 
oder daß es ihnen die Anwendung völkerrechtlicher Grund- 
sätze befiehlt.^) 

Darüber, ob im Einzelfalle nur die Voraussetzungen des See- 
beute- oder auch diejenigen des Eriegsblockade- oder Eriegs- 
kontrebanderechts nach Völkerrecht vorgelegen haben, wird eine 
gerichtliche Entscheidung nicht getroffen, trotzdem diese Frage 
zu mannigfachen und zahlreichen Streitigkeiten Anlaß geben 
kann. Der wesentliche Mangel der jetzt für jene Rechts- 
institute geltenden Grundsätze liegt gerade darin, daß eine 
Entscheidung in dieser Hinsicht nicht erforderlich ist und 
nicht herbeigeführt wird.*) Es ist für einen kriegführenden 
oder neutralen Staat in weit selteneren Fällen ^) von Interesse, 
daß festgestellt wird, ob die Eigentumsentziehung nach den 
von den Prisengerichten zur Anwendung gebrachten Rechts- 
grundsätzen des einzelnen Staates zulässig ist, als daß ent- 
schieden wird, ob die völkerrechtlichen Voraussetzungen dafür 
vorliegen, daß er sich die Eigentumseutziehung gefallen lassen 
muß. Über diese Frage aber könnten nur internationale Ge- 
richte eine Entscheidung fällen. 

Die Einrichtung internationaler, zur Abgabe solcher Ent- 
scheidungen bestimmter Prisengerichte ist eine unabweisbare 
Forderung. Sie wird namentlich auch vom Institute für 
Völkerrecht vertreten. Nach den Vorschlägen des Instituts 
sollen die nationalen Prisengerichte in erster Instanz beibe- 
halten werden, in zweiter Instanz aber sollen internationale 
Gerichte entscheiden, über deren Zusammensetzung und deren 



') Ansdrücklich befiehlt das preofi. Prisenreglement Tom 20. Juni 1864 
Art. 20 die Anwendung der TÖlkerrechtÜchen Grundsätze, wenn das Landes- 
recht keine besonderen Bestimmungen trifft. 

') Nicht etwa darin, dafi die Prisengerichte als Organe ihres Staatea 
eine Entscheidung in eigener Sache fäUen (so Despagnet S. 688). Diesen 
Mangel teilen sie mit allen staatlichen Gerichten, sobald der Staat selbst 
vor ihnen als Partei auftritt. Schwere Unzuträglichkeiten haben sich 
daraus selten ergeben, seit der Grundsatz der Unabhängigkeit der Richter 
zur Durchführung gekommen ist. Als Beweis können diejenigen Ent- 
scheidungen der Verwaltungsgerichte dienen, die Ansprüche der Subjizierten 
an den Staat zum Gegenstande haben. 

^) Diesen würde zudem durch teU weise Beibehaltung der nationalen 
Priseugerichte, z. B. als erste Instanz Rechnung getragen werden können. 
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Verfahren vom Institut genaue Pläne aufgestellt sind.^) Nach 
den jetzigen Verbältnissen würde ea sich empfehlen — unter Bei- 
behaltung der nationalen Prisengerichte für die Entscheidung 
in den Fällen, wo das Vorliegen der landesrechtlichen Vor- 
aussetzungen für eine Eigentumsentziehung bestritten wäre 
— für die Entscheidung über das Vorhandensein der völker- 
rechtlichen Voraussetzungen internationale Prisengerichte 
unter Angliederung an den schon bestehenden Haager 
Schiedsgerichlshof einzurichten. 

Diese wären entweder für die Dauer eines Krieges oder 
fnr jeden einzelnen Fall neu zu bilden oder müßten, was noch 
vorzuziehen wäre, ständig bestehen bleiben. Sie müßten in 
letzterem Falle etwa aus 7 Mitgliedern zusammengesetzt sein, 
von denen bei jeder Streitigkeit die Vertreter der beteiligten 
Staaten ausscheiden müßten. 

Auf das Verfahren bei diesen Schiedsgerichten könnten 
unbedenklich die in den Art. 37 ff. der I. Haager Konvention 
vom 29. Juli 1899 betr. die friedliche Erledigujig inter- 
nationaler Streitfälle aufgestellten Grundsätze zur Anwendung 
kommen. 

Wann die Vorschläge des Instituts oder Reformen ähn- 
licher Art verwirklicht werden, ist noch nicht abzusehen, da 
die größeren Seemächte, vor allen England, einer solchen Um- 
gestaltung des geltenden Völkerrechts den schroffsten Wider- 
stand entgegensetzen. Die Schwierigkeiten einer Reform 
dürfen aber auch nicht verkannt, und insonderheit muß zu- 
gegeben werden, daß bei der Rechtsprechung der internationalen 
Gerichte infolge der zum Teil noch lückenhaften und unsicheren 
Ausgestaltung des Völkerrechts mannigfache Streitigkeiten 
vorkommen würden. 

Aber deren Zahl würde immer geringer werden, je weiter 
die Ausbildung des Völkerrechts gerade infolge der Tätigkeit 
der internationalen Gerichte fortschreiten würde. Ist einmal 
der Anfang gemacht, so werden sich die segensreichen Folgen 
in Kriegsfällen bald zeigen. 



') Vgl. das PriBenreglement des Inslitnls für VBIkerreeht Art. 86 a. 
lOOj Bnlmeriacq, E. d. dr, int. et de iegisl. comp, von 1678, 1879. 1880 
und 1881. 
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§ 12. 

IV. Das Seebenterecht setzt nicht voraus, daß die An- 
eignung der in Frage kommenden Sachen während eines 
Kriegszustandes zwischen den beteiligten Staaten erfolgt ist. 

Es kann also ein Staat auch nach Abschluß des Friedens 
durch gerichtliche Entscheidung die Zulässigkeit der An- 
eignung von aufgebrachten Sachen feststellen lassen^) und 
sich letztere aneignen, ohne befürchten zu müssen, daß er 
wegen einer Eechtsverletzung in Anspruch genommen wird. 

Zulässig ist selbstverständlich auch eine Vereinbarung, 
daß prisengerichtliche Entscheidungen und Aneignungen auf 
Grund des Seebeuterechts nach Abschluß des Friedens nicht 
mehr erfolgen dürfen, ja, daß solche Entscheidungen und An- 
eignungen, welche bereits vor dem Friedensschlüsse nach 
einem bestimmten Termine stattgefunden haben, als rechts- 
unwirksam behandelt werden sollen.^) 



§13. 

V. Voraussetzung des Seebeuterechts ist nicht, daß der 
kriegführende Staat annehmen mußte oder auch nur annehmen 
konnte, daß die Sachen, um deren Aneignung es sich handelt, 
dem Seebeuterechte auch wirklich unterlagen. 

Auch wenn der feindliche Staat nachweisen kann , daß 
sich die andere Partei die Sache ohne Bestehen eines der- 
artigen Verdachts angeeignet hat, darf er nicht ihre Heraus- 
gabe verlangen, vorausgesetzt nur, daß es Sachen waren, die 
überhaupt vom Seebeuterecht ergriffen werden. 

Trifft letzteres nicht zu, so ist der Staat, welcher die 
Sache aufgebracht hat, zu ihrer Herausgabe verpflichtet, falls 



>) Ebenso ▼. Lisit S. 327 (S. 338) hinsichtlich der Entscheidung über 
die Einziehung von Sachen auf Gmnd des Eriegskontrebanderechts ; ab- 
weichend Pereis S. 309. Das Eriegskontrebanderecht ist gleichfalls ge- 
geben , wenn anch die Einziehung nach Eintritt des Friedens erfolgt ist; 
abweichend : das itaUenische Prisengericht in dem bereits oben § 6 zitierten 
Spruche in Sachen des „Doelwyjk*' vom 8. Dezember 1896. 

") Vgl. z. B. den Frankfurter Friedensvertrag Tom 10. Mai 1871 Art. 13. 
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er nicht zur Eigentumsentziehung aus anderen Rechtsgründen 
befugt war. Zugleich ist er zum Ersätze des durch die An- 
eignung entstandenen Schadens verbunden, es sei denn, daß 
der feindliche oder der neutrale Staat oder ihre Untertanen, 
denen die angeeigneten Sachen gehörten, durch ihr eigenes 
Verhalten zu der Annahme fuhren mußten, die betreft'enden 
Sachen unterlägen dem Seebeuterecht. ^) 

Dieser Fall liegt insbesondere stets dann vor, wenn der 
Eigentümer seine Ansprüche erst geltend gemacht hat, als 
die über die Sachen ergangene gerichtliche Entscheidung 
rechtskräftig geworden und daraufhin die Aneignung er- 
folgt war. 

§ 14. 
Inhalt des Seebeuterechts. 

Über den Inhalt des Seebeuterechts ist nach den voran- 
gegangenen Erörterungen, insbesondere nach den oben im § 1 
gemachten Ausführungen, nur noch weniges nachzutragen. 

Der Inhalt des Seebeutereehts besteht darin, daß ein 
Staat von einem anderen Staate verlangen darf, daß dieser 
Aneignungen, welche ersterer an bestimmten fremden Sachen 
vorgenommen hat, unter bestimmten Voraussetzungen als nicht 
rechtswidrig beliandele, daß er vielmehr unter jenen Um- 
ständen den Eigentumsübergang als rechtmäßig anerkenne 
und keine Entschädigungs- und Genugtuungsansprüche geltend 
mache. 

Will ein Staat seiner ans dem Seebeuterecht hervor- 
gehenden Pliicht naclikommen und gleichzeitig seinen Ange- 
hörigen gegenüber keine willkürlichen Handlungen begehen, 
so bleibt ihm nichts anderes übrig, als auch durch seine Ge- 
setze die Aneignung von Sachen, die dem Seebeuterecht unter- 
liegen, unter den für letzteres aufgestellten Voraussetzungen 
als rechtlich erlaubt zu behandeln. Nur auf diese Weise 
kann er verhindern, daß für ihn nach seinem Rechte die 
Pflicht entsteht zugunsten seiner Angehörigen bei jenen An- 
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eignungen, ebenso wie sonst regelmäßig bei rechtswidrigen 
Handlungen eines fremden Staates, schlitzend einzutreten. 

Das Seebeuterecht ermöglicht es den kriegführenden 
Staaten, sich bestimmte fremde Sachen unter bestimmten 
Voraussetzungen ohne Verstoß gegen die ßechtsordnung an- 
zueignen. 

Ein kriegführender Staat erwirbt bei einer mit Rücksicht 
auf das Seebeuterecht vorgenommenen Aneignung das Eigen- 
tum unbedingt und unbefristet; Belastungen der auf ihn 
übergegangenen Sache, insbesondere die auf einem Schiffe 
ruhenden Schiffspfandrechte, insoweit sie nicht Angehörigen 
eines neutralen Staates zustehen, darf er als erloschen be- 
trachten. 

Die nach der Aneignung über die Sache getroffenen Ver- 
fügungen haben völkerrechtlich keinerlei Bedeutung. Es kann 
ja auch dem feindlichen Staate und dessen Angehörigen gleich- 
gültig sein, was mit der Sache geschieht, wenn sie dieselben 
doch endgültig verloren haben. 

Die Wirksamkeit der getroffenen Verfügungen wird allein 
durch Landesrecht bestimmt. Dies gilt insbesondere auch von 
Übereignungen von Prisen in neutralen Häfen. 

Zweifellos steht jedem neutralen Staate die Befugnis zu, 
die Übereignung oder sogar den Verkauf von Prisen in seinen 
Häfen zu verbieten und als nichtig zu behandeln. ^) Ebenso- 
wohl steht jedoch dem feindlichen Staate die Befugnis zu, 
seine eigenen Verträge als gültig zu behandeln. Jeder behandelt 
sie in seinem Gebiete nach seinen Gesetzen und für die Frage, 
ob sie zur Durchfuhrung kommen, ist in erster Linie ent- 



^) So erklärten denn auch in ihren Neutralitätserklärungen und 
sonstigen Erlassen aus Anlaß des spanisch-amerikanischen Krieges 1898 
den Verkauf von Prisen in ihren Häfen für nichtig: die Niederlande 
(Ministerialerlaß vom 3. Mai 1898 Art. 4), Bußland (Neutralitätserklärung 
vom 18./30. April 1898, letzte Bestimmung), Japan (kaiserl. Verordnung 
Nr. 87 vom 30. April 1898 Ziff. 4 Ahs. 2 a. E.) und andere Staaten. Ein 
neutraler Staat begeht durch die Zulassung des Verkaufs von Prisen in 
seinen Häfen möglicherweise, aber nicht notwendig eine Rechtsverletzung. 
A. M. Rivier S. 448/449. unzutreffend anderseits auch Pereis Nr. 309, 
wenn er behauptet, daß in der Zulassung des Verkaufes von Prisen seitens 
Neutraler weder eine unmittelbare noch mittelbare Begünstigung des 
Nehmestaates (!) gefunden werden könne. 
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scheidend, ob dem einen oder dem anderen Staate das Imperium 
über den Ort zusteht, an dem sie zur Durchführung kommen 
sollen. Ein kriegführender Staat darf auch keine Einwendungen 
erheben, wenn sein Feind die aufgebrachten Sachen nach der 
Aneignung zei-stört. 

Der Staat ist häufig durch sein Recht verpflichtet mit 
den auf ihn übergegangenen Sachen Verfügungen bestimmter 
Art zu treffen, z. B. das Eigentum an ihnen ganz oder teil- 
weise an seine Organe, von denen sie aufgebracht sind, zu 
übertragen. Häufig entsteht auch kraft Landesrechts eine 
Verbindlichkeit för den Staat, au jene eine Belohnung, sog. 
Prisengelder, oder einen Teil des Erlöses zu zahlen, der beim 
Verkaufe der auf ihn übergegangenen Sachen erzielt ist. ^) 

Der Staat braucht bei seinen Verfügungen keine Rück- 
sicht darauf zu nehmen, daß er sich im Friedensverträge 
möglicherweise oder sogar wahrscheinlich zur Rückübertragung 
des Eigentums an den auf Grund des Seebeuterechts recht- 
mäßig auf ihn übergegangenen Sachen wird verpflichten müssen. 

Haben mehrere Staaten sich eine Sache mit Rücksicht 
auf das Seebeuterecht gemeinsam angeeignet, so steht jedem 
von ihnen das Seebeuterecht zu; haben mehi'ere Staaten eine 
Sache gemeinsam aufgebracht, hat aber nur einer von ihnen sich 
dieselbe angeeignet, so hat jeder von ihnen das Aufbringungs- 
recht; das Seebeuterecht kann und braucht nur der Staat zu 
haben, der sich die Sache angeeignet hat. 

Verbündete Staaten können Verträge abgeschlossen haben 
über die Aneignung von Sachen, welche sie gemeinsam auf- 
gebracht haben, oder hinsichtlich der Verfügung über Sachen, 
welche in ihr gemeinschaftliches Eigentum übergegangen sind. 
Für das Seebeuterecht haben derartige Verträge keine Be- 
deutung. 

Wird eine Sache, die sich ein Staat auf Grund des See- 



') Vgl. «. B. dae preuß. Prisenregl. Tom 20. Juni 1864 § 3G nnd das 
prenOisclie Regleinenl über die Verteilaug der Prisengeliler Tom 31. Dezember 
1861, sowie d. engl, naval prize Act von 1902 Edw. 7 g 26. Einen An- 
Bpmcb auf Zablung »oii Prisengelder geben nicht mehr die dentsche Ver- 
ordnung vom 15. Februar 1889, betr. die Ansübnng der Prisengertolit»- 
barkeit ans Anlaß der oatafrikaniscben Blockade S 2T Q:id die nord- 
amerikanische Navy Personal Act vom 3. Mart J899, 
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• 

beuterechts angeeignet hat, im weiteren Verlaufe des Krieges 
yom gegnerischen Staate wieder aufgebracht, so finden die- 
selben völkerrechtlichen Grundsätze Anwendung, wie wenn 
die Sache vorher noch nicht aufgebracht gewesen wäre und 
ihren Eigentümer noch nicht auf Grund des Seebeuterechts 
gewechselt hätte. Ob sie der Staat, der sie wieder aufgebracht 
hat, seinem Untertanen, der ihr früherer Eigentümer war, 
zurückgeben muß, entscheidet sein eigenes staatliches Recht 
In der Ausgestaltung des letzteren ist er nur insofern ge- 
bunden, als er anerkennen muß, daß der feindliche Staat oder 
dessen Eechtsnachfolger in der Zeit zwischen dem Eintritte 
der Rechtskraft seiner gerichtlichen Entscheidung und dem- 
jenigen der Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung des 
von neuem aufbringenden Staates, Eigentümer der Sache ge- 
wesen ist. Er darf also nicht etwa Verfugungen, welche der 
gegnerische Staat in der Zwischenzeit getroffen hat, um des- 
willen als unwirksam behandeln, weil sie ein Nichteigentümer 
getroffen hat. Es wird für den Staat, der sich die Sache 
wieder aneignet, neues Eigentum begründet.^) 



§ 15. 
Schlafs. 

Der Leser meiner Abhandlung wird sich an mehr als 
einer Stelle gefragt haben: welche Bedeutung haben denn 
alle die aus dem Seebeuterechte hervorgehenden und mit ihm 
zusammenhängenden Ansprüche eines Staates gegen einen 
anderen Staat? 

Sind sie überhaupt Rechtsansprüche und Rechtspflichten ? 
Sie sind doch durch Zwangsmittel nicht geschützt, und wenn 
ein Staat sich mächtig genug fühlt, so braucht er sich um 
sie nicht zu kümmern! Freilich wer unter Rechtsansprüchen 
nur solche Ansprüche versteht, zu deren Durchführung eine 
richtende und zwingende Autorität vorhanden ist,^) muß den 



^) Ebenso Heilborn, Enc. Bd. II S. 1068. 

*) So namentlich Ihering, Der Zweck im Hecht (Leipzig 1872) Bd. I 
S. 306 n. 468. A. M. besonders Triepel, Völkerrecht und Landesrecht 
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Eechtscharakler der aus dem Seebeuterechte hervorgehenden 
zwischenstaatlichen Ansprüche ebenso wie den Rechtscharakter 
aller übrigen Völkerrechtsausprüche veraeinen. Er muß in 
ihnen lediglich Forderungen der Sittlichkeit, der Moral, des 
Herkommens erblicken. 

Mit dieser Lehre fällt aber nicht nur das Völken-echt, 
sondern das gesamte öffentliche Recht, insoweit es die ver- 
fassungsmäÜige Ordnung des Staates begreift und insoweit es 
Ansprüche der Untertanen an den Staat zum Inhalte hat, aus 
dem Rahmen des Rechts hinaus. Dafür, daß ein gerichtliches 
Urteil vollstreckt, daß die Verwaltung innerhalb der gesetz- 
lichen Schranken ausgeübt wird, stehen dem Rechte keine 
Zwangsmittel zu Gebote, sondern nur Garantien anderer Art. 
Sind aber solche fiir die Befolgung eines Grundsatzes vor- 
handen, so ist dieser ein Rechtssatz, auch ohne daß seine 
Beobachtung erzwimgeu werden kann. Es genügt, daß die 
Verwirklichung des prinzipiell von der Rechtsordnung Ge- 
wollten gewährleistet ist, und dies muß genügen, da absolute 
Sicherheit in den stets mit Feldern behafteten Institutionen 
nirgends möglich ist. 

Gewährleistet aber ist die Verwirklichung des von der 
Völkerrechtsordnung prinzipiell Gewollten zweifellos. 

Die Interessen und die Gliederungen der Staaten unter- 
einander wirken nicht nur ununterbrochen an dem Auf- und 
Fortbau einer rechtlichen Ordnung in den zwischenstaatlichen 
Beziehungen, sie gewähren besondei-s auch eine starke Bürg- 
schaft für die Einhaltung der vom Rechte gezogenen Grenzen, 
für das Unterlassen willkürlichen Vorgehens. 

Bilden schon die im A\'ege der „guten Dienste" kund- 
gegebenen Ansichten der übrigen Staaten und die iitl'entliche 
Meinung, die in den Ansichten der Parlamente, der Staats- 
männer, der Presse zum Ausdrucke gelangt, nicht ganz zu 
ignorierende Garantien des Völkerreclits — seine wichtigste 
Garantie, die ursprünglich seine einzige war, liegt in den 
realen Macht- und Spaunungsverbättnissen der Staaten. Je 
gleichmäßiger die Macht unter den einander gegenüberstehenden 
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Staaten verteilt ist, desto schneller und desto umfassender 
schreitet die Weiterbildung des Völkerrechts zwischen ihnen 
fort und desto genauer wird das schon geltende Völkerrecht 
von ihnen beobachtet. 

Diese Behauptungen werden durch die Geschichte des 
Seekriegsrechts unwiderlegbar bewiesen. Das Seekriegsrecht 
ist so wenig ausgebildet und so oft verletzt, weil zur See die 
Macht unter den Staaten stets ungleich verteilt war. In 
früheren Jahrhunderten beherrschten die Spanier und Holländer 
die Meere, ohne daß andere Staaten genügend Kraft gehabt 
hätten, ihnen zur See das Gleichgewicht zu halten, jetzt haben 
die Engländer die vorläufig noch unangreifbare Vorherrschaft 
zur See. 

Erst wenn zur See die Machtverhältnisse eine ähn- 
liche Entwicklung erfahren haben werden wie auf dem euro- 
päischen Kontinente, ist ein wesentlicher Fortschritt und eine 
strengere Beobachtung des Seekriegsrechts zu erwarten. Wann 
jenes Ereignis eintritt, läßt sich noch nicht absehen. Denn 
zur Änderung der Machtverhältnisse zur See genügt nicht, 
daß jeder der Kontinentalstaaten seine Flotte verstärkt; es 
ist vor allem nötig, daß England gezwungen wird, seine seit 
Wilhelm ni. befolgte Politik, den Kontinent in Balance zu 
halten, so daß es selbst freie Hand hat, aufzugeben. Dem 
stehen aber unendlich schwer überwindbare Hindemisse ent- 
gegen. 

Die unangreifbare Insellage, die jahrhundertelangen Er- 
folge, der berechtigte Stolz auf die gi-oßartigen freiheitlichen 
Staatseinrichtungen, welche für die meisten Kulturstaaten 
der Welt vorbildlich geworden sind, haben in den Engländern 
ein elementares Selbstgefühl wachgerufen, wie es seit der 
Eömerzeit nicht dagewesen ist. Die auf diesem Selbstgefühl 
beruhende englische Eücksichtslosigkeit , die Skrupellosigkeit 
der englischen Politik und die Verachtung gegenüber den 
berechtigten Interessen anderer Völker können in einzelnen 
Fällen einen Zusammenschluß der übrigen Staaten gegen Eng- 
land herbeiführen, beständig und gerade in den wichtigsten 
politischen Fragen bedeutungsvoll wird ein solcher Zusammen- 
schluß jedoch nicht sein. Oder wird die englische Weltmacht- 
stellung vielleicht infolge innerer Leiden zusammenbrechen? 
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Wenn man sich der zahllosen Preßstimmen erinnert, die im 
Laufe des Bnrenkrie^es von dem inneren Zerfall der eng- 
lischen Weltmachtstellung sprachen, dann muß man über die 
Kurzsichtigkeit so mancher Politiker staunen, die ihren Leiden- 
schaften erlauben das Übergewicht über ihren Verstand zu 
gewinnen. Die englische Vorherrschaft zur See wird voraus- 
sichtlich noch lange bestehen bleiben, die Ausbildung des See- 
kriegsrechts hemmend. 

Die Theoi-ie muß während dessen die Wege für eine 
Kefoim zu ebnen suchen. Das ist ihr Recht wie ihre Pflicht. 

Aber sie muß mit Vorsieht bei ihrer Arbeit vorgehen. 
Es ist für die Förderung des Seekriegsrechta und besonders 
des Seebeuterechts besser, wenn sie die Notwendigkeit ge- 
wisser Halten anerkennt, als wenn sie Illusionen nährt, als ob 
diese Härten sich beseitigen ließen , oder die Gültigkeit von 
Rechtssätzen behauptet, denen solcher Charakter nicht im 
geringsten zukommt. 

Es ist förderlicher für die Fortbildung des Seekriegs- 
rechts wie überhaupt des Völkerrechts, wenn man 8ich be- 
schränkt, wenige Sätze aufzustellen, welche die Kraft haben, 
sich durchzusetzen , anstatt ein lückenloses Lehrgebäude zu 
errichten, das bei der praktischen Probe zusammenfällt. 
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